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konnte. Ich schlage somit vor, daß wir überhaupt morgen die geschäftliche Behandlung der
sämmtlichen bisherigen Eingänge hier feststellen und daß wir dann die sämmtlichen von dem
Prouinzialausschuß gemachtenVorlagen auf die Tagesordnung setzen. Ich meine nämlich, es
wäre das Allercinfachste,daß wir eine große Tagesordnung nehmen, nachher können wir immer
abschneiden. Ich kann nicht vorschlagen, wir wollen diese oder jene Sache nehmen, sondern
schlage vor, alle Vorlagen des Ausschusses auf die Tagesordnung zu fetzen, fo daß wir nachher
sagen können,das und das wollen wir auf einen künftigenTag vertagen. Dann sind wir nicht
gebunden; je nachdemsich die Sache giebt, können wir arbeiten Zunächst würden wir morgen,
nachdemwir die andern Sachen erledigt haben, in den Spezialetat eintreten. Sind die Herren
mit dieser Tagesordnung einverstanden?(Zustimmung,) Dies ist der Fall. Jetzt würden die
Herren sofort in den Abtheilungenzusammentretenkönnen.

Die Sitzuug ist geschloffen.
(Schluß der Sitzung 8^/2 Uhr Nachmittags.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag den 11. Dezember 1888.

Beginn 11 Uhr 15 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge und geschäftliche Mittheilungen.
2. Geschäftliche Behandlung der Eingänge.
8. Wahl der Commissionen.
4. Berathung der Spezialetats und sämmtlicher weiteren Vorlagen des Provinziab

ausschusses.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe
Ihnen zunächst folgende gefchäftlicheMittheilungen zu machen und Eingänge zu verkünden.
Zunächst von dem Herrn Landtagscommiffarius die Mittheilung, daß die Mitglieder Abgeordneter
Iürisscn, Abgeordnetervon Sandt und AbgeordneterKrupp durch verschiedene Umstände verhindert
sind, an der diesmaligen Sefsion theilzunehmen, der Herr Abgeordnete Iörissen durch seinen
Gesundheitszustand,der Herr Abgeordnete von Sandt, wie Sie bereits wissen, ebenfalls durch
feinen Gesundheitszustandund der Herr AbgeordneteKrupp durch eine längere Reise ins Ausland.

Sodann, meine Herren, habe ich Ihnen ein Schreiben des Herrn Landtagscommissarius
mitzutheilen, daß der im Jahre 1885 als klassensteuerpflichtiges Mitglied zur Bezirkscommission
gewählte Oekonom Peter Roghmann zu Cranenburg, Kreis Eleve, zur klassifizirtenEinkommen¬
steuer veranlagt ist und daß demnachhierauf bei der Neuwahl Rücksicht genommen werden muß
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Es gehört das zu den Wahlsachen, betreffend die Einkommensteuerfür den Regierungsbezirk
Düsseldorf.

Sodann habe ich hier eine Bitte des Kirchcnuorstandesder katholischen Pfarrgemeinde
Rheinberg um Beihülfe zur Restauration des Kirchthurmes; sie führen ans, daß der Thnrm etwa
900 bis 10U0 Jahre alt ist und einer großen Reparatur bedürftig wäre, die Kosten würden
ungefähr 10 000 M. betragen, und sie bitten um eine Unterstützungvon 10 000 M. Es ist
auch eine Zeichnung und ein Plan beigegeben,welche im Bureau aufliegen.

Sodann ist mir vom Herrn Landesdirektor eine Petition des Trier'schen Vauernvereins
übergeben, welche die Abänderung der Garantiefrist bei Viehuerkäufenbetrifft. In diesem Schreiben
wird ausgeführt, daß in dem bürgerlichenGefctzbuche für das Deutsche Reich über Gewährleistung
von Mängeln der veräußerten Sachen unter §. 399 eine Abänderung treten müsse, und zwar die,
daß die Schweine und Schafe von der Garantie gänzlich ausgeschlossen und daß überhaupt nur
eine kurze Garantiefrist bemessen werden möge; es wird auch ganz genau ausgeführt, in welcher
Weise für die einzelnenKrankheiten beim Vieh die Garantiefrist gegeben werden soll und es
wird der Provinziallandtag aufgefordert, er möge sein Votum dahin abgeben, daß eine solche
Veränderungder Garantiefrist herbeigeführtwerden möchte; sie ist unterzeichnet von Herrn Limbourg,
Präsidenten des Trier'schen Vauernvereins, Mitglied des Deutschen Reichstages und Preußischen
Abgeordnetenhauses.

Sodann ist nur vom Landesdirektor ein Schreiben Nheinbrohl-Hammersteinübergeben,
tt> welchem das Comite zur Errichtung eines Kaiseidenkmalsauf dem Hammerstein nochmals den
Hmnmersteinals den Standort für diefes Denkmal in den wärmsten Ausdrückenempfiehlt.

Ferner ein Schreiben des Herrn OberbürgermeistersDoetsch zu Bonn mit dem Beschluß
der Stadtverordnetenversammlung, wonach der hohe Landtag darauf hingewiesenwerden soll, daß
das Siebengebirge der einzige richtige Platz wäre für das Denkmal Seiner Majestät weiland
Kaiser Wilhelms I.

Dann eine Petition auf Uebernahme der Steinstrah-Titzer-Prämienstraheauf den Provinzial-
fonds. Sie ist ebenfalls vom Herrn Landesdirektor an mich abgegeben mit dem Hinzufügen,
daß der Provinzialausfchuh in der Sitzung vom 8. d. M. befchlossen hat, die Vertagung des
Beschlusses vorzuschlagen,wie es in den vorliegendenReferaten auch hinsichtlich der Uebernahme
mehrerer anderer Straßen geschehen ist.

Weiter liegt mir hier ein Bittgesuch des Ackerers Johann Jakob Weber II. aus Longcamp
vor um Gewährung einer Entschädigungbeziehungsweise Unterstützungaus Provinzialfonds wegen
Viehverlustes. Der Petent führt aus, daß er ein acht Monat altes Fohlen belgifcher Abkunft im
Werthe von 250 M. besessen habe und daß dieses beim Hinüberspringen über die Straßcnrinne
an der Ehaussee,die bei seinem Hause sehr tief ist, den Oberarm des linken Vorderbeines gebrochen
hätte und dann hätte getödtet werden müssen. Er bittet, daß der Provinziallandtag die Entschädi¬
gung übernehmen möge. Die Sache hat ebenfalls dem Provinzialausschuh vorgelegen und hat
derselbe in einer Sitzung die Sache abgelehnt. Nun kommt der Mann noch einmal an den
Provinziallandtag.

Es liegt mir dann eine Petition an den hochlöblichen Landtag der Rheinprovinz aus
Zell vor, betreffend den Schaden, den viele Einwohner von Zell, die, wie sie sagen, zu den
unbemittelterenEinwohnern gehören, bei dem Bergrutsch erlitten haben; es ist für jeden einzelnen
der hier unterzeichnetenPctenten die Summe aufgeführt, die der Schaden, den sie erlitten haben,
beträgt, sie beläuft sich zwischen 1300 M. und 100 M. in allen möglichen Abstufungen. Diese
Sache hat ebenfalls dem Provinzialausfchuh vorgelegenund ist dort abgelehnt worden.

26"
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Ich habe nun noch zur Geschäftsordnungeine Frage an Sie zu richten, meine Herren,
Nach §. 7 unserer Geschäftsordnungsollen die Eingaben an den Provinziallaudtag entweder offen
ausgelegt oder durch Abdruck an die Mitglieder vertheilt werden. Meine Herren! Wenn wir
alle Eingaben durch Abdrücke vertheilen würden, so würde das eine ganz außerordentlicheMasse
Material und Zeit kosten. Ich würde wohl, wenn ein Antrag aus dem hohen Hause nicht gestellt
wird, daß die Sachen abgedruckt werden sollen, anzunehmenberechtigtsein, daß die sämmtlichen
Eingaben zur Einsicht für alle Mitglieder auf dem Bureau ausgelegt werden sollen. Ich frage,
ob das hohe Haus mit dieser Behandlung einverstandenist. (Zustimmung,)

Wir würden nunmehr zu der geschäftlichen Behandlung der Eingänge übergehen und da
habe ich zunächst die Frage an Sie zu richten, ob Sie die Eingänge von heute auch mit behandeln
wollen. (Zustimmung.)

Es scheint also Ihre Intension zu sein, diese auch gleich mit zu behandeln. Zunächst
liegt mir hier das Schreiben des Herrn Landtagscommissarius vor mit dem Entwurf einer
Haubergordnung für den Kreis Altcnkirchen.Ich mochte den hohen Landtag bitten, zu bestimmen,
in welcher Weise diese Angelegenheitbehandelt werden soll. Zur Geschäftsordnunghat das Wort
der Herr AbgeordneteIaußen.

AbgeordneterIanßen (Vurlscheid): Meine Herren! Ich glaube, daß die zweckmäßigste
Behandlungsart diejenige ist, daß wir eine besondere Commissionfür diesen Gegenstand wählen,
zumal derselbe außerhalb des Nahmens derjenigen Geschäfteliegt, für welche die bereits in Aussicht
genommenenCommissionenbestimmtsind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Ianßen schlägt vor, eine besondere Commission zu
erwählen. Sind die Herren alle damit einverstanden, so könnte es nachher nach der Sitzung
geschehen. Der Herr Graf von Nesselrode hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Ncsselrode: Es sind für den RegierungsbezirkKöln schon drei
Herren dcstgnirt worden.

Vorsitzender Fü,rst zu Wied: Ich nehme also an, daß eine besondere Commission
beschlossenworden ist. Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr AbgeordneteBecker.

AbgeordneterBecker: Vielleicht würde es sich empfehlen, wenn die Commifsion heute
gleich nach der Sitzung gewählt würde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker beantragt, daß heute sofort
nach der Sitzung die Commission gewählt werden soll. Sind die Herren damit einverstanden?
(Zustimmung) Dann bitte ich die Abtheilungen,nachherzusammenzutreten,um die Wahlen vor¬
zunehmen. Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Dann wird die Commission vielleicht die Güte haben, sich zusammen
zu finden und zu constituirenund kann ihre Thätigkeit gleich beginnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe hier die beiden Schreiben über die Wahlsachen,
die ich gestern die Ehre hatte, Ihnen mitzutheilen, und »lochte Sie fragen, in welcher Weife
dieselben behandelt werden sollen, zunächst die Neuwahlen der Bezirkscommissionsmitgliederfür
die Einkommen- und Klllssensteucrpflichtigen der verschiedenenRegierungsbezirke. Soll das in
Abtheilungenbehandelt werden. Der Herr Abgeordnete Ianßen hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Ich möchte glauben, daß es anräthlich wäre, diese
Angelegenheitzunächst dem Provinzialausschuß zur Vorberathung zu überweisen,damit derselbein
die Lage käme, dein Provinziallaudtag eine Liste der von ihm als empfehlenswert!)zu bezeichnenden
Persönlichkeitenvorzulegen. Darauf hin würde sich dann der Landtag schlüssig machen können.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnet« Friederichs hat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Wir hatten uns gedacht, das in der früheren Weise zu

vollziehen; die Mitglieder des Regierungsbezirkes Düsseldorf waren schon gestern dahin überein»
gekommen, morgen ihre Vorschlage nnter sich zu berathen uud festzustellen, 6s ist die frühere
Forin gewesen, daß jeder Regierungsbezirk hierbei seine Vorschläge macht.

Vorsitzender Fürst zu Wied! Ich muß das bestätigen, was der Herr Abgeordnete
Friedrichs gesagt hat: es ist in früheren Landtagen immer geschehen, daß die Mitglieder der
verschiedenen Regierungsbezirke zusammengetreten sind und ihre Kandidaten genannt haben.
Der Herr Abgeordnete Iaußen hat das Wort,

Abgeordneter Ianhcn (Burtscheid): Ich ziehe meinen Vorschlag zu Gunsten des von
dem Abgeordneten Fricderichs gemachten zurück.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianhe» zieht seinen Vorschlag
Muck und es besteht mir der des Herrn Abgeordnete» Friederichs, Sind Sie damit einverstanden,
baß es in Abtheilungen erledigt wird? Der Herr Abgeordnete Veckcr hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Vielleicht würde auch heute diese Angelegenheit mit erledigt werden
können, damit die Herren nicht wieder zusammentreten müssen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte die Herren darauf aufmerksam machen, daß
sie die Akten über die Eückonuncnsteucrvflichtigen anf dem Bureau einsehen können. Es handelt
sich zunächst um die Reuwahlen der Bezirkscommissions-Mitglicder und ihrer Stellvertreter uud
sodann um die Wahlen für die Oberersatzcommissionen in den Bezirken der 28., 29., 30., 31.
und 32. Infanterie-Brigade. Meine Herren! Ich glanbe, dazu müßten sich die Vorstände der
Abtheilungen Mühe geben, die Voraktcn zu excerviren, nm festzustellen, wieviel sie zu wählen
haben. Das kann ich Ibnen hier nicht vortragen, das werden Sie alles von früheren Landtagen
her auf dein Vüreau finden. Der Herr Abgeordnete Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Ick wollte nur mittheile», daß für beide Angelegenheiten
die Mitglieder des Regierungsbezirkes Tüsseldorf morgen früh um 10^ Uhr zusammcu kommen
und daß die Unterlagen für die Verhanrlung vorliegen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich erlaube mir, die Mitglieder von Köln
zu bitten, morgen früh um 10^ Uhr zusammenzutreten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Boch hat das Wort,
Abgeordneter Boch: Ich wollte die Herren von Trier einladen, um 10'/« Uhr hier

zusammenzukommen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Reinhard hat das Wort.
Abgeordneter Reinhard: Ich möchte mir erlauben, die Herren vom Regierungsbezirk

Eoblenz morgen früh um l0'/2 Uhr einzuladen in das Zimmer des dritten Ausschusses, um die
Wahlen I. zur Bezirkscommissiou, 2. znr Ober-Ersatzcommission und 3. zur Commission zur Ein¬
führung der Haubcrgordnung des Kreises Altenkirchen zn vollziehen.

Abgeordneter Friederichs: Darf ich den Herren mittheilen, daß wir das frühere Zimmer
des Ausschusses I für den Regieruugsbezirk Düsseldorf uehmen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Dann würde ich die Herren von Köln bitten,

un Zimmer des Prouinzialausschusscs zusammenzutreten.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
AbgeordneterI außen (Vurtscheid): Ich würde die Zerren des RegierungsbezirksAachen

bitten, im letzten Zimmer rechts morgen um 10^2 Uhr zusammenzutreten.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Sodann liegt mir ein Schreibendes Herrn Oberpräsidcnten

mit Akten vor über die beanstandeten Wahlen in den Kreisen Grevenbroich und Waldbroel.
Diese Akten werden wohl mit Ihrem Einvcrstündniß an die Wahlprüfungscummissiou verwiesen.
Da kein Widerspruch erfolgt, geschieht dies.

Ferner liegt mir hier das Schreiben des Herrn Oberpräsident.,» vor, betreffend die
Uebernahme der Aachen-EupcnerAktienstraße auf den Provinzialstraßenfonds. Ich werde wohl
mit Ihrem Einverständnis;handeln, wenn ich dies an die CommissionIII verweise. Es erfolgt
kein Widerspruch,es geschieht das also.

Es liegt mir weiter eine Petition der Hagelbeschädigtenvon Angermund vor, die ich
gestern die Ehre hatte, Ihnen inhaltlich mitzutheilen. Ich möchte Sie fragen, ob diese zur
Instruktion an die I. Commission abgegeben werden soll. Der Herr AbgeordneteFriederichs
hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Geschästsordnungsmähig,glaube ich, gehört sie zur I.
Commission.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Geschästsordnungsmähiggehört sie zur I. Commission;
ich frage nur, ob Sie die Petition behandeln wollen. (Zustimmung.) Sie geht also an die I.
Commission.

Sodann gehorsamste Bitte der Kirchengemeinde Bacharach, betreffendWiederherstellung
der evangelischen Pfarrkirche St. Peter zu Bacharach, ebenfalls an die I. Commissionverwiesen.

Sodann kommt eine Vorstellung des Vorstandes des Trier'schen Vauernvcreins um
Bewilligung eines Zuschusses für die Vereinskasse zur Fürderuug der Obstbaumzucht,geht ebenfalls
an die I. Commission.

Ein Gesuch des Straßeuaufsehers a. D. Vreßler um Wiederanstellungoder Pensionirung
geht an die III. Fachkommission. Sind Sie damit einverstanden?(Zustimmung.)

Sodann was ich Ihnen heute als Eingang mittheilte über den Bergrutsch bei Zcll ist
Straßensache und würde an die III, Fachcommissiongehen. Ich constatire Ihr Einverständnis;.

Sodann eine Petition des Ackerers Johann Jakob Weber in Longcamv, betreffend den
Verlust des Fohlens durch die Straßcuriuue, die besonderstief ist, wird auch wohl Straßensache
sein, wenn Sie sie behandeln wollen. Dieser Gegenstandwürde an die III. Commission gehen,

Sodann Antrag auf Ueberuahme der Steinstraß-Titz'er Prämienstrahe auf den
Provinzialstraßenfonds wird wohl auch an die III. Fachcommission gehen.

Nun kommen noch die zwei Schreiben, das eine von Bonn, das andere vom Comite
für Hammerstein,betreffenddas Kaiser-Wilhclm-Denkmal. Diese werden wir wohl zunächst im
Plenum behandeln. (Zustimmung.) Ich werde dieselben der Vorlage des Provinzialausschusses
über diese Angelegenheitverweisen. Es erfolgt kein Widerspruchdagegen.

Dann der Antrag des Trier'schenVauernvereins, betreffend die Abänderung der Garantie¬
frist bei Viehverkäufen. Ich möchte Sie fragen, ob Sie eine besondere Commission bestellen
wollen oder ob Sie diesen Gegenstand vielleicht derselbenCommission, wie die Haubergordnung
übergebenwollen. Der Herr Abgeordnete Freiherr von Eerde hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterFreiherr von Eerde: Ich beantrage Wahl einer Commifsion für land-
wirthschaftliche Angelegenheiten.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Die Haubergordnung ist doch eine landwirthschaftliche
Angelegenheit. Oder wollen Sie den Gegenstand vielleicht an die 1. Fachcommisfionverweisen?
Es erfolgt dagegen kein Widerspruch; es geht also dieser Gegenstanddahin.

Der Antrag der katholischen Kirche zu Rhcinberg um eine Beihülfe zur Restauration
"es Kirchthurms geht wohl auch an die I. Fachcommission. Es erfolgt kein Widerspruch, das
Gesuch geht also dahin.

Meine Herren! Es ist soeben noch ein Antrag eingegangen von Seiten des Herrn
Grafen Hoensbroech,von über 20 Mitgliedern unterschrieben,wie es unsere Geschäftsordnung
vorschreibt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Prouinzialausschuh zu beauftragen,
die erforderlichenMaßnahmen zur Herstellungeiner geeignetenelektrischenBeleuchtung
in den Räumen des Ständehauscs zu treffen und ausführen zu lasse»/'

Wollen Sie diesen Gegenstand auch an eine Commission verweisen?
Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterBecker: Mir scheint es doch eigentlich richtiger, wenn solche Maßregeln,

welche die Verwaltung berühren, da diese gesetzmäßig in der Hand des Ausschusses liegt, zunächst
auch dem Ausschusse zur Erwägung überwiesenwerden. Es ist zwar beantragt, den Beschlußzu
fassen, der Ausschuß wolle die elektrische Beleuchtung ausführen. Das halte ich aber nicht für
richtig, sondern ich meine, der Landtag müsse zunächst hören, was der Ausschußüber die Vorlage
selbst dächte. Der Ausschuß würde dabei Mittheilung über die Kosten machen und dann der
Landtag über die Sache eventuell in dieser Session noch befinden können. Das scheint mir der
richtige Weg zu sein

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf Hoensbroechhat das Wort.
AbgeordneterGraf Hoensbroech: Ich möchte dem Herrn Vorredner mittheilen, daß die

Frage absulut kein Novum ist, sondern daß diese schon vor einer Reihe von Jahren hier den
Landtag und auch den Ausschuhbeschäftigthat. Ich erinnere mich, daß der selige Freiherr von
Scheibler, der Vater unseres jetzigen Kollegen, damals schon einen Antrag in diesem Sinne
gestellt hat, weil es sich als absolut dringendes Bedürfniß erwies — es werden die Herren,
welche fchon längere Zeit im Landtage sitzen, mir beistimmen. Damals ist der Antrag nicht zur
Ausführung gelangt, weil überhaupt die Frage der elektrifchenBeleuchtung noch eine sehr
schwankende war und weil fast tagtäglich Verbesserungenin dieser Richtung gemachtwurden und
weil man sich sagte, es ist noch nicht an der Zeit, an die elektrische Beleuchtung zu gehen, weil
dieselbe über kurz oder lang durch andere Einrichtungen überholt wird. Jetzt ist aber die Sache
anders, so daß es an der Zeit ist, diese Frage zu berathen und ich glaube, daß es durchaus
sachgemäß und richtig ist, diese Sache direkt einer Commissionzu überweisen. Der Commission
steht immerhin frei, die Sache wieder an den Provinziallandtag zu verweisen, aber ich bin
überzeugt,daß die Sache sich im 1. Ausschuß, wohin sie zu verweisen ist, direkt erledigen ließe.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Landesbaurath Guinbert hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Landesbaurath Guinbert: Es ist bereits im vorigen Landtage eine Vorlage über die
Anlage einer elektrischen Beleuchtung eingebrachtworden. Diese Vorlage ist aber vom Landtage
damals nicht acceptirt worden, weil man dem demnächst auf Grund der Provinzialordnung
zusammentretendenProvinziallandtage nicht vorgreifen wollte. Ich bin also in der Lage, Ihnen
setzt unverzüglicheine weitere Vorlage zu unterbreiten.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Necker hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Ich bin der Ansicht, Sie können eine materielle Behandlung des
Antrags heute nicht eintreten lassen, wenigstens protestire icb dagegen, weil der Antrag nicht auf
der Tagesordnung steht. Was nun die geschäftliche Behandlung des Antrags anlangt, so ist es
nicht nach meiner Meinung geschäftsordnungs.mmiß, wenn wir ihn einer beliebigen Commission
überweisen und event, nur die Äusführnng dem Ausschusse übertragen Der Provinzialausschuß,
meine Herren, hat ein Recht ans die Vorprüfung des Antrages. Ich glaube, daß dies allein der
richtige Weg ist, und daß sich derselbe Weg für alle ähnlichen Fälle, welche die Verwaltung
betreffen, empfehle. Ist die Sache bereits früher behandelt worden, nm so leichter wird der
Ausschuß zu eiueiu abschließenden Urtheil kommen nnd desto schneller wird er Bericht erstatten
können. Meines Crachtens empfiehlt es sich, diesen nach meiner Meinung allein ordnungsmäßigen
Weg nicht ohne besondere Gründe zu verlassen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf Hoenöbroech hat das Wort.
Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Ich möchte den Herrn Vorredner

darauf hinweisen, daß eben schon verschiedene Anträge uns vorgelegt worden siud, die direkt an
die Commission zuerst und dann an den Ausschuß verwiesen worden sind, nur nicht zur Vor¬
berathung an den Provinzialausschuß; also dieses Recht eristirt überhaupt nicht. Der Provinziell-
landtag hat ganz einfach das Recht, seine Anträge hinzuuerweiscn, wohin er will; dem gegenüber
steht kein Recht des Provinzialausfchnsfes, wie es der Herr Vorredner eben bezeichnet hat, ich bin
aber damit einverstanden, daß die Sache an den Prouinzinlausschuß geht, vorausgesetzt, daß der
Landtag noch in die Lage gesetzt wird, in dieser Session über diesen Antrag zu beschließen. Ich
habe nichts dagegen, daß die Sache noch einmal vom Provinzialausschuß berathen wird, aber
wenn das nicht der Fall sein sollte, so bestehe ich darauf und stelle den Antrag, daß die Sache
direkt an eine Commission des Landtags gewiesen wird.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Der Herr Abgeordnete Zweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigcrt: Ich habe generell nichts dagegen zu erinnern, wenn die Sache

an den I. Ausschuß kommt, muß indessen dein Herrn Abgeordneten Becker darin entgegentreten,
daß der Provinzialausschuß ein Recht habe, derartige Initiativanträge zunächst uurznprüfen, damit
nicht aus der Ueberweisung an den Ausschuß ein Präjudiz folgt, daß für alle Zukunft derartige
Anträge an den Provinzialausschuß verwiese» werden. Ich glaube, darüber steht weder in der
Provinzialordnnng noch in der Geschäftsordnung etwas. Wir können unsere Anträge an eine
Commission verweisen oder, wenn wir wollen, direkt im Plenum behandeln. Generell bin ich ein¬
verstanden, daß die Sache dem Provinzialausschuß überwiesen wird, aber ohne jedes Präjudiz.

Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Mciue Herren! Gestatten Sie mir, darauf hinzu¬
weisen, daß, wenn es auch richtig seiu mag, daß ein geschriebenes Recht in Betreff diefcs Punktes
nicht vorliegt, es gleichwohl nicht allein der seitherigen Praxis, sondern auch der gesammten
Stellung des Provinzialausschnsses im Prouinzialverbande entspricht, denselben zu diesen Fragen
zu höre». Deuten Sie sich, zu welcherVerschiedcnartigkeit der geschäftlichenBehandlung es führt,
wenn Gesuche, welche zu einer Zeit des Jahres eingehen, wo der Prouinziallandtag nicht ver¬
sammelt ist, stets an den Provinzialausschuß gelangen, während Petitionen ganz gleicher Art,
welche während der Session des Landtages gestellt werden, mit Umgehung des Ausschusses
behandelt werden sollen. Das muß ja nothwendig zu Unglcichmäßigkciten in der Behandlung
der Gefchäfte führen. Sie werden mir zugestehen, daß das dem Interesse der Verwaltung mcht



förderlich ist. Ich muh übrigens für ».eine Person erklären, daß bei allen Beschlüssendie vorhu
in Bezug auf die Ueberweisungan die betreffendenFachcommissionen gefaßt worden sind es ur
mich immer das Referat gegebenhat, „nachdemvorher der ProvinzialausschußgeHort worden ist.
Dieses Recht des Gehortwerdens steht nach dem ganzen Geist unserer Provmzialverfassung dem
Provinzialausschuß unzweifelhaftzu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr Landesdirektorhat das Wort^
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Nach dem ganzen Aufbau der Provmzmlordnung

scheint nur ein Bedenken dagegen nicht vor zu liegen, daß die Angelegenheiten, welche im
Provinziallandtage berathen werden, zunächst dem Ausschußzur Vorbereitung überwiesen werden
Dieses Verfahren wird meines Erachtens indirekt durch den §. 58 der Provmzmlordnnng angeregt.
Die Provinzialordnung schreibt nämlich im §. 58 vor: d«
Erledigung olgender Geschäfte ob: Der Provinzialausfchuh hat d:e Beschlussedes Provinzial¬
landtages vorzubereitenund auszuführen, soweit damit nicht besondere Connm stonen, Comnnssanen
oder Beamte durch Gesetz oder Beschluß des Provinziallandtages beantragt sind.

Das letzte soll also die Ausnahme bilden, soweit Näheres als Regel hingestelltwird, daß
der Ausschuß alle Beschlüssevorzubereiten hat. Ich meine, wenn es sich um Sachen von materieller
Bedeutung handelt, daß es alsdann den. Sinn und dem Wortlaut der Provmzmlordnungentspricht,
daß zunächst die Ueberweisungan den Provinzialausschuß erfolgt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Freiherr von Loö hat das Wort^
AbgeordneterFreiherr von Loö: Meine Herren! Ich würde es "s eine Verkümmerung

des Rechtes des Provinziallandtages und seiner Mitglieder ansehen, wenn Sie feststellten,daß
überhaupt alle Anträge an den Provinzialausschuß gehen mühten. Daß dem wie der Hnr
Landesdirektoreben vorlas, keine Bedenken entgegen stehen - der Ueberweisungan den PromMal-
ausschuh - dem stimme ich zu. Wenn aber auch keine Bedenken entgegenstehen,so ist es doch
"irgendwo ausgesprochen,daß dies geschehen muh; ich we.h nicht, wohin das f" «« Me wenn
wir hier nur Beschlüsse fassen dürften, nachdemdie betreffendenAnträge dem Provmzialan schuh

vorge^e^ Das haben wir selbst zu entscheiden.So ^ ^^
worden und ich zweifle nicht, dah jede Commission, die wir aus dem P^M^
wählen, wenn sie die Sache nicht hinreichendgeprüft und ^«reichend klar gestellt era^
an den Provinzialausschuß verweisen wird. Aber ihnen dies zur Pflicht zu m ch , d gegm
muh ich entschieden protestiren und würde es als eine Verkümmerung unseres Rechtes ansehen,
wenn wir dazu übergehen wollten. ^ . < . ^ «!^«lt«n^n„n<i

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteHeuser hat zur Geschäftsordnung

^ ^Abgeordneter Heuser- Meine Herren! Es ist doch gewih keine Verkümmerung des

Nechtes d^ «e!, we>m dasjenige, was ihm zur Beschlichfassung^egt'v^^« ^
durch Gesetz und Zweckmäßigkeit vorgeschriebenen Weise, wie solche m der Provnzialordung ihren
Ausdru^ Eine Sache, die mit erhebliche« Kosten ver imden ist w von
vielerlei Gesich spunkten ans zu betrachten ist, geHort ganz gewiß nicht

m ein Plenum von 140 Personen. Ich bin der Ansicht, daß es m ^" "r ^ ' ^e l. '
und dem entsprichtauch das geschriebene Recht, daß, wie der Herr Landesdirektorausgeführt hat,
es nur als Aus^ wenn der Landtag direkt über Sachen wie die gegenwartig

F^st ^ Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
27
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Abgeordnete Dietze: Meine Herren! Ich bedauere, mich den Ansfühnmge» des Herrn
Landesdirektors und des Herrn Abgeordneten Becker nach den, Wortlaut des §. 58 der Prouinzial-
ordnung nicht anschließen zu tonnen, Ist der Prouinziallandtag nicht versammelt, so sind natürlich
alle vorliegenden Arbeiten durch den Provinzialausschnh vorzubereiten, ist aber der Landtag ver¬
sammelt, so ist es ganz unbestritten, daß nur dem Landtage die Art der Geschäftsuorbereitung
zusteht uud nicht dem Pro'.'inzilllausschuß, und ebenso die Gcschäftsbchaudlung. Ich glaube auch
nicht, daß der Provinzialausschuh, wenn direkt ein Antrag gestellt ist, ihn an eine Kommission zu
verweisen, wie es mit diesem Antrage geschieht, dann das Recht für sich in Anspruch nimmt, es
im Ausschuß vorzubereiten, die Commission kann es ebenso gut vorbereiten. Ich freue mich, daß
das Prinzip überhaupt zur Sprache gekommen ist, obwohl der vorliegende Antrag eigentlich nicht
der Mühe werth ist; das Material liegt fertig vor, es kann vom Ausschuß und Commission ebenso
berathen werden. Wenn es sich aber nm das Prinzip handelt, kann ich mich nur dem anschließen,
was der Abgeordnete von Lo« ausgeführt hat,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf Hoensbroech hat das Wort,
Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Meine Herren! Wir müssen die materielle

Seite der Frage nicht vermengen mit der formalen. Ich habe ausführlich erklärt, daß ich au und für sich
materiell gar nichts dagegen habe, wenn die Sache dein Provinzialausfchuh M Vorberathung übcrwicscu
wird, damit die Sache gründlich dort erwogen werde, vorausgesetzt, daß es noch möglich sein wird,
die Sache in dieser Session noch zur Entscheidung zu bringen Aber so liegt ja setzt die Frage
nicht mehr Die Frage ist jetzt auf das Terrain des Compctenzconftiktcs geschoben worden uud
da muß ich allerdings, um dies klar zu stellen uud um das festzuhalten, darauf bestehen und stelle
hiermit formell den Antrag, diese Frage direkt an den betreffenden Ausschuß zu verweisen, darüber
kann nach meiner Ansicht gar kein Zweifel fein und ich verstehe die Deduktiv» des Herrn Landes¬
direktors nicht, wie er aus dem ß. 58 herauslesen null, daß das blos eine Ausnahme sei. Ich
muh sagen, ich verstehe das nicht, die Sache ist so klar, daß darüber überhaupt kein Zweifel sein
kann. Ich stelle hiermit den Antrag, meinen Antrag direkt an die betreffende Commission zu
verweisen, die mag entscheiden, ob er zu ciucr materiellen Prüfung der Sache noch an den
Provinzialausfchuh wieder weiter gehen foll. Aber gcschäftsordnungsmäßig, formell muß das
Recht festgehakte»werden, daß der Prouinziallandtag darüber bestimmen kann, wie er es der Sache
entsprechend für gut hält und daß ein Recht von Seiten des Provinzialausfchußcs absolut uicht cxistirt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Landesdirektor Klein hat das Wort.
Landesdirektor sslein: Meine Herren! Es beruht auf einem große» Mihuerständniß,

wenn Herr Graf Hoensbroech annimmt, ich habe dem Landtage das Recht bestreiten wollen,
Angelegenheiten zur Vorberathung an eine Commission zu verweisen. Ich habe vielmehr nur
gesagt, daß es nach dem Wortfassnng und dem Sinne der Prouinzialordnuug als Regel zu
betrachten sei, daß die Angelegenheiten dem Prouinzialausschuß zur Vorbereitung der Landtags-
beschlüffe überwiesen würden. Ich bitte Sie, meine Herren, den iZ> 58 durchzulescn und werden
Sie finden, daß man nicht zu einer andere» Auffassung kommen kann. Der Provinzialausfchuh
hat die Beschlüsse des Landtages vorzubereiten und auszuführen, foiveit nicht in besonderen Fällen
Commissionen vom Landtage ernannt werden Meine Herren! Wenn ich Jemandem Geschäfte in
dem Sinne übertrage, du hast alles zu thun, soweit ich nicht in einzelnen Fällen andere Bestim¬
mung treffe, so heißt das doch, daß in der Regel der generell ertheilte Auftrag Platz greifen soll.
Dah der Landtag darüber zn befinden hat, ob und wann er eine solche Ausnahme »rächen und
eine Commission mit der Porberathung betrauen will, ist selbstverständlich. Wenn es sich um



211

finanziellelind Fragen ähnlicher Art handelt, so ist es gewiß zweckmäßiger,bei der Regel zu
bleiben und die Sache an den Ausschuß zu verweisen. Letzteres trifft bei der vorliegende,»
Frage zu,

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Meine Zerren! Ich bedauere lebhaft, vielleicht durch einen

»"glücklichen Ausdruck die Veranlassung zu dieser prinzipiellen Diskussion gegeben zu habeu. Es
kann Niemand leugnen, daß der Landtag das Recht hat, zu bestimmen,wie er es für gut findet.
Das liegt im 8. 58 der Provinzialordnung. Ich habe nur nach diesem selber und m Ueberem-
stünmuug mit'den Ausführungen des Herrn Landesdirektors ausführen wollen, daß es m der
Negel das Nichtige sein wird, dem Ausschuß,welcher die laufende Verwaltung führt, auch alle
diejenigen Sachen, die mit dieser Verwaltung in Berührung stehen, zunächst zur Aeußerung
zuzuweisen; uud das wird auch in den meisten Fällen aus praktischen Gründen das zweckmäßigste
sein. Nehmen Sie z. B. den häusigen Fall an, daß Petitionen den Ausschuh bereits beschäftigt
haben; nun weifen Sie ohne besondernGrund eine solche Petition an eine andere Eomnnssto»,
die keine Verbindung mit dem Ausschuß hat; das kann nur zu unnützen Schwierigkeitenfuhreu.
Ich betone nochmals, das Recht des Landtags, anders zu befinden, habe ich nie bestreuen wollen,
aber in der Regel muß ich daran festhalten, daß es das zweckmäßigste und auch un Sinne
der Provinzialorduung ist, wenn wir diejenigen Sachen, welche die Verwaltung betreffen, dem
Prouinzialmisschnßzur Berichterstattung zuweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort zur
Geschäftsordnung. ^ . ,

Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich stehe vollständig auf dem Standpunkte, der
«°» den Herren Abgeordneten Dietze und vo» Loö nusgesprocheuist. Der Provinzialcnisschuß
kann gar nicht daran denken,hier ein Recht in Anspruch zu nehme». Der Landtag ist vollständig
befugt, wenn er zusammeu ist, jede Sache durch eine Commifsionvorberathen zu lassen. Das ist
'»' s 58 der Provinzialordnung so klar ausgeführt, daß ein Zweifel nicht obwalten kann. Was
die Frage der Zweckmäßigkeit anbetrifft, so möchte ich beantragen, daß die Angelegenheit dem
Provinzialausschuß zur Vorbcrathung überwiesen werden möge. Gerade bei derartigen prägen,
wie diejenige, um die es sich hier handelt, die Beleuchtnngsfrage,kann von dem Provinzialausschuß
der mit der Einrichtung des Hauses befaßt ist, unzweifelhaftam besten vorberathen werden, ^ch
halte es daher für gut, weun diefe Augelegenheit, ehe sie von Ihnen beschlossen wird vom
Proviuzialausschuß nnd nicht von einer anderen, von Ihnen zu wählenden Eommlsfton begut¬
achtet werde.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMoem
Abgeordneter Vloem: Meine Herren! Hinsichtlichder Zweckmäßigkeitsfrageschließe ich

mich den Ausführungen des geehrten Vorredners an uud glaube, es ist auch an der Zert, diese
Diskussionzu beeudeu. (Zustimmung.)

Was sonst die Frage anlangt, meine Herren, so kann es meines Erachtens ernsthaft gar
nicht in Zweifel gezogenwerden, daß der Provinziallandtag souverän ist hinnchtlich der geschäft¬
lichen Behandlung der Sachen. Wir haben gestern die Geschäftsordnung beschlossen ^m §. 25
steht: Zur Vorbereitung der Berathungen uud Beschlüssedes ProvinziallandtageS tonnen nach
Maßgabe des sich herausstellendenBedürfnisses durch Beschluß des Laudtages sowohl Fachcom-
"nfsionen als auch Commissiouenfür einzelneAngelegenheitenbestellt werden. Also was wir
gestern beschlossenhaben, können wir heute nicht wieder aufheben.

27"
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroechhat das
Wort zur Geschäftsordnung. (Stimmen: Schluß,)

AbgeordneterGraf von Hoensbroech: Ich hatte alfo den Antrag gestellt, diese Frage
direkt der ersten Commission zu überweisen. Nachdem aber die Herren so liebenswürdig sich
unserer Anschauunggenähert haben, so halte ich dies nicht mehr für nöthig und stelle hiermit
den Antrag, diese Frage dein Provinzialausschuh zu überweisen,mit der Bedingung, daß derselbe
noch in dieser Session dem Landtage weiter darüber Bericht erstatten möge. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es steht also kein anderer gefchäfts-
ordnungsmähiger Antrag mehr zur Verhandlung, als der eben gehörte. Erfolgt Widerspruch
gegen denselben? Ich constatire, daß kein Widersprucherfolgt. Also nehme ich an, daß der ganze
Landtag damit eirverstanden ist, daß die Angelegenheitnach dem Antrage zunächst an den Pro-
vinzialausschußgeht, unter der Bedingung, daß wir noch in dieser Session die Antwort des
Prouinzilllausschusseserfahren. Das Wort hat der Herr AbgeordneteMeuser.

Abgeordneter Meuser: Ich möchte doch bitten, zuerst darüber abzustimmen, ob der
Antrag überhaupt angenommenwird, ehe wir den Antrag an die Geschäftsordmingscommission
oder den Provinzialausschuh überweisen. Ich bin überhaupt der Meinung, daß wir gegen die
elektrischeBeleuchtung dieses Hauses sind. Wir müssen also über den Antrag überhaupt erst
abstimmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Sole mach er: Im Anschluß an den Antrag des Grafen
Hoensbroech bitte ich die Mitglieder des Provinzialausschussesmorgen um '/2I0 Uhr zu einer
Sitzung zusammentretenzu wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf Hoensbroechhat das Wort
zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterGraf Hoensbroech: Ich verstehewirklich nicht, was wir heute über den
Antrag beschließen sollen. Der Antrag wird erst vorbeiathen. Der Antrag ist von 20 Mitgliedern
geschäftsordnungsmüßigüberreichtund kann vorläufig nicht unter den Tifch gebrachtwerden; er
»>uh erst vorberathen werden, dann kommen wir zur Beschlußfassungdarüber.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich muß zur Geschäftsordnung dem beitretcn, was Herr
Graf Hoensbroech gesagt hat. Der Antrag ist von 20 Mitgliedern gestellt, und es kann
erst, nachdem derselbe vom Provinzialausschuh wieder an uns gelangt ist, darüber Beschluß
gefaßt werden.

Meine Herren! Wir kommen zunächst nach der Tagesordnung zur Wahl der Commissionen.
Es liegt mir hier die Liste vor, wie die Abtheilungen ihre Vorschlägegemachthaben. Ich frage
Sie, ob Sie dieselbe verlesen haben wolle». (Zustimmung.)

Zunächst haben wir die Wahlprüfungscommission. Ich ersuche den Herrn Schriftführer
um Verlesung.

Schriftführer Abgeordneter Graf Nefselrode: Für die Wahlprüfungscommifsion
sind folgende Herren vorgeschlagen: 1. für den RegierungsbezirkNachen die Herren Schlick und
Oster, 2. für den RegierungsbezirkKöln die Herren Michels, Freiherr von Nyx und Ney, 3. für
den RegierungsbezirkCoblenz die Herren Reinhard und Raab, 4. für den RegierungsbezirkTrier
die Herren von Beulwitz und Keller, 5. für den RegierungsbezirkDüsseldorf die Herren Courth,
Freiherr von Eerde und Melbeck.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben die Namen der von den verschiedenen
Abtheilungenfür die WahlprüfungscommissionvorgeschlagenenHerren gehurt. Der Herr Abge¬
ordnete Freiherr von Hövel hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich beantrage, die eben verlesenenHerren per
Akklamationzu wählen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Vorschlaggemacht,die Herren per Akklamation
"' die Commissionzu wählen. Erfolgt hiergegen Widerspruch? Ich coustatire, daß kein Wider¬
spruch erfolgt und erkläre in Folge dessen die eben verlesenenHerren als Mitglieder der Wahl¬
prüfungseommissionfür gewählt.

Wir würden nun zur Geschäftsordnungscommissionübergehcu und bitte ich den Herrn
Schriftführer um Verlesung der Liste.

Schriftführer Graf Nesselrode: Für die Gcschäftsordnungscommis,ionsind vorge¬
schlagen: 1. für den Regierungsbezirk Aachen die Herren Broich und Büttgenbach, 2. für den
RegierungsbezirkEoblenz die Herren Adams und Syree, 3. für den RegierungsbezirkKöln die
Herren Kühlwetter, Marcus und Heufer, 4. für den RegierungsbezirkDüsseldorf die Herren von
Kühlwettcr, Zwcigert, Freiherr von Plettenberg und Bloem, 5. für den RegierungsbezirkTrier
die Herren Dr. Muth und Graf Brühl.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das sind die Herren für die Geschäftsordmingscommisston.
WünschenSie hier ebenfalls Wahl per Akklamation?(Zustimmung.) Ich höre keinen Widerspruch
dagegen, so nehme ich an, daß Sie die Herren ebenfalls per Akklamation wählen wollen. Ich
constatire, daß die Herren gewählt sind.

Jetzt kommen wir zur ersten Fachcommission,welche zur Berathung der Angelegenheiten,
die in der I. und IV. Abtheilung der Prouinzialverwaltungs-Behörde behandelt werden, eingesetzt
'st. Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Verlesung.

Schriftführer Graf Nesselrode: Es sind für diese Commissionvorgeschlagen: 1. für
den RegierungsbezirkAachen die Herren Graf Neihel und Hupertz, 2. für den Regierungsbezirk
Eoblenz die Herren Sahler und Moritz, 3. für den RegierungsbezirkKöln die Herren Michels,
Graf Fürstenberg und Frings, 4. für den Regierungsbezirk Düsseldorf die Herren Zweigert,
Marquis von Hoensbroechund de Greifs, 5. für den RegierungsbezirkTrier die Herren Dr. von
Voß und Pflug.

VorsitzenderFürst zu Wied: Erfolgt gegen einen dieser Herren Widerspruch? Das
Wort hat der Herr AbgeordneteVreuer zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterBreuer: Ich erlaube mir dem hohen Haufe an Stelle des Herrn Abge¬
ordneten Zweigert den Herrn Rittergutsbesitzer Weidcnfeld in Vorschlag zn bringen, well rch
annehme,daß es nicht angängig ist, daß ein Mitglied in zwei Commisstonen zugleich thätig sem kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dietze zur Geschäfts¬
ordnung,

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich möchte darüber gern vom Präsidenten Auskunft
haben, ob die soeben gewählten Herren in einer gedruckten Liste zusammengestellt werden, d« uns
zugehensoll. Ist das der Fall, dann möchte ich bei der Gelegenheit die Bitte aussprechen, den
Mitgliedern des Provinziallandtages auch gedruckte Listen der Mitglieder und Stellvertreter des
Provinzialrathes, des Bezirksausschussesund ebenso des Provinzialausschusscszuzustellen. Der
eine oder andere Abgeordnete könnte in der Lage sein, einen besonderenWunsch an einen der
Herren aussprechenzu wollen; wir sind aber nicht einmal im Besitze der Listen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich kann darauf erwidern, daß diese Namen hier gedruckt
werden und sofort nach dein Beschlusse vertheilt werden sollen. Die übrigen Listen tonnen auch
gedruckt und Ihnen auch zur Kenntniß gebracht werden.

AbgeordneterDietze: Ich nehme also an, daß meinem Antrage Folge gegeben wird.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie sind mit diesem geschäftsordnungs¬

mäßigen Antrag des Herrn AbgeordnetenDietze einverstanden. (Zustimmung.) Der Herr Abge¬
ordnete Schmitz hat das Wort.

AbgeordneterSchmitz: Meine Herren! Ich habe gestern für Nr. IV eine besondere
Commissionbeantragt, weil da die landwirthschaftlichenSachen mit behandelt werden und diesen
Antrag in Folge der Ausführungen des Herrn Landesdirektors wieder zurückgezogen.Ich meine
nun aber, daß es doch ganz richtig wäre, wenn mehr Landwirthe bei dieser Sache thätig sind
und mich daher dem Antrage des Herrn AbgeordnetenVreuer anschließenund Sie bitten auch
schon deswegeneinen Landwirth in die Commissionzu nehmen, weil dann der Regierungsbezirk
Düsseldorf unter 4 Mitgliedern 2 Landwirthe hat; zu Letztem rechne ich nämlich auch den Herrn
Grafen Hoensbroech.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBreuer hat das Wort.
AbgeordneterBreuer: Der Herr AbgeordneteSchmitz hat eben bereits schon ausgeführt,

was ich noch fagen wollte. Ich habe hauptsächlich daran gedacht, damit den Interessen der Land¬
wirthschaft zu dienen, wenn ich dafür eingetreten bin, daß in dieser Commission,wo so viele
landwirthschaftlicheFragen vorkommen, auch in entsprechender Anzahl Vertreter der Landwirth-
fchaft sich befinden müßten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Für Düsseldorf sind vorgeschlagendie Herren Hardt,
Zweigert, Marquis von Hoensbroechund de Greiff. Nun schlagen die Herren Abgeordneten
Vreuer und Schmitz an Stelle des Herrn Zweigert den Herrn Weidenfeld vor. Das Wort hat
der Herr AbgeordneteBusch.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Ich bin nicht in der Lage beurtheilen zu können,
ob die Gründe, die Herr Vreuer anführt, zutreffen. Es mag aber richtig sein, was Herr Breuer
in Bezug auf die Mitglieder der Lommission bemerkte. Jedoch meine ich, daß es angemessen
gewesen wäre, wenn gestern in den Abtheilungen darauf hingewiesen wäre. Es ist dies von
keiner Seite geschehen, Herr Vreuer hat nichts gesagt. Jetzt müssen wir von der Sache abgehen,
sonst kommen wir in endloseDiskussion. Ich möchte daher bitten, bei den Vorschlägen der
Abtheilungen zu bleiben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBreuer hat das Wort.
AbgeordneterBreuer: Ich beziehe mich dann auf das Urtheil des Abtheilungsvorsitzenden

Herrn Friederichs, indem die Angelegenheit mit einer folchen Eile betrieben worden ist, daß es
nicht einmal möglich war, einen Einspruch zu erheben. Die Namen wurden rasch notirt und
damit war die Sache fertig.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! So lange der Antrag so motivirt wurde, daß

ein einzelnesMitglied nicht in zwei Commissionenfein könnte, habe ich hierzu nicht das Wort
ergreifen können, da ich diefen Grund nicht verstehe. Nachdem nun indessen der Herr Antrag¬
steller erklärt hat, daß er die Wahl eines Landwirths wünsche, verzichte ich mit dem grüßten
Vergnügen zu Gunsten des Herrn AbgeordnetenWeidcnfeld.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Zweigert verzichtet zu Gunsten des Herrn Weidenfeld.
An Stelle des Herrn Zweigert ist also Herr Weidenfeld vorgcfchlagen. Ist das hohe Haus mit
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dieser Aenderung einverstandenund mit dein Vorschlage, daß diese 13 Herren per Akklamation
gewählt werden. Ich constatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre hiermit die Herren
für gewählt.

Dann kommen wir zur zweiten Fachcommissionfür Berathung der Angelegenheiten,
welche von der 2. und 3. Abtheilung der Central-Verwaltungsbehorderessortiren Ich erfuche den
Herrn Schriftführer die Namen zu verlefen.

Schriftführer Graf Nesselrode: Es sind zu dieser Commission vorgeschlagen:
1 für den RegierungsbezirkAachen die Herren vo» Frühbuh und von Scheibler; 2. für den
RegierungsbezirkCoblenz die Herren Schulze und Dr. Schmitz; 3. für den RegierungsbezirkKöln
die Herren Andreae, Dr. Frowein und Meuser; 4. für den Regierungsbezirk Düsfeldorf die
Herren Friederichs, Eisenlohr, Bonniger uud Simons; 5. für den RegierungsbezirkTrier die
Herren Haldn und Hermann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wird gegen diese Vorschläge Widerspruch erhoben? —
Es erfolgt kein Widerspruch, ich uehme an, daß die Herren auch hier Wahl per Akklamation
belieben; ich erkläre die Herren für per Akklamationgewählt.

Drittens die Fachcommissionfür Berathung der Angelegenheiten,welche von der fünften
Abtheilung der Central-Verwaltungsbehordereffortiren. Ich ersuche deu Herrn Schriftführer, die
Ramen der vorgeschlagenen Herren zu verlese».

Schriftführer Graf Neffelrode: Es sind für diese Eommissionvorgeschlagen:1. für den
RegierungsbezirkAachendie Herren Claehen und Dittmar; 2. für den RegierungsbezirkEoblcnz
die Herren Peters und Kreuzberg; 3. für den RegierungsbezirkKöln die Herren Graf Nesselrode,
Hoffmann, Krawinkel; 4. für den RegierungsbezirkDüsseldorf die Herren von Monfchaw, Katt-
winkel, Freiherr von Hoeuel und Scheidt; 5. für den RegierungsbezirkTrier die Herren Fuchs
und Kuuz.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage, ob gegen diese Vorschläge ein Widerspruch
erfolgt. — Ich constatire, daß kein Widersprucherfolgt uud nehme an, daß Sie per Akklamation
diese Herren wählen wollen. — Da kein Widersprucherfolgt, constatire ich, daß die hier auf¬
geführten Herren in die dritte Commissiongewählt sind. Hiermit ist diese Angelegenheiterledigt.

Bevor wir in den vierten Punkt der Tagesordnung eintreten, habe ich an den hohen
Landtag eine gefchäftsordnungsmähigeFrage zu stellen. Ich hatte mir erlaubt, Ihnen gestern
vorzuschlageu,die fämmtlichen Sozialetats zunächst einzeln durchzuberathen. Ich glaube nun,
meine Herren, daß wenn wir so ein paar Stunden bei den Spezialetats bleiben, dies wohl eine
ziemlich anstrengendeArbeit sein würde, uud ich möchte Sie fragen, ob wir dazwifchen etwas
Anderes nehmen wollen, vielleicht das Feuer-Societäts-Neglemcntoder eine andere Arbeit. Dann
"wchte ich nur erlauben, Sie zu frageu, ob es Ihnen recht ist, daß wir zuerst die Etats der
einzelnen Zweige unserer Verwaltung nehmen und dann erst den Etat des Landtages und der
Central-Verwaltungsbehorde. Ich glaube, daß gerade die Etats der Central-Verwaltungsbehorde
m ihrer ganzen Größe und Complikationganz klar vor die Augen geführt sind, wenn wir alle
anderen Etats erst durchgenommen haben. Ich habe deshalb in einer Nummer unsere sämmtlichen
Vorlagen hier zusammengefaßt, damit wir jetzt, ehe wir in dieselbeeintreten, ganz sreie Hand
haben, das zu engagiren, wie es uns angenehm ist. Ich würde Ihnen deshalb vorschlagen, daß
wir zunächst vielleicht die Etats der dritten Abtheilung der Anstalten oder der fünften Abtheilung
vornehmen, je nachdemdie Herren sich vorbereitet haben, daß wir dann vielleicht zwischen diesen
Sachen das Feuer-Societäts-Reglement vornehmen und daß wir schließlich in den einzelnen Etats
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wieder fortfahren und erst, wenn wir alle anderen Etats vorberathen haben, den Etat der Centra»
Verwaltungsbehördenehmen. Sind die Herren mit diesen Vorschlägeneinverstanden? Das Wort
hat der Herr AbgeordneteIanßen.

AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Wäre es nicht zweckmäßig, mit der Abtheilung II-
zu beginnen, die Abtheilung I, aber nach dem Vorschlagedes Herrn Präsidenten an die letzte
Stelle der Etatsberathung zn stellen?

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn die Herren also damit einverstanden sind, dann
würden wir mit den Etats der Abtheilung II. beginnen, zu Abtheilung III. übergehen, nach
Abtheilung III. würden wir das Feuer-Societäts-Reglemcntvornehmen, dann Abtheilung IV. und
und V., dann die einzelnen Etats der Central-Verwaltungsbehördeuno darauf zu anderen Sachen
übergehen. Sind die Herren mit dieser Tagesordnung einverstanden? (Zustimmung.)

Ehe wir in diese Sache eintreten, habe ich Ihnen noch eine Frage über die geschäftliche
Behandlung des Punktes 11 und 12 der Vorlagen des Provinzinlausfchusseszu stellen, die Wahl
eines Direktors der .Landesbank der Nheinprovinz und die Wahl eines Landesraths betreffend.
Ich möchte Sie fragen, ob Sie vielleicht diese wichtigen Wahlen in einer Commission, vielleicht
der ersten Fachcommission vorberathen lassen wollen, damit dort eine Vorbesprechungvorgenommen
werden kann. Der Herr Landesdirektorhat das Wort.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Sowohl die Abtheilung I., in welche die Wahl
des Landesraths hineingehört, wie die Abtheilung IV. sind der ersten Fachcommissionüberwiesen.
Es ist also zweckmäßig, wenn eine Besprechungin der ersten Fachcommissionstattfindet.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sind die Herren damit einverstanden? — Ich constatire,
daß kein Widersprucherfolgt. Wir würde» nunmehr in die Behandlung der Etats der zweiten
Abtheilung eintreten. Als Berichterstatter hat der Herr AbgeordneteNels das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterNels: Meine Herren! Es liegt Ihnen der Svezialetat des
Landarmemvcsensvor. Dieser Etat ist seit einer Reihe von Jahren im fortwährenden Steigen
begriffen, wie der Herr Landesdirektorbereits gestern erwähnt hat. In einer Denkschrift, welche
der Herr Landcsrnth von Metzen ausgearbeitet, sind die Gründe der Zunahme der Ausgaben ganz
genau angegeben. Ich bitte, diesen Etat an eine Commission zu verweisen, da diese Denkschrift
einer näheren Besprechungbedarf.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Berichterstatter beantragt, diese Angelegenheit der
Fachcommission zu überweisen. Wünschen Sie eine weitere Generaldebatteüber diesen Spezialctat,
ein Durchgehender einzelnenPunkte oder Verweisung des ganzen Etats an die Fachcommission?
Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.

AbgeordneterFriederichs: Wie ich gestern schon ans die beunruhigendeZuuahme der
Ausgaben für die Landarmen hingewiesenhabe, würde ich unter allen Umständendafür fein, daß
die Vorlage der Commissionzur eingehenderenBerathung überwiesenwird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand in der Generaldisknssiondas Wort?
— Es scheint Niemand das Wort ergreifen zu wollen, ich schließe die Generaldiskussionund bitte
diejenigenHerren, die dagegen sind, daß der Gegenstand an die Fachconnnissiongehen soll, sich
zu erheben. Sie sind also alle dafür, daß er an die Fachcommissiongeht, und zwar an die zweite
Fachcommission. Wir gehen nun über zu dem Svezialetat der Staatsnebensonds, ebenfalls ver¬
treten von Herrn Nels.

BerichterstatterAbgeordneterNels: Das sind sieben kleine Etats, worin nnr durchlaufende
Posten vorkommen. Die einzige Veränderung ist die, daß setzt die gerichtlich erkannten Polizei-
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strafgeldervon der Staatskasse eingezogenwerden. In: großen und ganzen ist nichts zu bemerken
und ich bitte, einfach die Etats zu genehmigen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diese Etats die Genemldiskussion.Wünschen
ble Herren, daß die einzelnen Positionen durchgegangen werden? (Stimmen: Nein!) Ich höre
«"ein" rufen; wollen Sie sn Kloo-Annahmedieser Etats? (Zustimmung.)

Ich coustatire, daß gegen die en dlao-Annahme dieser Etats kein Widerspruch erfolgt,
'ch erkläre die sämmtlichen Etats über die Staatsnebenfonds, die Polizcistrafgclder:c. für en bloo
genehmigt.

Jetzt kommt der Spezialetat über die Kosten für die Unterbringung verwahrlosterKinder
'" Gemähheit des Gesetzes vom 13. März 1878.

Der Berichterstatter des Provinzialausschussesist der Herr AbgeordneteReinhard.
BerichterstatterAbgeordneterReinhard: Meine Herren! Der Etat befindet sich in Ihrer

aller Händen und ich mochte deu Antrag stellen, daß dieser Etat im Plenum behandelt wird.
(Zustimmung.)

Der ganze Etat beruht mir auf wenigenZahlen. Nach dem Gesetz vom 13. März 1878
trägt von diesen Kosten die KöniglicheStaatsregierung die Hälfte; Sie finden in Titel I, diese
Summe im Betrage von 109 300 M. Unter Titel III, Erstattung von Wegekosten aus dem
eigenen Vermögen der Zöglinge, oder von den aus priuatrechtlichenTiteln znr Nlimentatiou
Verpflichteten sind 400 M. eingestellt gegen 800 M. im vorigen Etat. UnvorhergeseheneEin¬
nahmen fallen aus, und der Zuschuß aus Proviuzialmitteln hat dieselbe Höhe wie derjenige der
Königlichen Staatsregieruug, er beziffert sich auf 109 300 M. Die Ausgaben in Titel I., Kosten
des Unterhalts und der Erziehung, sowie des Unterrichts resp, der handwerksmäßigenoder sonstigen
Ausbildung der Zöglinge, beziffert sich auf 21? 175 M, insgemein und für uuuorhergesehene
Ausgaben, sowie zur Abrundung 1825 M. So balancirt die ganze Summe 219 000 M. Ich
bitte, Ihre Zustimmung auszusvrechen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Etat die Generaldiskussiou.— Es
wünschtNiemand das Wort, ich schließe dieselbe. Ich frage, ob noch eine fpezielle Nemcrkuugzu
einer Position zu machen ist; sonst würde ich annehmen, daß Sie auch diesen Etat en dloo
bewilligen»vollen. — Ich erkläre, da kein Widersprucherfolgt, diesen Etat für en dlao gcuehmigt.

Es folgt nun die Dechargirung der Rechnungenüber die Kosten der Erziehung verwahr¬
loster Kinder. Meine Herren! Ich möchte Sie bei dieser Gelegenheit fragen, ob Sie die sammt-
u'chen zu dcchargirendenRechnungen erst von der betreffendenFachcommissiondurchsehen lassen
wollen; Sie können unmöglich hier im Plenum die Dechargirung vornehmen. Ich würde dann,
wenn Sie damit einverstandensind, die sämmtlichen zu dcchargirenden Rechnungen an die betreffenden
Fachcommissionen verweisen. Wenn die Facheommissionennichts zn erinnern finden, würde ich
Mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen,die sämmtlichen Dechargirungen hier auf einen Schuß zu
vertheilen und nur über diejenigen Rechnungen, bei welchen ein Monitum gemacht worden ist,
weitere Verhandlungen vorzunehmen. Ich erlaube mir, bei diese»! Punkte diese geschäftsordnungs-
N'äßige Frage zu Sprache zu bringen und hoffe, mich Ihrer Zustimmung zn erfreuen. — Es
erfolgt kein Widerspruch, ich verweise hiermit sämmtlichezu dechargireudeNechuungen an die
betreffendenFacheommissionen.

Wir würden nunmehr weiter gehen zu AbtheiluugIII,, Spezialetat des Landarmenhauses
M Trier. Der Herr AbgeordneteSchmidt von Schwind ist Berichterstatter, ich habe ihn aber
wegen dringender Geschäfte für den heutigen Tag beurlauben müssen. Der Vorsitzendedes
Provinzialausschusses,Freiherr von Solemacher, wird für ihn das Referat übernehmen.
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Stellvertretender Berichterstatter Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Ich mnß um
Ihre gütige Nachsichtbitten, da ich in keiner Weise präparirt bin. Der Ihnen vorliegende Spezialetat
unterscheidet sich von den Etats sämmtlicher übrigen Anstalten dadurch, daß das Landarmenhaus in
Trier nicht auf Rechnung des Proviuzialucrbandes, sondern auf eigene Rechnung verwaltet
wird, und daß Seitens des Provinzialverbandes nur die Kosten für den Landarmenfonds
l». 80 Pfg, pro Kopf und Tag bezahlt werden. Es ist dies daraus entstanden, daß beinahe
ebensoviele Landarme als Ortsarme dort sind und hinsichtlich der Landarmen dieselben Sätze
für zweckmäßig erachtet wurden. Es hat sich dieser Zustand historisch so entwickelt, und werden
also nur nach Maßgabe der dort untergebrachten Landarmen 80 Pfg, pro Kopf aus dem Land¬
armenfonds gezahlt. Meine Herren! Wenn Sie Seite 2 aufschlagen, so haben Sie zunächst die
Position Zinsen, Als das Landarmenhaus von der Provinz übernommen wurde, war es in
einem fürchterlich schlechten Znstande, aber es war ein Reservefonds von hundert und soviel
tausend Mark vorhanden. Man hat nun diesen Reservefonds zunächst gebraucht, um einzelne
Gebcinde des Landarmenhanscs wieder in solchen Zustand zu fetzen, daß die dort untergebrachten
Leute überhaupt eine menschenwürdige Existenz führen konnten. Der ganze Nefcrfefonds ist verbaut
worden, und zwei Gebäude sind nnnmehr in Ordnung, Ein drittes Gebäude ist noch heute
schlecht, es ist dasjenige, welches damals als das ucrhältnihmäßig beste zunächst noch nicht umgebaut
wurde, — Damit nun die Provinz wiederum nicht genöthigt wird, eigene Prouinzialmittel für
das Landarmenhaus zu verbauen, (der stellvertretende Vorsitzende Abgeordneter Adams übernimmt
den Vorsitz) wird folgendermaßen verfahren: Da das Landarmenhaus gut verwaltet wird und
sich jährlich einige tausend Mark Ueberschüsse ergeben, so werden diese Ueberschüsse znr Wieder-
completirung des ursprünglich vorhanden gewesenen Reservefonds angesammelt, um daraus später
auch deu letzten Theil der Bauten herstellen zn können. Diese Kapitalien in der Höhe von 35 000 M-
sind bei der Landesbank zinstragend belegt, und die Position von 800 M. ist der 'jährliche Zins,
der daraus aufkommt Dann haben Sie in Titel II Uebcrfchüffe aus der Landwirthschaft.
Hinsichtlich der Verpflegung der Ortsarmen bei Titel III werden, wie eben angeführt, 80 Pfg>
pro Kopf und Tag bezahlt, auf 150 macht es die entsprechende Summe aus; dann sind 50 Epi¬
leptiker dort untergebracht, respektive unterzubringen vorgesehen, für welche nur 60 Pfg, gezahlt
werden. Ferner Kurkosten von Ortsarmen, desgleichen Bcgräbnißkosten, macht zusammen 56 000 M
Einnahme, die von den Ortsarmen aufkommt. Von Landarmen sind 255 vorgesehen, dazu Kur-
und Begräbnißkosten, macht 6? 000 M. Der Arbcitsbetrieb wird sich nachher aus dem Untcretat V
ergeben. Außergewöhnliche Einnahmen entstehen aus Küchenabfällen und alten Kleidungsstücken.
Im Ganzen schließt der Etat mit einer Einnahme von 132 100 M. ab. Wir kommen nnn zu
den Ausgaben. Bei den Ausgaben ist zunächst das Gehalt des Direktors zu erwähnen; daß
dasselbe im Verhältnisse zu den übrigen Anstalten außerordentlich niedrig gegriffen ist, rührt
daher, daß der gegenwärtige Direktor ein pensionirter Offizier ist, der in seinem Gesammteinkommcn
nicht besser stehen darf, als er früher gestanden hat; wenn wir ihm mehr Gehalt geben, fo würde
dasselbe nicht dein Direktor zustießen, sondern der Staatskasse, die dieses Mehr einfach abzieht.
Wünschen die Herren, daß ich Position für Position verlese? (Stimmen: Nein!) Sie sehen auf
der ersten Seite den Titel Besoldungen. Ist da irgend eine Bemerkung zu mache»? — Es siud
ziemlich dieselben Sätze geblieben, wie sie früher waren. Die Löhne, ebenso die Pensionen sind
Verpflichtungen älterer Art, die also nicht den allgemeinen Pensionsfonds treffen, fondern nur
dem Landarmenhaufe zur Last fallen Wagegelder, Unterstützungen und Remunerationen fallen
alle in dieselbe Kategorie. Das macht alles zusammen 26 000 M. Was die Beköstigung betrifft,
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so ist der Durchschnittssatzauf 63 000 M. berechnet,ebenso wie der frühere auch. Bei Bekleidung,
Lagerung und Bettzeug hat eiue Erhöhung von 2000 M, vorgesehen werden müssen, namentlich
wegen der größeren Kopfzahl, Reinigung ähnlich wie früher; Mobilien, Utensilien, Heizung und
Beleuchtunghaben annähernd denselben Satz, eher etwas heruntergegangen;Krankenpflege,Kirchen-
und Schulbedürfnisse,Reparatur und Unterhaltung der Gebäude ist also eine Pauschalsummevon
4000 M. vorgesehenund Insgemein auf Titel XI Nr. 5 11582 ist die Ziffer höher gegriffen.
Da ist der Ausglcichposten,das ist dasjenige Geld, was eventuell erspart wird, vorgesehen und
zum Reservefondsabgeführt wird, der dazn dient, um später die Gebäude wiederherzustellen.Am
ganzen Schluß der Etats ist die Gesammtcinnahmevon 132 100 M. und eine ebensolcheAusgabe
vm, 132 100 M. aufgeführt.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich erlaube mir die Frage an
das Haus, ob noch weitere dctaillirte Besprechung stattfinden foll, lind ich bitte denjenigen, der
es in dieser Beziehung wünscht, sich zum Worte zu melden. Es scheint dies nicht der Fall zu
sein. Dann würde die Frage kommen,ob der vorliegende Etat an eine Fachcommissionerst noch
verwiesen,oder ob derselbe, nachdemer vollständig hier durchgcnommcnworden ist, angenommen
werden soll. Ich höre von verschiedenenSeiten den Wunsch anssprechcn, daß der Etat als
angenommen angesehen werden soll. Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu
erheben. (Geschieht,) Dann erkläre ich den Etat für angenvmmen.

Stellvertretender Berichterstatter Freiherr von Solemacher: Was die Unteretats an¬
betrifft, fo sind sie auf Erfahrung und Durchschnittssätze berechnet. Sie finden sie auf Seite 18
und 19, die Einnähn« belauft sich auf 11 250 M. und es ergiebt sich ein Ucberschuß, welcher bei
dem eben angenommenenEtats in Einnahme gesetzt ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich glaube annehmen zu dürfen,
daß die Unteretats mit dein Hauptetat angenommen worden sind. Wir kommen zum nächsten
Gegenstände der Tagesordnung Punkt 1: Die Arbeitsanstalt zu Vrauweiler. Referent des
Provinzialausschussesist der Herr AbgeordneteEich, ich bitte denselbendas Referat vorzutragen.

Abgeordneter Eich: Meine Herren! Dem Etat ist zu Grunde gelegt eine Anzahl von
1300 Köpfen und zwar: 1060 männlicheund

240 weibliche Korrigenden.
Sie werden im Etat nur sehr geringe Abweichungengegenüber dem Etat von 1886/88

finden. Die verschiedenen Mehreinnahmen und bczw. Mehrausgaben haben ihren Grund in einein
vermehrten Arbeitsbetriebe. Das Hauptresultat finden Sie auf Seite 4 Titel VI. Dort ist der
Zuschuß aus Provinzialmitteln um 25 900 M. geringer eingestellt als wie im Vorjahre und
dieser verminderte Zuschuß hat ebenfalls feinen Grund in dem vermehrten Arbeitsbetriebe. Wenn
'ch nun auf die einzelnen Positionen übergehen darf, so gestatte ich mir mit Ihrer Zustimmung
zunächst nur die wesentlichsten Veränderungen vorzutragen. — Titel II Nr. 1 sind 3700 M. neu
eingestellt, und zwar veranlaßt durch die Einrichtung einer besonderenLandarmenabtheilung in
der Anstalt, die auf Beschluß des Prouinzialuerwaltungsraths voni 8. Juli 1885 eingetreten ist.
Dann ist der Ueberschuß aus dem Mühlenbetriebe unter Titel III Position 2 ebenfalls herbei¬
geführt durch die ueue Anlage einer Mühle. Der Ueberschuhaus der Materialverwaltung ist
hier im Etat neu eingestellt;dies sind die wesentlichen Veränderungen bei den Einnahmen. Was
nun die Ausgaben betrifft, so habe ich eine Aenderung in Titel II Besoldungenhervorzuheben,
bei den, Gehalte des Direktors ist eine Mehrausgabe, nämlich eine Erhöhung des Gehaltes um
4W M. vorgeschlagen. Diese Erhöhung ist begründet durch die besondere Tüchtigkeit und die
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großen Leistungen, die der Direktor Schellmann auszuweisenhat. Der Prouinzialausschuß hat
sich daher schlüssig gemacht, Ihnen vorzuschlagen,das Gehalt um 400 M. zu erhöhe». Die
übrigen Erhöhungen, die hier unter Titel II Besoldungen eingestelltsind, haben ihren Grund in
den Bestimmungen des Besoldungsetats; nur mit Ausnahme der Position Nr. 9 Materialien-
ucrwalter. Der Materialienuerwalter war mit einem sehr geringen Gehalte angestellt und soll
jetzt den Verwalter,: an den übrigen Anstalten gleichgestellt werden. Es wird dies namentlich
begründet mit dem ausgedehnten Betriebe der Anstalt, durch welche die Thätigkeit des Verwalters
eine sehr nmfangreichegewordenist. Unter Position 21 wird die Vermehrung der Aufseherinnen
um eine Aufseherinnachgewiesen,und dieses Mehr hat seinen Grund, weil sich eine vermehrte
Aufsichtals eine Nothwendigkeitherausgestellthat. Es sind nämlich für Waschküche, Frauenbad
und dergleichen Aufseherinnennicht zu entbehren. Die Erhöhung der Gehälter nach dem Normal¬
etat pro 1883 sind ans Grund dieses Etats aufgestelltworden.

Wünschendie Herren, daß die übrigen Positionen einzeln verlesen werden, in denen eine
Aenderung nicht vorgenommenist? Ich bemerke noch, daß z, V. bei Heizung und Beleuchtung
unter Titel VII eine Erhöhung durch die vielen Bauten die, wie den Herren bekannt sein wird,
in Branweiler aufgeführt wurden, nicht zn vermeiden ist. Ebenso ist es mit dem Gasanstalts¬
betriebe.

Stellvertretender Lorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich frage die Herren, ob Jemand
zn den bis jetzt vorgetragenen Bemerkungen des Herrn Referenten das Wort wünscht? Das
scheint nicht. Dann frage ich weiter, ob gewünscht wird, daß die einzelnen Positionen, die der
Herr Referent noch nicht vorgetragen hat, indem er sich wesentlichdarauf beschränkthat, Ihnen
die Aenderungen mitzutheilen, »och einzeln verlesen werden sollen. Ich frage ob Jemand dies
beantragt? Es fcheint ebenfalls nicht der Fall zu sein. Dann glaube ich, könnte man den
Hauptetat, vorbehaltlichder Unteretats, die noch zu besprechen sind, als erledigt ansehen und ich
würde den Herrn Referenten bitten, sich noch über die Unteretats auszusprechen.

Berichterstatter Eich: Unteretat ^ für Landwirthschaft und Viehstandsnutzungist auf¬
gestellt »ach altem bewährten Satze, Wesentliche Aenderungen sind darin nicht vorgenommen,
ebenso ist es mit dem Nrbcitsbetriebe. Derselbe ist ebenfalls nach den alten Sätzen aufgestellt,
wie ich mir cmznführenerlaube. Die Erhöhungen,das Mehr, hat seinen Grnnd in dem vermehrten
Arbcitsbctriebe, der sehr intensiv betrieben wird. Von der Materialienuerwattung wüßte ich nichts
besonderes hervorzuheben. Der Mühlenbetrieb erscheint hier zum erstenmale und ist der Etat
aufgestelltnoch den Sätzen, die der Direktor und die Anstaltsbeamten an die Verwaltung hierher
eingereicht haben. Weiter habe ich nichts zu bemerken.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Dann richte ich die Frage an
das hohe Haus, ob Jemand das Wort zum Etat der Arbeitsanstalt Branweiler wünscht. Für
den Fall, daß das nicht geschieht, glaube ich annehmen zu dürfen, daß das hohe Haus mit diesem
Etat für Brauweiler einverstanden ist, und eine Verweisung an die Fachcommissionnicht für
erforderlich erachtet wird. Es scheint dies die allgemeineMeinung zu sein. Ich erkläre damit
den Etat für Branweiler angenommenund komme nach der Tagesordnung weiter zu dein Etat
für das Hebammenwcsen,einschließlich des Etats für die Provinzialhebammenlehranstaltzu Köln.
Referent ist der Herr AbgeordneteDcströe, Ich ersuche deuselbeudas Referat vorzutragen.

AbgeordneterDestrse: Meine Herren! In dem diesjährigen Etat sind wesentliche
Aenderungengegen den vorjährigen und zwar hauptsächlich deshalb, wie der Herr Landesdirektor
gestern ausgeführt hat, weil die erste Anstalt vergrößert worden ist und weil die grundsätzliche



221

Aenderung eingetreten ist, daß ein Kursus von 9 Monaten eingefühlt ist, während früher 2 Kurse
von je 5 Monaten waren. In Folge dessen verändern sich die betreffenden Einnahmen und
Ausgaben. Die Einnahmen beziffern sich Titel I Zinsen von Kapitalien 516 Mark 72 Pf.
Ich brauche wohl die einzelnen Positionen nicht vorzulefen. Beiträge zahlende Schülerinnen
aus der Provinz 22 000 M, gegenüber 30 000 M, des vorigen Etats, aus dem Grunde, den ich
eben angeführt habe. Die Beiträge der Schwangeren und Kranken sind etwas erhöht worden.
Zur Abrundung 12? M. 50 Pf. Zuschuß aus den Provinzialmitteln 20 730 Mark, also die
Summe der Einnahmen 64 476 M 72 Pf. Die Ausgaben haben sich aus den schon wiederholt
angeführten Gründen ebenfalls geändert. Zu Prämien der Schillerinnen 150 M., zu Unter¬
stützungen für die Hebammen 1296 M. 72 Pf., zu Unterstützungenfür Hebammen auf Beschluß
des Provinzialausschusses700 M. Titel II Besoldungen und Löhne: Beim Vorsteher ist eine
Erhöhung von 200 M, eingetreten, Remuneration 600 M, Nendantengehalt 2850 M. Hier
besagt schon die nebenstehendeBemerkung, daß dieser Rendant früher auch die Geschäfte des
Rendanten der LandesbauamtskasseKöln verwaltet hat. Dies ist jetzt weggefallen, deshalb ist
naturgemäß seine Einnahme für die Hebammenlehranstalterhöht worden. Bei der Position 3 Ober-
Hebammensind keine Aenderungen eingetreten, nur unten Position 6 sind Dienstboten mehr
beschäftigt. Für den Hülfsheizer, der früher nicht eMrte, sind 500 M, eingestellt, für den
Schreiblehrer 157 M. 50 Pf,, für den früheren Anstaltsdirektor eine Pension von 3600 M.
Bei der Beköstigung ist eine Vermehrung ebenfalls eingetreten, für Bekleidungsstückeebenfalls
eine Erhöhung von 100 M, für Lagerung, Tisch und Bettwäsche eine Verminderung, für
Reinigung ebenfalls, Mobilien, Utensilien,Handwerkszeugund ärztliches Instrumentarium bedurften
eine Vermehrung, alfo ist hier ein Zusatz von 200 M. zu machen, Heizung ebenfalls eine Ver¬
mehrung, weil durch Neuanlagen dies erforderlichist, für Beleuchtung ebenfalls eine Vermehrung,
für Arzneien 600 M. — namentlich ist auch eine Erhöhung eingetreten für Verbandstoffe,
Desinfektionsmittel :c. ein Zusatz von 2000 M; für Bauten und Reparaturen, Wasserconsum
ebenfalls eine Erhöhung. Titel XI Extraordinarien. Da sind wohl wesentliche Veränderungen
nicht, nur bei der Feuerversicherung,was natürlicherweise durch die Neubauten bedingt ist. Ich
wiederhole,daß die Einnahmen und Ausgaben 64 476 M. 72 Pf, betragen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Debatte und
frage zunächst, ob Jemand im Allgemeinenzu diesem Etat das Wort verlangt. Geschieht nicht.
Ich frage ferner an, ob Jemand zu einer der einzelnen Positionen das Wort verlangt. Geschieht
ebenfalls nicht. Dann darf ich wohl annehmen, daß das Haus den Etat so annimmt, wie er
vorliegt und daß er nicht erst an eine Fachcommission verwiesenzu werden braucht. Es scheint
dies die allgemeine Meinung zu sein und erkläre ich daher in dieser Weise den Etat vom Landtage
angenommen. Wir kommen zu einem anderen Punkte der Svezialetats, das ist der Spezialetat
für die Provinzial-Taubstummenanstalten Nrühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier.
Referent ist Herr Abgeordneter Dietze. Ich bitte denselbendas Referat vorzutragen.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich habe zu diesem Etat: Taubstummenaustalteu
Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier nur das Folgende zu sagen. Der Kapital¬
bestand der Anstalt Brühl 52 17? M. 20 Pf. und Kempen 116 218 M. 65 Pf. haben sich vor
Uebernahmeder Anstalten auf die Provinz dadurch angesammelt, daß die Beiträge aus Staats- und
Provinzialmitteln, sowie die Beiträge der Kollekten die Ausgaben überstiegenund daher zinstragend
hinterlegt wurden. Dann möchte ich mittheilen zu den Ausgaben Titel II Verpflegung der
Zöglinge, daß die Anstalten alle Externate sind und daß die Kinder am Orte der Schule bei
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geeigneten Familien in Pflege, Wohnung, Kost, Schlafstelle, Wäsche, Ausbesserungder Kleider
u, s. w. gegeben werden. Im Durchschnitt betragen die Wegekosten in Vrühl 220 M., in
Elberfeld 250 M, in Essen 240 M„ in Kempen 210 M,, in Neuwied 220 M,, in Trier
240 M. Die Lehrer der Anstalt zu Elberfeld nehmen eine Ausnahmestellung gegenüber den
anderen Lehrern ein, weil sie früher de» Elberfelder Klassenlehrerngleichgestelltwaren und wie
diese Wohnuugsgeldzuschußvon 12'/2°,o haben. Die Angelegenheit des Wohnungsgeldzufchusses
wird beim nächsten Etat generell besprochen werden, einstweilenhaben die Lehrer so übernommen
werden müssen. Desgleichen beziehen die Lehrer in Essen einen Miethsbetrag von 360 M.
jährlich. Sodann habe ich zu dem Etat der Austalt Elberfeld zu bemerken,daß aus deu Mitteln
der Stadt Elberfeld ein jährlicher Zuschuß von 4000 M. bis 18!« bezahlt wird. Zu den
einzelnenEtats übergehend, so finden Sie auf Seite 2 die Zusammenstellungder Einnahmen
von 196 055 M. balancircnd mit den Ausgabe» in dergleichenSumme. Zu dem Etat der
Taubstummenanstalt Vrühl habe ich Ihnen keine besonderenVemerkungcnzu mache» — ich weiß
nicht, ob es begehrt wird, daß ich die einzelnenPositionen vorlese; es ist das wohl nicht die
Absicht. In Bezug auf die Anstalt zu Elberfeld ist iusofcru eine Aenderung eingetreten, als
früher die Verwaltung der Schule in den Händen eines Kuratoriums i» Elberfeld war, wozu der
Laxdesrath Klnusenerund meine Wenigkeit hinzutraten. Die Sache ist jetzt so geordnet, daß das
Kuratorium in Elberfeld seine Thätigkeit mit dein 9. November eingestellt hat. Es ist eine
eigene Taubstummenschulevon der Provinz aus deu vorhandenen Mitteln erbaut worden und
die Anstalt ist jetzt ebenso eine Prouinzialanstalt wie alle übrigen, zu der nur die Stadt sich
verpflichtet hat, wie vorher mitgetheilt, bis 1893 4000 M. zuzuschießen. Der ganze Etat
beziffert sich auf 23 820 M. in den Einnahmen und Ausgaben, für Essen ist es ebenso die
Absicht — es schwebendarüber noch Verhandlungen, nachdem seitens der Stadt Essen bereits
der Bauplatz geschenkt ist — auch dort eine Prouinzial-Taubstummenanstaltzu errichten. Die
Totaleinnahme und Ausgabe beziffert sich auf 20 810 M. Es kommt dann die Provinzial-
Taubstummenllnstllltzu Kempeu, wozu ich keine Bemerkungenzu machen habe. Der Etat ist etwas
kleiner, wegen der geringeren Lehrkräfte. Ebenso ist es mit dein Etat zu Neuwied der Fall und
ebenso zu Trier.

Es kommen dann der Spczialetat der Wilhelm-Augusta-Stiftuug und der Unterstützungs¬
fonds für entlassene Taubstummen.

Bei Gelegenheit der goldenen Hochzeit Sr. Hochseligcn Majestät Kaiser Wilhelms und
der Kaiserin August« wurde aus dem Dotationsfonds eine Summe von 50 000 M. uuter dem
Namen Wilhelm-Augusta-Stiftung nusgefchieden. Sie finden ans Seite 42 diese 50 000 M. in
den Ausgaben bezüglich ihrer Verwendung nachgewiesen. In den Einnahmen treten noch kleine
Zuschüsse hinzu, so daß sich die Einnahmen auf 51460 M. beziffern,die den gleichen Ausgaben
gegenüberstehen. Bezüglich der Ueberweisung des Eholerafonds von 18 000 Thlr. durch den
4. Provinziallandtag an die Taubstummenanstalt zu Köln ist auf Seite 43 das Nähere nach¬
gewiesen. Das sind die einzelnen Bemerkuugeu, die ich zu den TaubstnmmenanstaltenEtats
zu machen habe. Der Herr Präsident hat vielleicht die Güte zu fragen, ob Weiteres
verlangt wird.

Stellvertretender Vorsitzender GeheimerIustizrath Adams: Ich eröffne die Debatte über
die einzelnen vorgetragenen Anstalten und frage, ob Jemand zu einer oder der anderen Anstalt
das Wort nehmen will, entweder im Allgemeinen oder zu den einzelnenPosten derselben. Ich
frage dies zunächst in Bezug auf die Prouinzial-Taubstummenanstaltzu Vrühl. Es scheint nicht,
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daß hier eine Erinnerung zu machen ist. Demnächst Elberfeld? Ebenfalls nichts. Essen, Kempen,
Neuwicd und Trier? Es «erlangt niemand das Wort hierzu.

Demnächst ist Ihnen über die Verwendung der Wilhelm-Augusta Stiftung Rechnung
abgelegt und ich frage, üb Sie über diesen Fonds, wie er Ihnen vorgeschlagen ist, Bemerkungen
M machen haben. — Es scheint dies nicht der Fall zu sein. Es bleibt schließlich der Uuter-
stntzungsfonds für entlassene Taubstumme übrig, wozu, wie es scheint, auch Erinnerungen nicht
»u macheu sind Ich glaube demnach, daß es die Absicht des hohen Hauses ist, diesen vorge¬
tragenen Etat über die Prouinzial-Taubstummeuanstalten, sowie über die Verwendung der Wilhelm-
Augusta-Stiftung und die Unterstützungsfonds der Taubstummenanstalt als genehmigt anzusehen.
Insofern hiergegen keine Bemerkuug gemacht wird, erkläre ich dies als Beschluß des Hauses.

Wir kommeu uun zum Spezialetat der Provinzial - Blindenanstalt zu Dürcn. Der
Herr Abgeordnete Lueg hat das Referat des Ausschusses übernommen. Ich ersuche denselben, es
vorzutragen.

Berichterstatter Abgeordneter Lueg: Meine Herren! In der Blindeuaustalt zu Düren
betrug die Frequenz im abgelaufenen Jahre 141 Köpfe, und zwar 91 männliche und 4? weibliche.
Zur Zeit hat sich der Bestand erhöht auf 153 Köpfe, vou deueu iu der Uuterrichtsabtheilung
132 und in der Arbeitsabtheilung 21 sich befinden. Seit dem 1. Oktober lanfcuden Jahres ist
eine neue Schulklasse eingerichtet worden uud zwar eine Vorschule, sodah uuumehr die Zöglinge
in 5 Schulklassen unterrichtet werden. Jede Schulklasse hat iu der Regel einen Bestand von 15
bis 20 Zögliugen. Außerdem besteht dort eine Fortbildungsklasse mit 70 Zöglingen und eine
örtlich getrennte Arbeitsuntcrrichtsaustalt. Der Unterricht wird ertheilt durch I Anstaltsdirektor,
4 Schullehrer, 3 Religiouslehrer und 3 Musiklehrer. Außerdem sind für den gewerblichen Unter¬
richt 5 Werkmeister vorhanden. Die Arbeitsabthcilung umfaßt folgende Abtheilungen: Korbmacherei,
Niirsteumacherei, Seilmacherei und eine Abtheilung für weibliche Handarbeiten. Die Anstalt
befaßt sich weiter auch mit der Fürsorge für die Entlassenen und zwar in der Weise, daß die
Anstalt eine lebhafte und rege Verbindung mit denselben unterhält, um in den Fällen, wo solches
erforderlich ist, mit Rath und That zur Seite zu stehen. Der vorliegende Hauptetat, dein außer,
dem noch drei Uuteretats, ^., L, 0 uud zwar über Landwirthschaft und Viehstandsnutzuug, über
den Arbeitsbetricb uud den Untcrstützuuasfonds für entlassene Blinde bcigegebcn sind, balancirt
in Aus- uud Einnahme mit 104 780 M. und erfordert einen Zuschuß aus Provinzialmitteln von
75 580 M. Der Unteretat ^., also derjenige über Laudwirthschaft uud Viehstandmnitzung weist
einen Ueberschuh nach von 365 M. Derjenige über die Arbeitsabtheilung einen Uebcrschuh von
7800 M, während der Etat über den Unterstützungsfonds für entlassene Blinde in Ausgabe und
Einnahme mit 21000 M. balancirt; es wird hierzu kein Zuschuß seitens der Provinz erfordert,
da die Mittel aus verschiedenen Zuwendungen uon anderen Seiten bestritten weiden. Wenn ich
nunmehr zu dem Hauptetat mich wende, fo sind uutcr Titel I die Einnahmen aus Zinsen auf¬
geführt iu einer Höhe uon 3106 M, 16 Pfg Es berechnen sich die Zinsen von den vorhandenen
Kapitalien von 84154 M. 7 Pfg und 12 000 M, die zu 4 bezw. 4^"/° angelegt sind, auf
3906 M. 16 Pfg. Es haben sich aber die Kapitalien in der letzten Etatsperiode um 20 000 M.
dadurch vermindert, daß verschiedene Häuser, die sich an die Blindenanstalt anschlössen, angekauft
worden sind, wozu ciu Aufwand uon 20 000 M. erforderlich war. Dadurch ist der bisherige Zins¬
posten um 800 M. gesuukcu. Titel II umfaßt deu Betrag aus der Laudwirthschaft mit 365 M.
Titel III: Die Peusiousbeiträge der Zöglinge in der Arbeitsabtheiluug betragen 4300 M. Es
sind 21 Zöglinge vorhande», uud der normale Pcnsionsbeitrag beträgt 400 M. Indessen wird
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den Zöglinge» gestattet, von dein Arbeitsverdienste bis ^/s desselben auf diesen Pensionsbeitrag
anzurechnen, sodaß die Summe von 6000 M., die etatsmähig einkommt, um den Betrag des
Arbeitsverdienstes vermindert weiden muß, es können daher thatsächlich nur 4300 M. in den
Etat eingesetzt werden. Der durchschnittliche Pensionsbeitrag der in der Arbeitsabtheilung befind¬
lichen 21 Zöglingen betragt 280 M.

Des Weiteren sind an Einnahmen zu verzeichnen die Pensionen der Zöglinge in der
Unterrichtsabtheilung mit 2500 M. Es befinden sich dort 132 Zöglinge, von denen ungefähr
2600 M, Pensiousbeiträge gezahlt werden. Der Durchschnitt für diesen Einnahmeposten in den
letzten Jahren beträgt 2678 M. 31 Pfg. Die Kleiderkostenbeiträge der Zöglinge der Unterrichts-
abthcilung sind festgestellt mit 8000 M. Es ist eine Vermehrung gegen den vorjährigen Etat
dadurch herbeigeführt, weil eben in Folge Errichtung einer neuen Schulklasse die Anzahl der
Zöglinge sich vermehren wird. Aus dem Verkauf von Handarbeiten sind laut dein anliegenden
Spczialetat 13. 7800 M. in Einnahme gesetzt. Alsdann sind an außerordentlichen Einnahmen
zu verzeichnen: Nntirlicher Antheil der Anstalt an den Ausgaben für die Pumpstation, welche
auch die Irrenanstalt mit Wasser versorgt, 2500 M. Es ist eine gemeinschaftliche Pumuanlage
für die Vlinden- und Irrenanstalt in Düren eingerichtet und es findet nun hier eine Rückvergütung
statt. Außerdem sind noch zufällige Einnahmen durch Erlös aus dem Verkauf alter Lumpen,
Knochen, Rückerstattung von Kleiderkosten :c. in Höhe von 628 M. 84 Pfg aufgeführt, fo daß
der Titel V mit einer Einnahme von 3128 M. 84 Pfg. schließt. Dazu tritt der Zufchuß aus
Pruuinzialmitteln mit 75 580 M., wodurch sich die Gesammteinnahmen auf 104 780 M. berechnen.
Meine Herren, bezüglich der Ausgaben stellen sich die Posten Besoldungen auf Seite 6 auf
24 368 M. Die Erhöhungen gegenüber den betreffenden Beträgen in den früheren Etatsjahren
basiren zum Theil in den Bestimmungen des Normaletats und weiter darauf, baß für die Vor¬
schule ein nener Lehrer angestellt worden ist, wofür das Gehalt in der Position 5 mit 1650 M-
ausgeworfen ist. Ebenso ist zu den Ausgaben auf Seite 8 nichts zu erwähnen. Die geringen
Unterschiede sind eben dadmch bedingt, daß ein Ansteigen der Gehälter nach dem Normaletat
stattgefunden hat. Es würde somit dieser Titel in Summa schließen mit einer Ausgabe von
36 774 M. 75 Pfg. Es tritt dann hinzu die Ausgabe für Beköstigung, wofür 35 000 M. angesetzt
sind, entsprechend der erhöhten Zahl der Zöglinge der Anstalt; desgleichen für Bekleidung
9500 M., für Reinigung 2600 M„ für Mobilien und Utensilien 2040 M., für Heizung,
Beschaffung der Noststäbe, Putz- und Schmiermaterialien, fowie für den Betrieb der Sveisewasscr-
reinigungseinrichtung, laut Normaletat 4700 M. und endlich für Beleuchtung, laut Normaletat
2500 M. Somit fchlieht der Titel in Ausgabe mit einer Summe von 7200 M. Für Kranken¬
pflege sind 400 M.. für Kirchen- und Schulbedürfnifse, Unterrichtsmittel uud Bibliothek 1360 M-
und für bauliche Unterhaltung 4000 M. eingestellt. Für Instruktionsreisen des Direktors, der
Lehrer und Werkmeister zum Besuche von Entlassenen, anderen Anstalten und Congressen, für
Begleitung von Zöglingen auf den Ferienreifen sind 1020 M. angesetzt. Außerdem kommt ein
Antheil der Zöglinge am gelieferten Arbeitswerth mit 2000 M. in Betracht. Dabei habe ich zu
bemerken, daß ans Seite 13 in den Bemerkungen post linsam sich ein Druckfehler eingeschlichen
hat. Es muß da heißen, der Verdienstantheil der Zöglinge der Unterrichtsabtheilung beträgt
'/», der der Arbeitsabtheilung '/g, mithin sind von dem Neingewinn sud Titel IV der Einnahme
aä 7800 M. und nicht 6000 M. vorzusehen. Schließlich ist unter dem Titel „Insgemein" für
Grundsteuer und Feucrversicherungsbeiträge, Porto, Erheiterung der Zöglinge, Schreibhülfe und
zu unuorhergcfehenen Ausgaben 2885 M. 25 Pfg. aufgenommen. Es würde dann der Unteretat
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über die Landwirthschaft und Viehstandsnutzungzur Berathung kommen. Derselbe ist jedoch so
ausführlich spezifizirt, daß wohl nichts hinzuzusetzen sein wird; derselbe schließt ab mit einem
Uebcrschuh von 365 M. In den früheren Jahren war dieser Ueberschußetwas hoher, man hat
aber der Vorsicht wegen geglaubt,eine höhere Summe uicht einsetzen zu sollen Dasselbe gilt für den
Unterctat L über den Arbcitsbetrieb, Derselbe schließt,wie bereits Eingangs bemerkt, mit einein
Ueberschuh von 7800 M,, während der Unteretat 0 über den Unterstützungsfondsfür entlassene
Blinde in Einnahme und Ausgabe mit 21000 M. balancirt. Ans Seite 26 Titel I finden Sie
einen durchlaufendenPosten; es sind eingegangeneKapitalien, welche dadurch, daß sie wieder an
die Landesbank abgeführt worden sind, in Ausgabe und Einnahme figuriren, Sie sehen Zinsen
des Kapitalvermögens aufgeführt mit 2188 M. 3 Pfg,, ferner Zinsen der vom Verein zur Für¬
sorge für die entlassenenBlinden Übermächten Kapitalien mit 1400 M, Dann kommt ein direkt
M Unterstützungenzu übernehmender Betrag in Höhe von 1498 M, 19 Pfg. zum Druck von
Blindenschriftenresp, einer Harmonielehre ein Betrag von 500 M., zusammen 1998 M. 19 Pfg.
Schließlich sind noch aufgeführt ein Geschenkdes Herzogs von Arensberg mit 300 M., ein
Beitrag des Aachener Vereins zur Förderung der Arbeitsamkeitfür Entlassene aus dem Regierungs¬
bezirk Aachen 500 M. und sonstige Einnahmen 113 M. 78 Pfg. Meine Herren! Ich glaube,
daß der vorliegendeEtat nach jeder Richtung fo durchsichtigist und gegen die früheren Etats
so wenig Veränderungen enthält, daß ich Ihnen nieinerseits wohl empfehlen kann, diesen Etat
hier in der Plenaruersammlung definitiv zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne hierüber die Diskussion und
sragc zunächst, ob jemand im Allgemeinenzn den verschiedenen4 Etats der Prouinzial-Blindenanstalt
M Düren Vemerkuugenzu machen hat. Scheint das nicht so, so würde ich fragen, ob zu dein
Hauptetat, dem eigentlichenSpezialetat, Bemerkungen zu machen sind und ob sich jemand zum
Worte meldet. Das ist ebenfalls nicht der Fall, Wir haben dann die 3 Unteretats, einen über
landwirthschaft und Viehstandsnutzung,einen über Arbeitsbetrieb und den dritten über den Unter¬
stützungsfondsfür entlasseneBlinde. Ich frage, ob zu einein diefer Unteretllts das Wort begehrt
wird. Da das auch nicht geschieht, so darf ich wohl annehmen, daß Bemerkungengegen diesen
Aat nicht zu machen sind und glaube daher, sofern sich niemand mehr zum Worte meldet, fest¬
stellen zu können, daß das Haus diesen Etat der Provinzial-Blindcnanstaltin Düren annimmt und
derselbe damit als erledigt angesehen wird.

Wir gehen jetzt zu folgendemPunkte der Tagesordnung über Es sind dies die Spez ial-
etats der Provinzial-Irrenanstalten Andernach,Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig, sowie der
Spezialetat über die Kosten der Unterbringung von Geisteskranken in den Privat-Irrenanstalten zu
Waldbreitbach, Aachen, Evernach und Trier. Ich glaube, daß wir zunächst die Provinzial-Irren¬
anstalten selbst zu Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig vornehmen und ersuche den
Herrn Berichterstatter auch hierüber das Referat erstatten zu wollen.

BerichterstatterAbgeordneterLu eg: Meine Herren! Nach der Statistik nimmt man an,
daß auf 1000 Einwohner 2—^^ Geisteskranke entfallen. Da nun die Nheinprovinz ca.
4'/ü Millionen Einwohner hat, so resultirt daraus eine Anzahl von ca. 10 000 Geisteskranken,
von denen man vielleicht die Hälfte als anstaltsbedürftig bezeichnen kann In den Irrenanstalten
der Provinz, die aber nur als Heilanstalten betrachtetwerden sollen, nicht als Aufnahmeanstalten
für Unheilbare, können Letztere nur insofern Aufnahme finden, als verfügbarer Raum vorh andcn
ist- Am 31. März 1888 waren 2486 Kranke vorhanden. Inzwischen hat sich dieser Bestand
nhöht und stieg bis 1. Oktober auf die Zahl 2611. Hierzu treten dann noch weiter 100 Kranke,

29



226

welche seitens der Provinz in den Privat-Irrenanstalten zu Waldbreitbach und Aachen unter¬
gebracht sind. Am 1. April nächsten Jahres wird diese Zahl auf 368 bis 400 steigen, da alsdann
auch noch die Privat-Irrenanstalten in Evernach und Trier, welche sich augenblicklich im Ausbau
befinden, hinzutreten.

Ich bemerke dabei, daß die Provinz mit diesen Privat-Irrenanstalten Verträge abge¬
schlossenhat, wonachdieselben sich verpflichtet haben, zu bestimmtenSätzen Geisteskrankeaufzu¬
nehmen. Die Privat-Irrenanstalten unterliegen nicht nur der staatlichenControle, sondern mich
der Controlc der Provinz. Weiter ist es der Verwaltung nach langen Bemühungen gelungen,
den früheren Beschlüssen des Prouinziallandtages gemäß, Verträge über die Unterbringung von
unheilbaren weiblichen Geisteskrankenmit den Vorständen weiblicher religiöser Genossenschaften zu
Stande zu bringen, wodurch die Frage der Unterbringung dieser Art Irren für längere Zeit
gesichert erscheint lind die Provinzilllanstalten mehr und mehr den Charakter erhalten, nur als
Heilanstalten zu funknoniren. Meine Herren! Wenn in dem vorliegendenEtat die Bezeichnung
Normalkrankeund Pfleglinge vielleicht nicht ganz verstanden sein sollte, so bemerke ich, daß unter
Normalkrankendiejenigenkranken zu verstehen sind, deren Heilung man für möglicherachtet —
und in der Regel wird mit derartigen Kranken ein Kuruerfuch von einem Jahre angestellt — um
zu constatircn, ob sie heilbar sind oder nicht, während unter der BezeichnungPfleglinge die
sogenanntenunheilbaren Krauten zu verstehensind.

Meine Herren! Der vorliegende Etat ist, wie Sie das auf Seite 2 und 3 finden, für
eine Kopfzahl von 2620 berechnet, außerdem für eine Anzahl von 388 Kranken, welche in den
Privat-Irrenanstalten unterzubringen sein würden. Der Gcsammtzuschuhder Provinz beziffert
sich auf die Summe von 260 000 M,, einschließlich 18 300 M., die an Privat-Irrenanstalten zu
zahlen sind. Dieser letztere Betrag erscheint einstweilenin mäßiger Höhe, weil, wie gesagt, die
Anstalten zu Evernach und Trier erst im April nächsten Jahres in Funktion treten. Sie sehen
aus der Gcneralübersicht,daß in Einnahme für Zinsen, Pachte zc. 510 M. aufgeführt sind, die
Länderei- lind Viehstandsnutzung, also aus dem laudwirthschaftlichenBetriebe der verschiedenen
Anstalten zu Andcrnach, Bonn, Düren, Gmfenbcrg und Merzig ist mit 78 770 M., die Pen¬
sionen von den Kranken 1,, II. und III. Klasse mit 324 302 M. 50 Pfg., die Beiträge der
Normalkrankenund der Pfleglinge mit 802 087 M. 50 Pfg. und die extraordinären Einnahmen
mit 13 530 M. eingefetzt, fodaß sich die Gesammtcinnahmenauf 1219 200 M. belaufen, hierzu
tritt der Zuschuß der Provinz mit 260 000 M., und somit die Gesammteinnahmen sich auf
1 479 200 M. stellen. Die Ausgaben vertheilen sich ebenfalls wieder in die unter Titel I auf¬
geführten zu zahlenden Zinfen und Pachte mit 220 M. 70 Pfg., Besoldungen, Löhne und
Remunerationen 280 576 M. 50 Pfg., Veküstignng 702 700 M., Bekleidung,Lagerung, Bettzeug,
Tischwäsche 83 800 M., Reinigung 21600 M, Mobilien, Utensilien und Handwerkszeug
24 500 M., ärztliches Instrumentarium 2000 M., Heizung 60 200 M., Gasbeleuchtung— die
Anstalt hat eine eigene Gasanstalt — 24 228 M., sonstige Beleuchtung 1400 M., Betrieb des
Pumpwerks 2200 M, Arznei lind Verbandmiltel 12 900 M., Kirchen- und Schulbedürfnisse
3050 M., Bibliothek 280« M., Unterhaltungder Gebäude 49 100 M., Insgemein 34 311 M. 80 Pfg.,
Pensionen und Unterstützungen8613 M,, Privat-Irrenanstalten 165 000 M. Sie finden noch
auf Seite 4 eine Zusammenstellung über die Belegung der einzelnen Anstalten. Die vorher bezeichneten
Einnahmen und Ausgaben, die hier summarischvon den verschiedenenAnstalten aufgeführt worden
sind, sind in den Spezialctllts der verschiedenen Anstalten im Einzelnen aufgeführt. Es sind die
Spezialetats von Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig. Die Spezialetats haben
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wieder Untcrabtheilungen für Viehwirthschaft und Gasanstalt. Schließlich liegt vor der
Spezialctat für die Kosten der Unterbringung von Geisteskranken in Priuat-Irrenanstalten zu
Waldbreitbach, Aachen, Evcrnach und Trier. Ich habe zu dein ersten Etat bezüglich des Titels
Besoldungen hinzuzufügen, daß die Veränderungen meistens darauf zurückzuführen sind, daß die
Besoldungen sich nach Bestimmung des Normaletats, mit sehr wenig Ausnahmen, erhöht haben,
>ch kann Ihnen aber versichern, daß bei der Vertheilung mit größter Sparsamkeit verfahren worden
A. Ich glaube, es unterlassen zu sollen, diese außerordentlich ausführlichen Etats in den einzelnen
Positionen Ihnen vorzutragen. Der Etat ist nach meiner Ansicht so außcrordeutlich klar und
durchsichtig aufgestellt, die Bemerkungen zn den einzelnen Positionen sind so verständlich, daß es
jedem Mitgliede möglich gewesen ist, sich ein Bild von den Ausgaben zu verschaffen. Ich glaube
daher, daß ich mich wohl auf das Gesagte beschränken kann.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizmth Adams: Ich eröffne hiermit die Dis¬
kussion über die sämmtlichen Svezialetats, die Ihnen eben vorgetragen worden sind, und ich
fwge, ob Jemand im Allgemeinen zu diesem Gegenstande das Wort wünscht. Zunächst hat
das Wort der Herr Abgeordnete Friederichs.

Abgeordneter Friedcrichs: Meine Herren! Wenn ich, um mich eines bekannten ver¬
wegenen Ausdrucks zu bedienen, die Vielen sehe, die nicht hier sind, dagegen das reiche Treiben
um andere Ideale draußen beim Vuffet iu Betracht ziehe, dann stehn die leeren Plätze hier im
schroffen Widersprüche mit den vielen Aeußerungen, welche in der ersten Generaldebatte gefallen
sind, über diese hochinteressanten Etats sich zu unterrichten. — Ich nehme an, daß die vielen
Abwesenden durch ihre Abwesenheit doch nicht bezeugen wollen, daß sie kein Interesse im Gegensatz
zu früheren Aeußerungen haben, und bitte deshalb, diese Etats an die Commission zur näheren
Berathung zu verweisen. Es ist sowohl im Interesse des Landtages, wie im Interesse unserer
Beamten und der Steuerzahler, daß von der Entwickelung bis zu der heutigen ausgezeichneten
Verwaltung, deren sich diese Anstalten erfreuen, immer mehr in der Provinz bekannt wird, als
^ in dieser Form der Berathung geschehen kann und geschehen wird. Ich beantrage deshalb
Verweisung dieses Etats an die zweite Fachcommission. Ich hatte einen dahin gehenden Antrag
von anderer Seite schon bei den Spc^ialetats über die Taubstummen- und Blindenanstalten
erwartet, es ist nicht dazu gekommen, ich stelle deshalb bei diesem Etat den Antrag auf Verweisung
an die Commission.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizmth Adams: Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt
hat das Wort.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Meine Herren! Nachdem eben der Antrag gestellt worden
ist, diese Etats an die Eommission zu verweisen, wird es da am Orte sein, die mancherlei
Erörterungen vorzubringen, die sich daran knüpfen können. Eins möchte ich aber jetzt fchon vor¬
bringen, weil es sich jetzt schon erledigen läßt, das ist Folgendes. In der vorigen Session hat
der Herr Landesdirektor die Freundlichkeit gehabt, namentlich über diese Etats für die Irren¬
anstalten schätzenswerthe Auskunft zu geben. Er hat uns mitgetheilt, daß die im Anfange zu
hoch erscheinenden Baukosten im Lanfc der Zeit sich als minderhoch herausgestellt hätten, und
zwar dadurch, daß die Zahl der Platz sindenden Kranken durch kleine und nicht sehr kostspielige
Veränderungen auf das Doppelte gewachsen sei, er hat uns aber nicht mitgetheilt, in welcher
Weise das geschehen ist. Ich bin für meine Perfon vollständig überzeugt, daß die Kranken
dadurch, daß die doppelte Auzahl aufgeuommen worden ist, nicht gelitten haben, aber ich würde
°s dankbar aufnehmen, wenn der Herr Landesdircktor die Güte haben wollte, uns auch hierüber
einige Mittheilungen zu machen.

29*
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Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort,

Landcsdirektor Klein: Meine Herren! Ich bin dem Herrn Dr, Schmidt dankbar für die
Anregung, die er soeben gegeben hat, indem er mir Gelegenheit bietet, eine Angelegenheit aufzu¬
klären, welche fehr leicht mißverstanden werden und alsdann zu Befürchtungen Anlaß bieten kann.
Es wäre gewiß sehr zu bedauern, wenn im Interesse der finanziellen Verwaltung der Irren¬
anstalten der psychiatrische Zweck der Letzteren irgendwie beeinträchtigt worden wäre. Es ist dies
aber glücklicher Weise nicht geschehen, sondern die Belegung der Anstalten mit der doppelten
Anzahl von Kranken ist unter Beobachtung aller hygienischen Vorschriften erfolgt, sie ist ferner
erfolgt unter der vollen Zustimmung und Anerkennung der Zulässigkeit seitens der Anstaltsdirektoren.
Es hatte sich nämlich heraus gestellt, daß unsere Anstalten mehr als das Doppelte Quadratmeter
überdachter Fläche besaßen wie die Anstalten des Staats und der übrigen Provinzen, welche für
eine gleiche Anzahl von Kranken errichtet worden waren. Diese Wahrnehmung mußte zu der
Schlußfolgerung führen, daß bei der Projektirung eine große Nnumverfchwendung Platz gegriffen
habe. Diese Verschwendung hätte darin liegen können, daß die Korridors und die anderen
Räume, welche nicht zur Aufnahme von Kranken bestimmt waren, eine übermäßige Ausdehnung
erhalte,: hätten. Das war aber nicht der Fall, sondern es hat sich vielmehr ergeben, daß die
zur Aufnahme von Kranken dienenden Säle den doppelten Kubikinhalt des fönst für derartige
Anstalten pro Kopf nach den Theorien der Wissenschaft erforderlichen und in anderen Anstalten
üblichen Luftraumes umfaßten. Herr Landesbaurath Dreling hat, nachdem diese Wahrnehmung
gemacht worden war, in den einzelnen Anstalten an Ort und Stelle genau ermittelt, wie viel
Kranke in jeden: Tagesanfcnthaltsraume und in jedem Schlafraume fein können, ferner welche
fonstigen Nänmc noch nothwendig sind für die Beschäftigung, Speisung der Kranken und sonstige
Anstaltszwecke. Herr Dreling hat als Techniker diese Ermittelungen auf Grund von Zahlen
angestellt, welche von den Anstaltsärzten als Voraussetzung für seine Ermittelungen ihm an die
Hand gegeben waren. Es stellte sich hierbei heraus, daß es zur Belegung unserer Anstalten mit
der doppelten Zahl, welche in dem Vauprogramm vorgesehen war, nur an einzelnen Räumen
fehlte, welche mit geringem Kostcnaufwande hergestellt werden konnten. So waren in allen
Anstalten die Zahl der Isolirzellen nicht ausreichend. Es war dieses natürlich. Bei dein Neubau
der Anstalten sagte man sich, daß nach dem üblichen Prozentsätze unter den Kranken der Anstalt
eine bestimmte Zahl unruhig sei und in Tobzellen untergebracht werden müßten und daß demnach
so und so viel Räume für Tobzellen nothwendig seien. Als man nun dazu überging, die Zahl
der Kranken zn verdoppeln, ergab sich hier ein Manko; es muhte z. B, während früher eine
Anstalt für jede Abtheilung 6 Tobzellen hatte, bei Belegung der Anstalt mit 400 anstatt 200
Kranken auch die Anzahl der Tobzellen verdoppelt werden. Dagegen erwiesen sich die Wirth¬
schaftsräume, Küche, Waschküche u. s, w, in allen Anstalten als ausreichend. Die ganze Ein¬
richtung ist jetzt so getroffen, daß, wenn gegenwärtig, was häufig der Fall ist, Irrenärzte oder
Techniker aus anderen Provinzen oder Staaten unsere Anstalten besuchen, kein Einziger auf den
Gedanken kommt, daß die Anstalt nachträglich für mehr Kranke eingerichtet worden ist, sondern
Jedermann glaubt, die Anstalt sei ursprünglich auf die zur Zeit dort untergebrachte Krankenzahl
berechnet gewesen. Wie groß die bebaute Fläche unserer einzelnen Anstalten ist, kann Herr Dreling
näher angeben; ich habe die Zahlen nicht im Kopfe, meine aber mich zu erinnern, daß die Anstalt
in Bonn, welche ursprünglich für 300 Kranke gebaut ist, ? Morgen Dachfläche hat. Wenn Sie,
meine Herren, diese Zahl durch 600 dividiren, so kommt für jeden einzelnen Kranken noch eine
recht anständige Fläche heraus, namentlich im Hinblicke darauf, daß die Anstalt aus zwei Etagen



besteht. Genug, meine Herrett, ich kann wiederholen, daß unsere Anstalten durchaus nicht an
Uebcrfüllungleiden, d. h. wenn dieselben nicht stärker belegt werden, als dies gegenwärtig der
Fall ist. Wir haben auch Fürsorge getroffen, daß alle nothwendigen Neseruerämne für Fälle
eintretender Epidemien in den Anstalten vorhanden sind. Wir würden in dieser Hinsicht auch
dann nicht in Verlegenheit kommen, wenn größere Epidemien ausbrechensollten, indem wir noch
eine weitere Reserve in großen Räumen besitzen, welche programmgemäß für die Feste der Anstalt,
Erheiterung, Theateraufftthrungen u. s. w. dienen und die zur Zeit der Noth vorübergehend zur
Unterbringung von Kranken benutzt werden könnten, so daß selbst wenn eine ganze Abtheilung
aus sanitären Gründen zeitweisegeschlossen werden müßte, dennoch die Kranken nicht darunter
leiden würden, weil man unter Zuhülfenahme der Reservestationund eventuell der sogenannten
Festräume immerhin genügendeRäume schassen könnte und nicht in die Lage käme, die Kranken
zusammenpferchen zu müssen, was ja höchst nachtheilig sein würde und mit den Zwecken unserer
Anstalten in keiner Weise zu vereinbaren wäre.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt
hat das Wort.

AbgeordneterDr. Schmidt: Es ist eine sehr dankenswertheAufklärung, die uns der
Herr Landesdirektor gegebenhat; es ist mir indeß mitgetheilt worden, daß noch in anderer Weife
die Zahl der Kranken hätte vermehrt werden können, nämlich dadurch, daß man die Anzahl der
zahlendenKranken zu beschränken versucht habe und daß dadurch die Zahl derjenigen Kranken,
die von den Gemeinden oder von der Provinz untergebracht werden, vergrößert worden wäre.
Ich möchte fragen, ob das zutrifft.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Wir hatten in der Anstalt Merzig ursprünglich
vier Klassen, nämlich Pensionäre erster Klasse, zweiter Klasse, dritter Klasse und fodann Normal-
kranke. Diese Klassenhatten wir in unseren sämmtlichenIrrenanstalten. Diese Gleichmäßigkeit
erschiennach dem ursprünglichenProgramme geboten, weil eine jede Anstalt für Rechnungdes
betreffenden Regierungsbezirkserrichtet und auch für Rechnungdes betreffendenRegierungsbezirks
verwaltet werden follte, Es mußte deshalb eine jede Anstalt allen Bedürfnissendes Regierungs¬
bezirks Rechnung tragen, damit die Angehörigen eines bestimmten Regierungsbezirks, welche
ausschließlich auf ihre Anstalt angewiefenwaren, nicht in Verlegenheit gerathen konnten. Dieser
letztere Gesichtspunkt fiel fort, nachdem vom Provinziallandtag beschlossen worden war, daß dre
Irrenanstalten nicht für Rechnung der einzelnen Regierungsbezirke,fondern als Provinzialanstalten
der gesammten Provinz gelten und unterhalten werden sollten. Es hat sich schon früher, bevor
jener Nefchluß gefaßt worden war, ergeben, daß für die 1. und 2. Pensionärklasse im Negrerungs-
bezirk Trier ein Bedürfniß eigentlich nicht vorhanden war. Die Anstalt war nämlich bereits
7 oder 8 Jahre im Betriebe, ohne daß aus dem RegierungsbezirkeTrier Kranke der 1. oder
2. Klasse in einer nur erwähnten Anzahl angemeldetworden waren. Es hatte dieses zur Folge,
daß die Pensionarabtheilung 1. und 2. Klasse grüßtentheils leer stand und daß der ganze
Apparat, Möbeln, Einrichtungsgegenständeu. s. w. nicht benutzt wurden, während andererseits
das Bedürfniß zur Aufnahme von Kranken 3. und 4. Klasse sich im RegierungsbezirkTrier in
immer stärkerem Maße geltend machte, sodaß die Anstalt Merzig allen Aufnahmegefuchen nicht
mehr nachkommen konnte. Die Erweiterung der Anstalt Merzig bot aber von allen Anstalten die
größten Schwierigkeiten,weil Merzig als ein in sich geschlossenes Carre gebaut worden war,
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wodurch Anbauten sehr erschwert waren. Da aber Raum für 40N Kranke in Merzig geschaffen
werden wußte, so blieb kein anderer Ausweg übrig, als die Pensionärabtheilung der 1. und 2.
Klasse, zu deren Beibehaltung ein Bedürfniß nicht vorhanden war, aufzuheben und die betreffenden
Räume für ruhige Kranke 3. und 4. Klasse einzurichten.Der Negierungbczirk Trier ist von dieser
Maßregel in keiner Weise hart betroffen worden; denn es sind heute ebensowenigwie früher, fo
viel mir bekannt, Kranke 1. oder 2, Klasse aus dem Regierungsbezirke vorhanden, wenn dieses
aber auch der Fall wäre, so können diese Kranken nach Bonn, Andernach oder Duren gebracht
werden, wo dieselbenebenso wie die Krankenhöherer Klasseneines der letztgenanntenRegierungs¬
bezirke Aufnahme finden werden und finden muhten, da alle Anstalten ja Prouinzialanstalten sind
und deshalb den Angehörigen der Provinz in gleicher Weise offen stehen. Ich habe auch vom
Standpunkt des Bedürfnisses aus dein RegierungsbezirkTrier niemals eine Aeußerung darüber
gehört, daß die Aufhebung der Pensionärabtheilung1. und 2. Klasse für die Bewohnerdes Regierungs¬
bezirks Trier Nachtheilezur Folge gehabt habe. Die Bewohner von Mcrzig und der Direktor
der Anstalt empfanden es nur unangenehm nnd glaubten darin eine Art Zurücksetzung der Anstalt
erblicken zn müssen, daß die dortige Anstalt keine Kranken 1. und 2. Klasse habe. Von dieser
Stelle aus sind hin und wieder Beschwerden in die Welt gesetzt worden, welche auch in weiteren
Kreisen Unterstützunggefunden haben, indem man vielfach es auch als eine Zurücksetzung für den
RegierungsbezirkTrier ansehen zu müssen glaubte, daß in Merzig nicht eine Pensionärabtheilung
für Kranke 1. und 2. Klasse unterhalten werde. Eine solche Zurücksetzung liegt indessen nicht vor,
da der Regierungsbezirk doch unmöglich ein Interesse dabei haben kann, daß in Merzig die
Pensionärabtheilung 1. und 2. Klasse leer steht oder von Ausländern, wie dieses der Fall zeit¬
weise war, benutzt wird. Eiu solcher Luxus könnte doch nur iu Betracht kommen, wenn wir der
betreffenden Räume nicht dringend bedurft hätten, um arme Einwohner aus dem Regierungsbezirk
Trier in Merzig unterzubringen. Wir haben durchaus im Interesse der armen Kranken von
Trier gehandelt, indem wir die überflüssigePensionärabtheilung 1. und 2. Klasse in Mcrzig auf¬
gehoben und die betreffendenRäume den Kranken 3, und 4. Klasse überwiesen. Die Pensionäre
3. Klasse sind in Folge dessen in Mcrzig, wo wir nur noch 2 Klassen haben, besser untergebracht
wie iu den übrigen Anstalten; denn sie haben jetzt die Räume für Kranke 1. und 2. Klasse.
Die getroffeneEinrichtung hat sich in der Praxis vollkommen bewährt und es ist bisher von
keiner einzigen Seite eine begründete Klage gegen dieselbe erhoben oder auch nur behauptetworden,
daß ein Einwohner des RegierungsbezirksTrier, welcher als Kranker 1. oder 2. Klasse unter¬
gebracht werden sollte, nicht in Bonn, Andernach oder Düren hätte Aufnahme finden können.
Sie dürfen überzeugt sein, meine Herren, daß wenn dieser Fall an uns herangetreten wäre, wir
Fürsorge dafür getroffen haben würden, daß diese Kranken Aufnahme gefunden hättm. Aber wir
glaubten es nicht verantworten zu können,daß ein ganzes Gebäude leer stehe, während auf
der andern Seite Kranke aus Trier abgewiesen werden mußten, weil Merzig sie nicht auf¬
nehmen konnte.

AbgeordneterSchmidt: Ich bin vollständig befriedigt, und danke dem Herrn Landes-
direktor, daß er diese schätzenswerthe Aufklärung gegeben hat. Meine Meinung ist wesentlich die,
daß gerade die ärmeren Bewohner der Provinz gut untergebracht werden. Wenn das etwas besser
geschieht als früher, fo ist das nicht zu beklagen.

AbgeordneterBüttgenbach: Meine Herren! Wenn es fchon schwierig ist, die meisten
Redner gut zu verstehen, so ist das wegen der häusigen Bewegung der Thüren und der lauten
Unterhaltung im Foyer noch viel schwieriger. Es ist zu wünschen, daß ein bischen mehr
Ruhe herrscht.
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Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iuftizrath Adams: Ich frage, ob noch Jemand zur
Sache das Wort gewünscht,namentlich zu dem Antrage des Herrn Commerzienrath Friederichs,
die sämmtlichenEtats der Irrenanstalten und auch der Piivat-Irrencmstalten an die zweite Fach¬
commission,welche für die Abtheilung 2 und 3 bestimmt ist, zu verweisen. Es hat Niemand
mehr das Wort begehrt, ich schließe die Diskussion. Ich frage den Herrn Referenten, ob er noch
etwas zu bemerkenhat.

AbgeordneterLueg: Ich bin mit dem Antrage auf Verweifung an die Commission
einverstanden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Da sich Niemand gegen den
Antrag geäußert hat, so kann ich die Abstimmung in der Weise vornehmen, daß ich diejenigen
Herren, die gegen den Antrag Friederichs sind, bitte, sich zu erheben.

Es ist eine große Majorität für den Antrag und der Antrag geht also an die 2. Fach¬
commission über. Wir kommen zum Spezialetat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichen Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre vom 1. April
1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Der Herr Abgeordnete
Becker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich wollte Ihnen anheim geben, ob nicht vielleicht
nach dem Vorschlage des Herrn Vorsitzendenzu Eingang der Sitzung, die Etatsbcrathung für
heute abzubrechen wäre, um sie an einem anderen Tage oder zu einer späteren Stunde fort¬
zusetzen. Diese trockenen Zahlen kann man nur in gewisser Ausdehnung genießen, und ich glaube,
daß die Verhandlungen nur gewinnen würden, wenn wir heute zu einem anderen Gegenstände
übergingen und morgen die Berathung der Spezialetats fortsetzten. Ich wollte dies den Herren
anheimgebenim Anschlußan die Ausführungen, die der Herr Abgeordnete Friederichs gemachthat.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solcmacher: Im Sinne der Geschäftsordnungerlaube ich
mir darauf hinzuweisen, daß nun noch die Position 28, der Spezialetat für die Kosten der
Leitung und Beaufsichtigungder baulichenUnterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten, und
der Spezialetat über die Unterstützungmilder Stiftungen, Rettungs-, Idioteu- und anderer Wohl-
thlltigkeitsanstalten, die einzigen Sachen von der Abtheilung 3 sind. Es sind dies ganz kleine
Etats und wenn die erledigt werden könnten, dann wäre Abtheilung 3 fertig und dann konnte
man den Vorschlag des Herrn AbgeordnetenBecker annehmen.

AbgeordneterDeströe: Meine Herren! ich bemerke,daß das Referat diefer Abtheilung
sehr kurz sein wird.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es scheint die Versammlung mit
dem Herrn AbgeordnetenBecker übereinzustimmen,daß dieser Gegenstand noch zuerst erledigt wird
und daß wir dann zu anderen Gegenständenübergehen. Ich bitte den Herrn Referenten, feinen
Vortrag zu beginnen.

Abgeordneter Destree: Ich würde auch ohne den geäußerten Wunsch es sehr kurz
gemachthaben. Im ersten Spezialetat: Kosten der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten ist der Einnahmeposten 10 400 M. und der
Ausgabepostenin gleicher Höhe. Die Sache wäre damit erledigt. Ich beantrage die Annahme
dieses Spezialetats

AbgeordneterLindemann: Ich möchte mir die Frage erlauben, warum dieser Spezial¬
etat aufgestellt ist und warum er aus dem Etat der Centralverwaltung abgesondertist.
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Landesdirektor Klein: Es sind das die Kosten der örtlichen Bauuerwaltung, nicht die
Kosten der Centralverwaltung. Die örtliche Bauleitung der Anstalten ist einem Landes-
bauinspettor unterstellt, mit Ausnahme der Anstalten zu Merzig und Trier, für welche die dort
wohnenden Landesbauinspektorender Strahenuerwaltung jene Funktionen wahrnehmen. Diese
Kosten der örtlichen Bauleitung fallen den einzelnen Anstalten zur Last und wurden dieselben
früher aus dem Vautitel jeder einzelnen Anstalt bestritten. Diefe Kosten sind jetzt in einem
besonderenSpezialetat zusammengestelltund sind die Baukredite der einzelnenAnstalten ratirlich
um den Betrag dieses neuen Ausgabeetats gekürzt. Es hat nämlich jeder Spezialetat einen
besonderen Titel für Ausgaben zur baulichen Unterhaltung der Anstalt und sind diese Titel
zusammenca, um 10 000 M. vermindert worden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Die Anfrage wird hierdurch
erledig fein und es fragt sich, ob das Haus dem Antrage zustimmt. Dieser Antrag ist in Anlage
14 zum Hauvtetat enthalten über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten in den Prouinzialanstalten. Es scheint Niemand gegen diesen Antrag
des Referenten das Wort zu wünschen, und kann ich daher in der Weise abstimmen lassen,
daß Diejenigen, welche gegen den Antrag sind, sich erheben wollen. Es erhebt sich Niemand und
so ist dieser Etat genehmigt.

Wir kommen zum anderen Gegenstand, die Kosten der Unterbringung und des Unter«
Haltens von Epileptikern. Referent ist der Herr AbgeordneteDeströe.

AbgeordneterDcstree: Titel I, Beitrag der Ortsarmenverbände, des Landarmenverbandes
der Nheinprouinzund der Angehörigender Kranken zu den Pflegekosten hat sich um 16 500 M.
vermehrt und zwar bedingt durch die größere Anzahl der Kranken. UnvorhergeseheneEinnahmen
zur Abrundung 800 M. Zuschuß aus Provinzialmitteln ist auch etwas erhöht. Die Summe der
Einnahmen betragt 107 650 M. Die Kosten richten sich ebenfalls nach der Anzahl der Kranken.
Für Unterbringung der katholischenweiblichen zu Rath 43 800 M., also eine Vermehrung
von 16 425 M. Kosten der katholischenmännlichen Epileptiker in der Anstalt zu Aachen sind
dieselben geblieben,43 800 M. Die evangelischen Epileptikerbeiderlei Geschlechts sind untergebracht
in der Anstalt zu Vethel für 19 000 M. Es ist somit eine Ausgabe von 107 650 M. gegen
88 200 M. im Vorjahre. Die Einnahmen und Ausgaben decken sich in der Höhe von 10? 650 M-
Ich möchte auch hier den Antrag auf «Q Kloo-Annahmestellen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne zunächst die Diskussion
über den Antrag und gebe dem Herrn Michels das Wort,

AbgeordneterMichels: Ich möchte mir die Frage erlauben, woher die Unterbringung
von Epileptikern in Aachenbilliger ist wie in Rath.

AbgeordneterConze: Meine Herren! Die Beiträge aus der Provinzialkasse für die
Unterbringung der Epileptiker sind verhältnihmäßig noch jungen Datums, sie stammen aus dem
Jahre 1884, Wir haben es hier wieder mit einer sehr wesentlichen Erhöhung der Beiträge zu
thun. Ich glaube, daß, wenn man die Zahlen näher ansieht, manches zu bemerken sein wird,
und schlage vor, diesen Etat der II. Fachcommissionzu überweisen, um dort die Position, die
eben von dein Abgeordneten Michels auch schon berührt wurde, einer näheren Prüfung zu
unterwerfen.

AbgeordneterMichels: Ich bin ganz damit einverstanden.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es liegt der Antrag vor, diesen

Etat der II. Fachcommission zu überweisen. Ich frage, ob Jemand noch hierzu das Wort wünscht.
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Es scheint das nicht der Fall zu sein, so daß ich annehmen kann, daß die Versammlnng mit
diesem Antrage einverstanden ist. Ich bitte nun diejenigenHerren, die dagegen sind, sich zu
erheben. Es erhebt sich Niemand. Es ist dieser Etat der Fachcommission Abtheilung II lind III
überwiesen. Es bleibt von diesen Angelegenheitender Spezialetat für milde Stiftungen, Rettungs-,
Idioten und andere Wohlthätigkeitsanstalten. Ich bitte den Herrn Referenten Destree, Bericht
zu erstatten. Der Herr AbgeordneteConze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Ich wollte nur bitten, auch diesen Etat der Commission zu
überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es wäre erst wünschenswcrth,
daß der Herr Referent Bericht erstattete, danach werde ich über den Antrag Ihre Meinung hören.
Der Herr AbgeordneteDestroe hat das Wort.

Abgeordneter Deströe: Zuschuß aus Provinzialmitteln 15 000 M. gegenüber einem
Zuschußvon 10 000 M. im früheren Etat. In der Ausgabe ist ebenfalls diese Erhöhung, also
würde diese Summe mit den 15 000 M. balanciren.

(Se. DurchlauchtWilhelm Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz)
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Abgeordnete Conze hat den Antrag gestellt, auch

diesen Etat der II. Fachcommissionzu überweisen. Ich uehme an, daß das Haus mit diesem
Antrage einverstandenist. Es erfolgt kein Widerspruch,ich constatire dies. Der Etat ist ebenfalls
an die II. Fachcommissionüberwiesen.

Meine Herren! Die Dechargirungen haben wir schon behandelt, diese sind alle den
betreffendenFachcommissionen überwiesen. Nunmehr hatte ich Ihnen den Vorschlaggemacht, daß
wir die Etatsberathung einen Augenblick unterbrechen,um die Feuer-Socictätssache hier durchzu-
berathen, — also die Veränderungen, die wir infolge des Ministerialreskrivtes jetzt vornehmen
Müssen nach den Anträgen des Provinzialansschusfcs. Der Herr AbgeordneteBecker ist Bericht¬
erstatter. Ich bitte denselben,seinen Vortrag zu beginnen.

AbgeordneterBecker: Meine verehrtenHerren! DerselbeGegenstand hat uns bereits im
atzten Landtage beschäftigt. Sie haben damals einem Entwürfe Ihre Zustimmung gegeben, der
hier nach einigen Aenderungen in der CommissionsberathungIhre Annahme fand, und zugleich
den Provinzilllausfchuß ermächtigt, etwaige Aenderungen, welche die Königliche Staatsregierung
zur Bestätigung des Reglements für nothwendig erachtensollte, in Ihrem Namen die Zustimmung
^ ertheilen. Wenn der Provinzialausschuh trotz dieser seiner Zeit ihm gegebenenErmächtigung
jetzt wiederum mit einer Vorlage vor Sie hintritt, so ist das geschehen aus zwei Gründen, weil
einmal, erheblichere materielle Aenderungennothwendig geworden sind durch die Anforderung der
KöniglichenStaatsregierung, als das vorausgesetzt wurre, und weil zweitens Sie gerade jetzt
versammelt sind, und deshalb erst recht der Provinzialausschuh sich nicht für comvetenthält, ohne
Ihre nochmaligeausdrückliche Zustimmung materielle Aenderungen vorzunehmen. — Die haupt¬
sächlichsten Aenderungen, um welche es sich handelt, betreffendie in den A 22 und 23 enthaltenen
Bestimmungen. In der von Ihnen im letzten Landtage genehmigten Vorlage war die Bestimmung
getroffen, daß der Landtag über die Zinsen des Reservefonds, wenn solcher die statutenmäßige
Höhe erreicht hätte, zum allgemeinenBesten verfügen könne. Dagegen follte umgekehrt wieder
d« Provinzialverwaltung, wenn durch ungewöhnlicheUnglücksfälleder Reservefonds aufgezehrt
sein sollte, der Provinzial-Feuer-Societät zur Deckung der Unglücksfälledie nöthigen Darlehen
zinsenfrei hingeben. Diese Bestimmung, die auf der einen Seite die Möglichkeitgiebt, die Ueber¬
schüsse des Reservefonds der Provinzial-Feuer-Societät in erhöhtem Maße für die allgemeinen
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Zwecke der Provinz nutzbar zu machen,auf der anderenSeite aber auch der Provinzialverwaltung
eine gewisseVerantwortlichkeitfür die Feuer-Societät zuwies, diese Bestimmung hat bei der
Staatsbehörde Bedenkengefunden, — Schon der Herr Oberpräsident hatte Aenderung in dieser
Beziehung vorgeschlagen,— Der Herr Minister hat, wie Sie jetzt in dem Referate, welches
Ihnen zugefchickt ist, ausgeführt finden, noch weitergehend erklärt, daß nach feiner Auffassung
eigentlich der Reservefondsnicht bloß den 1 >/ü fachen Betrag der Jahresbeiträge, wie dies dem jetzt
noch gültigen alten Statut und auch dem Entwurf entspricht, sondern bis zu 5 pro Mille der
Gesammtversicherungssummebetragen müsse und daß dann über diese Summe hinaus über die
Zinsen des Kapitals, sei es behufs Herabsetzungder Prämie, sei es für gemeinnützige,zugleich
im Interesse der Feuer-Societät liegende Zwecke verfügt werden könnte. Eine derartige Ermäch¬
tigung, die zur Voraussetzunghat, daß der Reservefonds 5 pro Mille des Versicherungskapitals
erreicht hat, alfo r>r^et6i- proprer eine Summe bei dem jetzigen Stande des Versicherungskapitals
von ca. 11000 000 Mark gegen die jetzige Bestimmung von dem nur 1'/2 fachen Betrag der
Jahresbeiträge, würde eine derartige Verfügung auf unabfehbare Zeit prccktifch werthlos gemacht
haben, und hielt es der Prouinzialausschußnicht für angethan, auf diesen Vorschlag des Herrn
Ministers einzugehen und dagegen die Verantwortlichkeit zu übernehmen, wie es in dem von Ihnen
genehmigtenStatutenentwurf als Gegenleistung vorgesehen war. Der Prouinzialausschuß macht
Ihnen statt dessen den verändertenVorschlag, daß es bei dem 1'/2 fachen Betrag der Jahresbeiträge
als Reservefonds dem alten Statut entsprechendbewenden soll, daß die Zinsen nach Befund
entweder zur Vermehrung des Reservefondsoder zur Ermäßigung der Prämien oder endlich zum
allgemeinenBesten zu Zwecken,die besonders mich die Interessen der Feuer-Societät zu fördern
geeignet sind, verwendet werden sollen. Als Gegenleistung gegen diese Bestimmung soll dann
wiederum die Provinz die Verpflichtungübernehmen, im Falle durch ungewöhnliche Unglücksfälle
der Reservefonds aufgezehrt werden sollte, Darlehen aus der Landesbank der Provinzial-Feuer-
Societät zur Verfügung zu stellen. Also der Unterschied gegen den ursprünglichenEntwurf ist
der, daß jetzt keine unbedingte Disposition des Prouinziallandtags über die Zinsen des Reserve¬
fonds eintreten soll, daß aber auch auf der anderen Seite die Provinz sich nicht verpflichtensoll,
Darlehne im Falle von Unglückfällen der Proviuzial-Feuer-Societät zinsfrei vorzufchiehen. Jetzt
soll nun, wenn der Reservefonds die Höhe des 1 ^fachen Iahresbctragcs der Prämien erreicht
hat, je nach Befund der Verhältnissedie Zinseneiunahme entweder dein Reservefondszugewiesen
werden oder dem Versichertenzu Gute kommen, oder endlich für allgemeine Zwecke, die aber
zugleich die Interessen der Provinzial-Feuer-Socielat zu fördern geeignet sind, Verwendung finden
können. Und dagegen soll die Provinz nur Darlehen hergeben. Die Bestimmung aber darüber,
ob die Darlehen zinsfrei hinzugeben sind, oder zu welchem Zinsfüße oder wie lange, soll dein
jeweiligen Ermessennach der Sachlage vorbehalten werden.

Das ist die wesentlichste Aenderung in den Bestimmungendes Reglements, wie es Ihnen
vorliegt uud wie es Ihnen zur Annahme empfohlenwird. Wir hoffen, daß dasselbe die Zustim¬
mung des Ministers finden wird, weil es sich nur anschließtan das derzeit gültige Statut und
nicht wesentlich von demselbenabweicht,auf der anderen Seite aber die Provinzial-Feuer-Socictät
durch die Verpflichtungzur Hergäbe von Darlehen in Nothfällen aus der Landesbank noch besser
sichelt, wie das bisher der Fall war und ohne daß nach unserer Auffassungernste Interessen der
Provinz gefährdet werden Der Fall, daß der ganze Reservefondsdurch Uuglücksfälleaufgebraucht
werden sollte, ist an sich ein sehr unwahrscheinlicher. Er ist bisher, so viel ich weih, so lange
die Societät besteht, nie eingetreten und daher die Besorgniß, daß dieser Fall in Wirksamkeit
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treten könnte, sehr unwahrscheinlich. Auf der anderen Seite aber liegt auch nichts naher, es ist
vielmehr die selbstverständliche Aufgabe der Provinz, in solchen Fällen, soweit es in ihren Kräften
steht, der eigenen Anstalt nach Möglichkeit zu Hülfe zu kommen, und da die Frage offen gelassen
ist, ob die Hergabe der Darlehen unverzinslichoder verzinslichund zu welchemZinsfüße erfolgen
s°ll, fo hielt der Ausschußdafür, daß nach der Richtung hin sowohl den Interessen der Provinz
«n allgemeinen, wie denen der Societät im besonderen mit der Bestimmung völlig gedient sei.
Das, meine Herren, ist die Hauptänderung, die an dem früheren Entwurf, wie er Ihre Billigung
gefundenhat, vorgenommenist.

Gehen wir nun zu deu einzelnen Paragraphen über, um Ihnen wenigstensauch die
übrigen Aenderungen, so weit sie materieller Natur und nicht rein redaktionellerArt sind, noch
naher zu bezeichnen, so möchte ich zunächst bei §. 12 in Verbindung mit §. 14 hervorheben,daß
bei nochmaligerErwägung es vom Ausschuß für angemessen erachtet ist, die Entscheidung über die
Abänderung der Klasseneinthcilungund des Tarifs, welche Sie im §. 12, Nr. 4 refp. §. 14 auf¬
geführt fehen und welche nach dein im vorigen Jahre genehmigtenEntwürfe der für die Feuer-
Societät eingesetzten Commissionzugewiesen war, — daß diese Entscheidungals von besonderer
Wichtigkeit zweckmäßiger Weise dem Ausschusseauf Vorschlag der Commission vorzubehalten sei. Das
'st die eine Aenderung, die hier eingetreten ist, gegenüber dem von Ihnen genehmigtenEntwurf.
Dementsprechend ist auch s- 15 des neuen Entwurfs am Ende, unter Nr. 4, besser gefaßt. Da
hieß es in dem früheren Entwurf, die Abänderungen des Reglements füllten dem Prouinzial-
landtag vorbehalten bleiben. Da nun die Klasscueintheilungund der Tarif in diesem Reglement
selbst enthalten sind, so enthält jede Aenderung der Klasseneintheilunguud des Tarifs an sich
auch eine Aenderung des Reglements und darum ist es richtiger, daß im §. 15, Nr. 4 präziser
gesagt werde, die Abänderung des Reglements ist dem Provinziallandtag vorbehalten, mit Aus¬
nahme der im §. 14, Nr. 5 erwähnten Abänderung der Klasseneinthcilungund des Tarifs, weil
diese Abänderungen aus Zwcckmäßigkeitsgründennicht dem Landtage vorbehalten sein sollten,
sondernnach dem früheren Entwurf, fchon der Commission und jetzt neuerdings dem Ausschusse
auf Vorschlagder Commissionzugewiesen worden sind. Dann kommen wir zu den §§. 22 und
23, die ich mir bei ihrer besonderenWichtigkeitnochmals zu verlesen erlaube. Z. 22 lautet:
Die Zinsen des Reservefondswerden, foweit dirfelben nicht zur Dccknng der laufenden Ausgaben
«forderlich sind, dem Reservefondszugefchlagen. Hat der Reservefondsdie Höhe der 1 ^fachen
Iahresversichcrungsbeiträgeerreicht, so können die alsdann sich ergebenden Uebelschüssenach näherer
Bestimmungdes Provinzialausschussesdem Reservefondsweiter zugefügt, oder ein Theil derselben
°en Versicherten zurückgewährt, oder dem Prouinziallandtage für gemeinnützige, zugleich die
Interessen der Societät fördernde Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Und dementsprechend
lautet 8- 23: Sollte in Folge außergewöhnlicherUnglücksfälledie Societät die ihr obliegenden
Iahlungen, selbst nach Aufwendung des Reservefonds, aus eigenen verfügbaren Beständen zu
Listen außer Stande sein, so werden die erforderlichenBeträge der Societät aus Mitteln der
Landesbank darlehnsweifevorgefchossen. Ein derartiger Vorschuß ist aus den nächsten sich ergebenden
^eberschüssen zurück zu erstatten.

Dann, meine Herren, ist der §. 25 etwas allgemeiner gefaßt, wie das im ursprünglichen
Entwürfe der Fall war. Bisher erheben wir für diejenigen Geschäfte, welche die Centralverwaltung
sür die Societät zu bewirken hat, 6000 M, nach dem diesjährigen Etat, den wir allerdings
n°ch nicht berathen haben, sind 12 000 M. vorgesehen. Die Provinzial-Feuer-Societät soll also
12000 M. Verwaltungskostenentschädigungan die Centralverwaltung zahlen. Man wollte nun
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eine Fassung im ß. 25 finden, welche es ermöglicht, noch in ausgedehnterer Weise die Ent¬
schädigungzu normiren, wie dies in den anderen Provinzen, beispielsweise besonders in Schlesien
auch geschieht. Naturlich würde es, falls dicse Bestimmung genehmigt wird. Ihrer Bestimmung
vorzubehaltensein, ob und inwieweit Sie von der in §. 25 vorgesehenenerweiterten Befugniß
Gebrauch machen wollen.

Dann, meine Herren, ist geändert, in ß, 42, dessen letzter Absatz heißt: Falsche Angaben
machen die Versicherungungültig. Hier ist der Zusatz gemacht,der wohl von selbst gemeint ist,
aber die Sache korrekter ausdrückt: Wissentlich falsche Angaben machen die Versicherung ungültig.
Denn, meine Herren, in §.64 am Ende hieh es in dem von Ihnen genehmigtenEntwurf, es
folle der Landesdirektor den Obmann bestellen. Der Passus lautet: Können sich die Sachver¬
ständigen über die Wahl des Obmanns nicht einigen, so ernennt denselben der Landesdirektor.
Auf Wunsch der Staatsregierung soll der Passus des alten Statutes wieder hergestellt werden,
so daß der Herr Oberpräsident der Nheinprovinz den Obmann ernennt. Dann endlich, meine
Herren, ist in §. 85 noch ein Zusatz gemacht, indem dem tz. 66 noch der §. 31, der in dem
früheren Entwürfe fehlte, hinzugefügt worden ist, weil er über denselbenGegenstand handelt.
Endlich ist die Schlußbestimmungdes §. 90 abgeändert, indem der Anfangstermin des Reglements
auf den 1. Januar 1890 festgefetztworden ist, währenddem er nach dem alten Entwurf schon
früher lag. Das sind, meine Herren, die Aenderungen materieller Art resp, erheblicher Art,
welche Ihnen von dem Ausschuß vorgeschlagenwerden. Der Ausschuh hofft, daß wenn Sie
diese Aenderungen in dieser oder ähnlicher Form guthießen, dieses veränderte Reglement die
Zustimmung des Herrn Ministers finden wird. Er bittet gleichwohl wiederum um die bereits
früher ertheilte Ermächtigung, etwaige Aenderungen, welche die Königliche Staatsregierung an
diefem Ihren Entwurf fordern follte, in Ihrem Namen und für Sie vorzunehmen. Das sind
die Anträge des Ausschusses, welche ich Ihrer Annahme empfehlenmöchte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffnedie Diskusston und ertheile das Wort dem
Herrn AbgeordnetenCourth.

Abgeordneter Eourth: Meine Herren! Die von Ihnen im vorigen Landtage ange¬
nommene Bestimmung, daß die Zinsen des Reservefondsder Provinz zufallen sollen gegen Ueber¬
nahme des Risikos einer Nachzahlungder Prämien hat damals schon hier Widerspruch gefunden,
namentlich mein verehrter Nachbar, Herr Oberbürgermeister Lindemann, hat seine Bedenken
geäußert. Die Staatsregierung hat nun die Genehmigung jener Bestimmung versagt, und wir
müssenhiermit rechnen. Die Aenderungen, die in Folge dessen in das Reglement hineingebracht
werden müssen, werden selbst von dem Prouinzialausschuß als einschneidendbezeichnet. Die
Vorschlägedes Ausschusses decken sich nicht vollständig mit den Anschauungender höheren Behörden
und schon aus diesem Grunde ist es wünfchenswerth,daß das Reglement noch einer eingehenden
Berathung in der betreffenden Fachcummifsionunterzogen werde. Es sind ja auch sonstige
Aenderungenbeliebt worden, und Sie wissen, meine Herren, mit welcher rapiden Eile im vorigen,
Landtage die Berathung des Reglements stattgefunden hat. Wir wollen jetzt ein Reglement
machen, welches für lange Zeit die Grundlage unferer Societät bilden soll. Ich möchte schon
jetzt noch auf einen Punkt aufmerksam machen, welcher wahrscheinlich in der Eile unbeachtet
geblieben ist. Es hat sich nämlich nunmehr ein gewisser Widerspruchin dem Reglement heraus¬
gebildet. Nachdem die Zinsen des Reservefondsnicht mehr an die Provinz kommen,so ist es doch
wohl richtig, daß der Reservefonds selbst nicht von der Provinz, resp, von der Landeskasse
verwaltet wird, sondern daß derselbe dem Institut verbleibt, welches die Zinsen davon genießen
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soll und denselbenzweckmäßig dann auch in Verwaltung behalt. Ich wollte eben hier schon daraus
aufmerksammachen, damit die Frage in der Commissiongeprüft wird. Früher hieß es im §. ^,")
»der Reservefonds ist rentbar pupillarisch sicher anzulegen. Auch tonnen aus demselben und
zwar bis zu '/g seines Betrages Darlehen nach Maßgabe der Vorschriften des §, !i9 der Vor-
Mundschaftsordnnngvom 5. Juli 1875 an Gemeinden, Korporationen, oder aber auch Privat¬
personen gegebenwerden." Ich möchte anheim geben, ob diese Bestimmung nicht wieder herzu¬
stellen ist. Es scheint nun wohl nur zufällig gekommen zu sein, daß jetzt im H, 21 gesagt ist.
daß der Reservefonds bei der Landesbank rentbar anzulegen sei. Denn, meine Herren, im ß. 12
desselbenEntwurfs unter Nr 4 ist gesagt, der Beschlußfassungdes Kuratoriums unterliegt ins¬
besondere die Art der Anlegung der verfügbaren Gelder, Meine Herren! Es ist diese Bestimmung
mit §,21 nicht in Einklang zubringen, denn, wenn der Reservefonds bei der Landesbank angelegt
wird, dürfte das Kuratorium der Feuer-Societät kaum mehr in die Lage kommen, über die
Anlegung von Geldern zu beschließen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandeedirektorKlein: Meine Herren! Ich kann mich dem Antrage des Herrn Abgeord¬

neten Courth nur anschließen und Sie nur bitten, die gegenwärtige Vorlage, wenn Sie nicht
glauben, dieselbe pure annehmen zu können, an eine Fachcommission zu verweisen, Es würde die
I. Fachcommission sein, welche sich mit dieser Sache zu befassen haben würde. Die Bedenken,
welche Herr AbgeordneterEourth hinsichtlich der Anlegung des Reservefonds ausgefprochen hat,
würden in diefcr Fachcommission näher erörtert und widerlegt werden können. Es liegt indessen,
wie ich schon jetzt bemerken will, keineswegs ein Irrthum, sondern eine wohlerwogeneMaßregel
vor. Als das ursprüngliche Reglement für die Prouinzial-Feuer-Societät erlassen wurde, hatte
die Provinz noch keine Selbstverwaltuug uud keine organisirten Verwaltungsorgane; insbesondere
besaß die Regierung noch lein Finanzinstitut, wie sie dieses heute in der Landesbank besitzt.
Nachdem die Provinz ein solches Finanzinstitut, welches sich mit der Annahme von Depositen und
mit deren Verwaltung beschäftigt,ins Leben gerufen hat, erfcheintes gewiß doch nur naturgemäß
und dieser geschaffenen Einrichtung entsprechend, daß Kapitalien, welche von Organen der Provinz
anzulegen und zu verwalten sind, auch bei dem zu diesem Endzwecke bestehenden Provinzialinstitute
belegt werden. In gleicher Weise sind alle übrigen Fonds der Provinz, die Taubstummen-,
Blinden-, Straßcnfonds und dergleichen an die Landesbank abgeführt worden. Die Landesbank
gewährt hiervon feste Zinfen und legt die Gelder in pupillarifch sicherer Weise unter ihrer Ver¬
antwortlichkeitan, wozu sie das erforderlichePersonal besitzt, welches in Geldgeschäftenund in
Kapitalanlagen die nöthige Erfahrung und Gefchicklichkeitbesitzt. Wollen Sie, meine Herren, die
Societät mit ihren Reservefonds selbständig operiren lassen, so würde möglicherweise sogar eine
Eonkurrenzbei gcwisseu Anlagen mit der Landesbank eintreten können, was wahrlich bei Instituten
einer und derselben Provinz nicht zu wünschen ist. Ich vermag in der That ein Bedenkendarin
nicht zu erblicken, daß der Reservefondsbei der Landesbank angelegtwerden soll; denn eine bessere
und sichere Anlage giebt es wahrlich nicht. Wie sollen wir den Gemeinden, Korporationen und
dergleichenanempfehlen können, ihre Depositen der Landesbank zu übergeben, wenn wir nicht
einmal die unter Verwaltung der Provinz stehenden Fonds der Landesbank anvertrauen wollen?

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort.
AbgeordneterLindemann: Meine Herren! Die Feststellung eines Reglements, welches

alle möglichenFälle vorsieht, die in Zukunft vorkommen können, und welches eine Reihe von
Jahren gelten soll, ist eine sehr schwierige Sache, und ich bin überzeugt, wenn wir dieses Reglement
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auch noch so sorgfältig überlegen, wir werden nach einigen Jahren finden, daß hier und da Lücken
gebliebenund einzelneFalle nicht bedacht worden sind. Von diesem Gesichtspunkt aus gestatte
ich mir ebenfalls den Antrag zu befürworten, die Sache zur eingehendenVorbcrathuug an eiue
Commissionverweisenzu wollen; ich gebe anheiln, ob Sie dieselbe an die erste Fachcommission
überweisenwollen; in meiner Nachbarschaftwurde die Meinung ansgesprochcn, es sei vielleicht
richtiger, eine Commissionaä Iiao zu wählen, weil die Fachcommission schon sehr viel zu thun hat.
Ich unterbreite dies Ihrer Erwägung. Wenn ich mir gestatten darf, zur kurzen Motiuirnng meines
Antrages ein paar Worte hinzuzufügen,fo möchte ich darauf hiuweifen, daß mir beim einmaligen
Durchlesender Sache ein paar Punkte aufgcfalleu siud, die vielleicht einer Erwägung in der
Commifsionwürdig wären und zwar beziehen sich diese meine Bedenken auf Paragraphen, die
nachträglichvon dem Prouinzialausschussegeändert worden sind. Es heißt in §. 23, dah die
Provinz im Falle der Nothwendigkeitdie betreffenden Gelder darlehnsweisevorschießen solle. Da
ist mir der Zweifel geblieben,wer soll die Bedingungen fixircn, unter welchen das Geld gegeben
werden soll. Es ist nämlich nichts über die Bedingungen festgesetzt, nicht über die Verzinsung :c.
Soll das Kuratorium der ^iandesbankoder der Prouinzialausschuß oder der Prouiuziallandtag
dies thun? Ich weiß es nicht, ich übersehe im Augenblickauch uicht, welchem Collegium diese
Festsetzung zu übertragen sein wird, immerhin scheint nur ein Vakuum vorzuliegen, welches uicht
so bleiben kann. Dann ist mir auch der ß. 22, also der vorhergehendeParagraph prima taoie
nicht ganz unbedenklich. Da heißt es nämlich, daß der Prouinzialausschuß fouvcrain nach seinem
Ermessensoll darüber verfügen können, wie eventuell in Bezug auf weitere Neberschüsse zu ver¬
fahren ist, die über den eineinhalbfachenJahresbeitrag aufgesammelt sind, ob dieselben weiter
dem Reservefondszugefügt werden sollen, ob ein Theil zurückgewährtwerden soll oder ob ein
Theil zu gemeinnützigenEinrichtungen zu verwenden ist. Soll der Provinzialausschuh ganz
souvcrain sein, hat das eingesetzte Kuratorium weiter nichts, als unmaßgebliche Vorschläge zu machen,
und hat der Provinziallandtag eventuell gar nichts zu sagen, kann der Prouiuziallandtag uicht
von dem Votum des Prouiuzialausschussesabweichen? Ich glaube, es würde eine zu weitgehende
Befugniß sein, die hier dem Prouinzialausschußeingeräumt wird. Ich würde lieber die Befugnisse
des eingesetzten Kuratoriums stärken, weil ich fürchte, daß der Provinzialausschuß geneigt sein
wird, die Überschüsseals gute Prise zu betrachten und sie zn Zwecken zu verwenden, die nur
entfernt mit der Provinzial-Feuer-Societcit in Berührung stehen, während ich der Meinung bin,
daß im großen und ganzen die Ueberschüsseden Versichertengehören und im Interesse der Ver¬
sicherten verwendetwerden müssen. Das sind vielleichtein paar Punkte, die einer Erwägung und
Erörterung bedürftig sind. Ich gestatte mir, den Antrag zu stellen, das Reglement einer zu
wählenden Commissionzu überweisen.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
Abgeordneter Busch: Meine Herren! Ich kann mich in der Hauptsacheden Ausfüh¬

rungen des Herrn Vorredners anschließen,nämlich in Bezug auf den Antrag, diefe Angelegenheit
einer besonderenFachcommission zu überweisen. Auch mir sind einige Bedenkenaufgestoßeu. In
erster Linie möchte ich anführen, daß mir der Vorschlagdes Herrn Ministers, den Reservefonds
gegenüberdem bisherigen Bestände zu erhöhen, sehr sympathischist. Ich bescheide mich allerdings
in dieser Beziehung, daß die bisherigeHöhe des Fouds von 5 Millionen allenfalls genügt. Nichts¬
destoweniger ist mir noch sympathischer,denselbenmehr anwachsenzu lasse», weil dadurch eiue so
viel größere Sicherheit und Selbständigkeit der Societät geboten wird. Meine Herren! In
Bezug auf die Verwnltuug des Nefervefonds stehe ich vollständig auf dein Standpunkte des Herrn
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Abgeordneten Courth, und es ist mir nicht gelungen, aus den Ausführungen des Herrn Landes'
direkturs eine gegentheilige Ansicht zu gewinnen. Nach den Beschlüssen der letzten Session war es
vollständig gerechtfertigt, daß, wenn der Reservefonds ganz dem Provinzialuerbande überwiesen
würde, daß auch die Verwaltung dem Prouinzialverbande resp, der Landesbank zufalle. Wenn
aber der Reservefonds nach wie vor in den Händen der Prouinzinl-Fcuer-Societät verbleiben soll,
dann meine ich, ist es nicht mehr als billig, daß die Provinzial-Feuer-Societät auch die Verwaltung
behalte. Sie hat das größte Interesse denselben möglichst nutzbar anzulcge», und ich glaube, daß
ln dieser Beziehung die als Bedeuten geltend gemachte Conkurrcnz mit den Geschäften der Landes¬
bank eine nicht besonders wesentliche sein wird. Es sind nicht wechselndeBeträge, welche bald in
du'fer Weise, bald in jener angelegt werden müssen, sondern es sind nur die dein Reservefonds
lährlich zuwachsenden Ueberschüsse, um welche es sich handelt. Die bisherige Verwaltung hat sie
Ul ausgezeichneter Weise nutzbringend anzulegen gewußt uud ich glaube deshalb, daß ihr dieses
auch weiter anvertraut werdcu könne. Ich schließe mich, wie gesagt, im Uebrigen in der Haupt¬
lache dein Antrage an, die Vorlage einer Fachcommission zu überweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich glaube auch, daß es zweckmäßig ist, eine

besondere Commission zu wählen. Sie wird sich eingehend mit der Frage befassen, die ich ventilirt
habe, in welcher Hinsicht der Herr Vorredner mit mir übereinstimmt. Ich mache Sie darauf
aufmerkfam, meine Herren, daß es sich nicht blos um die Verwaltung handelt, sondern daß, wie
wir aus dem Munde des Herrn Landesdircktors gehört haben, der ganze Reservefonds überhaupt
untergehen soll. Das jetzige Vermögen, also die Obligationen und die Wertpapiere werden in
eine Summe verwandelt, welche nunmehr die Landesbank der Feuer-Societät als Nescrvefouds
schulden soll. Der Herr Landes-Direktor hat gesagt, wir zahlen eine bestimmte Zinsquote; dies
kann 1°/« oder 2"/» sein. Vielleicht foll auf diese Weise ein Vortheil erzielt werden. Ich gönne
einen solchen der Provinz, aber ich halte das angenommene Prinzip für unrichtig, nachdem
einmal von der Staatsregiernng festgestellt ist, es solle die Feuer-Societät ihren Reservefonds
behalten. Dann, meine ich, muß sie ihn auch so ausnützen können, wie sie ihn ausnutzen kann.
Sie nmh die Werthpapiere, sowie die Kavitalicu, welche auf ihren Ramen stehen, ebenso behalten,
wie sie die Zinsen davon beziehen muß. Es geht nicht an, ihr blos eine Anweisung auf das
große Buch der Landesbank zu geben, welche vielleicht nur 1 oder 2"/o gewährt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Mciue Herren! Bevor man hier antwortet,
würde es doch von Wichtigkeit sein, zu wissen, ob die Vorlage noch an eine Commission verwiesen
wird oder nicht. Wird sie an eine Commifsion verwiesen, so behalte ich mir vor, alle die Gründe
w der Commission vorzutragen. Wird sie nicht an eine Commission verwiesen, so müßte die
Debatte hier fortgesetzt werden. Ich deute an, daß ich prinzipiell mit den 3 Herren absolut nicht
einverstanden bin, sondern auf einem ganz andern Boden stehe, nämlich auf demjenigen, den der
Herr Referent ausgeführt, auf dem Boden der Vorlage. Ueber die Vorfrage werden Sie erst
Klarheit schaffen müssen. Wenn der Gegenstand an eine Commission verwiesen werden soll, so
glaube ich, daß es das Einfachste wäre, so zu verfahren, wie beschlossenist. Es sind für die
Angelegenheiten der 5 Abtheilungen 3 Fachcommissionen gebildet. Nunmehr für die einzelnen
Gegenstände neue Commissionen zu wählen, scheint mir über das Bedürfniß hinauszugehen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Michels hat das Wort.
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AbgeordneterMichels: Meine Herren! Sollte es dem hohen Hause belieben, die Sache
an die 1. Fachcommissiunzu verweisen, so würde ich auf das Wort verzichten. Sonst würde ich
mir vorbehalten, mein Bedenkengegen den Zusatz zu §. 42, nach welchem nur wissentlich falsche
Angaben die Versicherung ungültig machensollen, ganz kurz zu präzisiren. Der Zusatz ist jeden¬
falls ans dem Gefühle der Loyalität entstanden. Eine loyale Geschäftsgebahrung ist ja auch
nöthig, um die Versicherungsgesellfchaft lukrativ zu machen. Indeß, daß man der Feuer-Societät
die Beweispflicht iu jedem einzelnen Falle aufladen soll, dah vorkommeudefalsche Angaben
wissentlich gemacht worden sind, dein kann ich mich nicht anschließen. Ich glaube nicht, daß es
rathsam ist, eine derartige Bestimmung statutarisch festzulegen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchmitz hat das Wort.
AbgeordneterSchmitz: So oft ich den Namen Provinzial-Feuer-Societät höre, drängt

sich mir der Gedanke auf, wie es möglich war, diefer Einrichtung einen solchen Namen zu geben.
Ich bin im Allgemeinendagegen, solche fremde Namen zu gebrauchen, sie erhöhen unser Ansehen
bei anderen Nationen nicht und die Franzosen hüten sich sehr, deutsche Namen zu gebrauchen.
Es kommt in diesem Namen deutsch und französisch vor, Provinzial-Feuer ist deutsch und Societät
ist französisch. (Stimmen: lateinisch.)

Was ist eine Societät? Es ist eine Gesellschaft. Nun ist die Provinzial-Feuer-Societät
aber gar keine Gesellschaft, sondern eine Versicherung. Ich beantrage also, daß dieser Einrichtung
statt des Namens RheinischeProvinzial-Feuer-Societät der Name RheinischeProvinzial-Feuer-
Versicherunggegeben werde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landtags-Commissariushat das Wort.
Königlicher Landtags-EommissariusOberpräsidentDr. von Bardeleben: Meine geehrten

Herren! Ich erkenne in dein neuen Vorschlage,welchen der Prouinzialausschuß dem hohen Haufe
in Vezng auf die Abfassungder §ß, 22 und 23 des Provinzial-Feucr-Sotietäts-Neglementsmacht,
eine sehr bedeutendeVerbesserungund ich glaube, daß dies eiu sehr wichtiger Schritt ist, um zu
eiuer Uebereinstimmungmit der KöniglichenStaatsregierung zu gelangen. Ob dieser Schritt, der
jetzt geschehen soll, schon zu diesem Zwecke vollständig genügt, oder ob es noch anderweitiger
Modifikationendes Reglements bedürfen wird, um dahin zu gelangen, das kann ich Ihnen aller¬
dings in dicfem Augenblicke nicht fügen, weil ich nicht autorisirt bin, mich darüber zu erklären.
Da aber, wie es fcheint, die Absicht des hohen Hauses dahin geht, das Societäts-Neglement noch
an eine besondere Eommission, sei es die erste oder welche sonst zu verweisen — das ist für
diesen Zweck gleichgültig— so bin ich sehr bereit, die dadurch gewonnenePause zu benutzen,um
beim Herrn Minister darüber anzufragen, ob er die jetzige Fassung für diefe beideu wichtigenund
offenbar entscheidenden §§. acceptirt. Ich hoffe, daß es möglich sein wird, in nicht zu langer
Zeit Ihnen einen bestimmtenBescheid zu ertheilen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Geheimrath Seul hat das Wort.
Direktor der Provinzial-Feuer-Societät Geh. Negierungsrath Seul: Ich wollte nur dem

Herrn AbgeordnetenSchmitz mit zwei Worten antworten, daß der Begriff der Feuer-Societät ein
gauz feststehender ist, daß alle sogcuauuten öffentlichen Feuer-Versicherungs-Anstalten,das heißt die¬
jenigen Anstalten, die für einzelneProvinzen oder einzelneVerbände in den Provinzen bestehen
und von öffentlichen Beamten verwaltet werden, in: Gegensatz zu den privaten Feuer-Versicherungs-
Gefellschaften Societäten genannt werden, daß diese alle den Namen „Feuer-Societät" tragen,
daß also unter dem Worte „Societät" eine ganz bestimmteArt von Vcrsichcrungs-Anstalten,die
man in der Versichenmgsweltals solche gauz genau kcnut, verstanden wird. Mit Rücksicht darauf
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würde ich doch anheimgeben, so sehr ich im Uebrigen einverstanden bin, daß das Wort Feuer-
Societät kein sehr glücklich gewähltes Wort ist, es bei demselben doch zu belassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich niemand mehr zum Worte
gemeldet. Es ist der Antrag gestellt worden, den Gegenstand an die I. Fachcommission zu ver¬
weisen. Andere haben vorgeschlagen,eine besondereLommissionzu wählen, Visher ist die Sache
unmer in der I. Fachcommissionbebandelt worden. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Selbstverständlich muh ich das
!^nz Ihrer Entscheidung überlassen, ob Sie die eine oder andere Eommission damit betrauen
wollen, diese Angelegenheitzu berathen, ich kann selbst eine möglichsteingehendeBerathung nur
wünschen und hoffe, den Standpunkt des Ausschussesgegenüber den Bedenken, die hier geltend
gemachtsind, vertreten zu können. Ich will deshalb auf die Sachen, die hier materiell angeregt
sind, nicht weiter eingehen, nur ein paar Bemerkungen müssenSie gestatten, um wenigstensdie
Vorlage vor dem erhobenenVorwürfe zu schützen, als ob hier eine flüchtigeArbeit vorliege und
Widersprüche in einzelnen Paragraphen sich finden. Zunächst ist ausgeführt, dah der Vorschlag,
der Reservefonds folle von der Lcmdesbankverwaltet werden, im Widerspruch mit H, 4 stände.
Im §. 4 heißt es nämlich, daß zu den Funktionen des Kuratoriums die Art der Anlegung der
verfügbaren Gelder gehört. Meine Herren! Das kann ich in keiner Weise finden. Natürlich
gehört zu den Funktionen des Kuratoriums die Anlegung der verfügbaren Gelder, über welche
die Bestimmung dem Kuratorium überlassen wird. Der Reservefonds gehört, wenn wir das
Statut annehmen, aber nicht mehr zu den Geldern, über welche die Verfügung dem Kuratorium
zusteht, soudern die Landesbank hat ihn zu belegen, aber die Societät hat viel größere Beträge
zu belegen als den Reservefonds. Das ganze Versicherungskapitalist vom Kuratorium nach wie
vor zu bewirken. Ich kann deshalb nicht zugestehe»,daß zwischendiesen beiden Bestimmungen
ein Widerspruch besteht, wenn man auch über die ZweckmäßigkeitverschiedenerMeinung sein
kann, — Sodann wurde behauptet, es stehe im §. 22, daß dein Prouinzialausschuß das Recht
zugewiesen werden solle, zu bestimmen, welche Gelder zu allgemeinenZweckenverwendet werden
sollen. Der Prouinzialausschuß hat aber nach dem §. 22 nur die Vefugniß, die Zinsen dem
Reservefondszuzuweifen oder die Zinsen an die Versichertenzurückzugcwähren. Wenn er dann
will, daß die Zinsen für allgemeineZwecke im Interesse der Societät vermindert werden, so steht
ausdrücklich im §. 22, daß dem Landtage diese Mittel zur Verfügung zu stellen sind. Wenn
der Prouinzialausschuß also will, daß aus den Zinsen des Reservefonds Mittel für allgemeine
Zwecke verwendet werden sollen, so muß er Ihneu die bestimmtenVorschläge machen und der
Provinziallandtag hat darüber zu verfüge». Ich glaube daher, daß diefe Ausführungen gegen
die Fassung des 8 22 nicht zutreffend sind. Was den §. 23 anlangt, so ist bemängelt worden,
daß darin nicht gesagt ist, wer festsetzen soll, ob und welche Zinsen für die Darlehen erhoben
werden follen. Ja, meine Herren, das ist selbstverständlichder Provinziallandtag. Wenn ein
solcher Unglücksfall eintritt, so handelt es sich zunächst darum, die Gelder zu schaffen und das
Uuglück zu bezahlen, das kann wenig, das kann viel sein; dann wird vom Ausschuß ein Provi¬
sorium arraugirt werden — das vorzuschießende Geld kommt aus der einen Prouinzialanstalt in
die andere — dann wird voraussichtlichbei einer ungewöhnlichenKalamität auch der Laudtag
besondersberufen werden und Sie werden dann entweder sogleich oder später in der Lage sein,
den Zinsfuß festzustellen. Weil wir aber nicht übersehen konnten, wie die Verhältnisse sich bei
einem solchen Unglücksfallegestalten würden, so hielten wir es für opportun, in dem Reglement
nur das Nothwendigstezu bestimmen und das Weitere der Entscheidung im gegebenenFall zu
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überlassen. Wenn der Ausschuhin einem solchen Fall selbst beschlossen hätte, die Gelder unent¬
geltlich herzugebenund Sie wären hinterher anderer Meinung, so würden Sie den Beschluß
jeder Zeit ändern können. Es wäre nur ein Buchmanöver nothwendig, es würde die Landesbank
soviel Zinsen in Einnahme und die Provinzial-Fcuer-Societät dieselbenZinsen in Ausgabe zu
stellen haben. Es kann nach meiner Auffassung durch keinen Beschluß weder des Kuratoriums
noch der Landesbank noch des Ausschusses in dieser Angelegenheitirgend etwas vergeben werden,
höchstenswürden Sie einen solchen Beschluß rückgängig zu machen haben, was aber jeden
Augenblick ohne Schwierigkeitengeschehen kann. Das waren die paar Ausführungen, die ich mir
noch erlauben wollte. — In der Sache selbst würde es richtiger sein, da eine Connuissionsbcrathung
deliebt wird, die aufgeworfenenFragen zunächst in der Commissionzu erörtern. Ich enthalte mich
deshalb zur Zeit jeder weiteren Ausführung.

VorsitzenderFürst zu Wied: Zunächst möchte ich fragen, ob die Vorlage überhaupt
an eine Commifsion gehen soll. — Es scheint darüber Uebereinstimmungzu herrschen, daß die
ganze Vorlage an eine Commissiongehen soll. Es erfolgt kein Widerspruch dagegen, ich constatire
dieses. Ich frage weiter, soll der Gegenstand an die I, Commission gehen, welche denselben
bisher behandelt hat. (Stimmen: Ja, nein.) Ich habe ja und nein gehört. Wir müssen also
zur Abstimmungschreiten. Ich bitte diejenigen, die für die Verweisung an die I. Fachcommission
sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität Der Gegenstand geht an die I. Fach¬
commission; der andere Antrag ist gefallen. Wir waren für heute mit der Behandlung der
Vorlage, betreffenddie Provinzial-Feuer-Societät zu Ende, sie ist zur weiterenBehandlung an die
I. Fachcommifsionverwiefen,

Wir wollen im Anschlüsse daran jetzt gleich den Etat der Feuer-Societät behandeln, da wir
gerade von Feuer-Societäts-Angelegenheiten sprechen und Herr Geh. Rath Seul noch hier
ist. — Es erfolgt lein Widerfpruch dagegen, daß wir diesen Etat zuerst behandeln wollen. Ich
bitte den Herrn AbgeordnetenBecker, als Berichterstatter den Bericht zu übernehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Es handelt sich nur um einen Ausgabeetat. Die
Abweichungen gegen den früheren Etat beziffern sich, wie Sie am Schlüsse des Etats sehen, auf
eine Summe von 41030 M., welche dieser Etat gegen den früheren Etat mehr fordert, es ist
also ein Mehrausgabebedürfniß von 41030 M. vorhanden. Dieses Mehrausgabebedürfniß setzt
sich im Wesentlichen aus folgendenPositionen zusammen, zunächst aus 20 000 M. mehr, welche
nach dem Beschlusse eines früheren Provinziallandtages verwendet werden sollen zu Prämien für
vorzugsweisewirksameBeihülfe und zur Anschaffung von Löfchmitteln. Dafür waren bisher im
Etat nur 20000 M. eingestellt, der 33. Prouinziallandtag hat beschlossen, diese Summe auf
40 000 M. zu erhöhen und diesem Beschlusse ist durch die Erhöhung, die in diesem Etat vor¬
genommenist, Rechnung getragen. Dann ist, wie ich Ihnen bereits bei dem Referate über das
Reglement ausgeführt habe, die Summe von 6000 M. Verwaltungskostenbeitragder Societät
auf 12 000 M., als« um 6000 M. erhöht worden, endlich sind für neue Beamte und für Zulagen
an vorhandene Beamte in dem Etat 6l00 M. rund vorgesehengemäß dem provisorischen Etat,
den wir in der letzten Session genehmigt haben und endlich findet sich eine Portoerhöhung von
5000 M. Daraus setzen sich im Wesentlichen die Mehrausgaben zusammen, welche sich über¬
haupt auf 41 000 M. beziffern, — Sehen wir die einzelnenPositionen durch, so finden Sie
zunächst bei den Besoldungen eine persönliche Zulage für den Direktor von 1000 M., welche von
dem Ausschuß Ihnen in Vorschlag gebrachtwird, weil damit gleichzeitig eine Meinungsverschieden¬
heit, welche über die Höhe bestand, zu welcher für den Fall einer Pensionirung freie Wohnung,
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Nrand und Licht zur Anrechnung kommen sollen, beseitigt wird. Nebenbei war dabei auch der
Gesichtspunkt geltend, dem Direktor die Anerkennungzu Theil werden zu lassen, die er m volle»,
Maße verdient. Wenn Sie diese ,000 M. genehmigen,so wird gleichzeitig die Entschädigungfür
Wohnung, Brand und Licht im Werthe von 4000 M. im gegenseitigenEinverständnisse sixirt.
Dann kommt unter Nr. 2 eine Zulage für den Oberbeamten. Dabei ist anschemend em Druck¬
fehler vorhanden, es müßte heißen: „persönliche nicht pensionsberechtigte Zulage", es fehlt also
das Wort „nicht." Die Zulage selbst hat schon, wie ich weiß, in dem provisorischen Etat gestanden.

VorsitzenderFürst zu Wieb: Ich nehme geschäftsordnungsmäßigan, daß diejenigen
Punkte bewilligt sind, zu welchen Niemand das Wort nimmt; ich brauchewohl nicht zu jeder
einzelnen Position die Bewilligung auszusprechen. Der Herr Berichterstatter hat das Wort

Berichterstatter AbgeordneterBecker: Dann, meine Herren, kommt unter L, Kasse, em
paar Zulagen, die bereits in dem provisorisch von Ihnen genehmigtenEtat vorgesehenwaren
Es erscheinen da unter 5 und 6 mehrere neue Veamtenstellen,ein Buchhalter nnt 2500 M. und
für zwei Kassenassistenten 3600 M. Diese Positionen beruhen bereits auf einer Genehmigung
des 33. Provinziallandtages. Im übrigen findet sich auf Seite 2 des Etats keine Veränderung
gegen die früheren Zahlen. Auf Seite 4 oben finden Sie als erste Position neu eingestellt einen
Feuerloschrevisormit 2500 M.; auch dies entspricht dem Beschlusse eines früheren Landtages.
Gerade mit Rücksicht auf diefen Feuerlofchrevisorsind die Diäten und Reisekostenm der Hohe
belassen, wie sie in dem letzten Etat standen, weil dessen Reisen mit aus diesem Titel zu bestreuen
sind. Dann finden Sie eine geringfügige Aenderung auf derselben Seite bei den baulichen
Bedürfnissen und ebenfo bei dem Titel „Heizung und Beleuchtung des Societätsgebaudes",
entsprechend den erhöhten Anforderungen, welche die Ausgabe des letzten Jahres ergiebt. Es sind
das nur geringfügige Unterschiede von 200 resp. 300 M. Endlich finden Sie auf Seite 6 eme
erhebliche Erhöhung unter Nr. 7, Porto. Die Portoausgabe erhöht sich um 5000 M. von
N000 auf 16 000 M und dabei ist in der Kolonne „Bemerkungen" gesagt, daß dies mit der
veränderten Einrichtung des Kassenwesensund den dadurch vermehrten Geldsendungen und
Korrespondenzenzusammenhinge. Der Herr Direktor wird Ihnen hierüber eingehendeAuskunft
geben können. Wenn ich recht unterrichtet bin, hängt dies damit zusammen daß die Auszahlung
der Versicherungssummennicht mehr durch die Kreistassen erfolgt, sondern daß dem Versicher en
die Versicherungssummedirekt per Post zugeschicktwird. Dann kommt der Beitrag zu den Kosten
der Centralverwaltung, die, wie Sie sehen, um 6000 M^ erhöht worden ist, es ist dies em
Vorschlag des Ausschusses,um einigermaßen der Wirklichkeit entsprechend diese Ausgabe zu
bemessen Der Beitrag zu den Kosten der Wittwen- und Waisenkasseder Provmz,albeamten ist
um 422 M. erhöht, er beträgt, wie Sie wissen 2°/° der Gehälter, mit den nun hinzukommenden
Gehältern resp. Gehaltserhöhungenwächst natürlich auch die von der Provinzialverwaltung als
Beitrag zu leistende Summe von 2°/°. Dann kommen wir zu d«" Prämien Titel 6 w au
Beschluß des 33. Landtage« von 20 000 M. auf 40000 M. erhöht sind Endlich finden Sie
bei den Pensionen und Unterstützungen am Ende der Seite noch mu- kleme Aenderung: em
pensionirter Sekretär ist gestorben, auf der andern Seite hat die Familie eme Inspektors eme
Erbfchaft gemacht und darum hat ihre Unterstützung entsprechendherabgesetztwerden tonnen.
Die übrigen Posten sind uuverändert. Endlich ist der Dispositionsfonds des Direktors, um den
vielfachen Unterstützungsansprüchen,wie es in den Bemerkungen heißt gerecht zu werden, von
500 auf 1000 M erhöht worden. Dagegen ist die Position für unvorhergesehene Ausgaben dem
Durchschnittentsprechend um 1010 M. ermäßigt worden. Das sind die Aenderungen,welche ich
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glaube besonders hervorheben zu müssen. Ich möchte Ihnen anheimgeben, mit diesen Ver¬
änderungen dem Etat Ihre Genehmigung zu ertheilen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Geheimrath Scul hat das Wort.
Direktor der Provinzial-Feuer-Societät, Geheimer Negierungsrath Seul: Ich habe einen

Punkt in dem Vortrage des Herrn Referenten zu berichtigen. Er sagte bei dein Ausgabetitel
Nr. 2, Oberinspektor,die Zulage von 1200 M. sei nicht pensionsbcrechtigt,da müsse das Wort
„nicht" hinzugefügt werdeu, In dieser Beziehung muh ich thatsächlich bemerken, daß eine
persönliche Zulage von 600 M,, die dein Oberinspektor vor einigen Jahren bewilligt wurde,
ausdrücklich als pensionsberechtigtihm überwiesenworden ist und dies in dem früheren Etat
ausdrücklichgesagt ist. Das wird man jetzt nicht zurücknehmenkönnen. Man könnte also die
Pensionsnichtberechtigungnur auf die weiteren 600 M, beziehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Becker: Ich bin zu der Auffassung,daß diese Zulage nicht

pensionsberechtigtsei, dadurch gekommen,daß bei einer andern Gelegenheit im Ausschuß eine
derartige Ausführung gemachtworden ist. Dort wurde ausgeführt, daß die Zulage von 1200 M.
nicht pcnsionsberechtigtfei und ich habe dies, da es unwidersprochenblieb und ich eine eigene
Erfahrung aus der Vergangenheit nicht habe, für richtig gehalten; da ich hier den Zusatz fand
„persönliche pensionsfähigeZulage", so muhte ich deshalb annehmen, daß dies auf einem Druck¬
fehler beruhe. Sachlich überlasse ich Ihnen durchaus, wie Sie sich stellen wollen. Ich habe
nur den Sachverhalt klar stellen wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich denke, wir würden es lassen, wie es
hier steht, Wünschen Sie zur Generaldebatte oder zu den einzelnen Positionen etwas zu
bemerken?— Es verlangt Niemand das Wort, ich schließe die Diskussionund bringe den Etat,
wie er vorliegt, zur Abstimmung, Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es
erhebt sich Niemand.) Der Etat ist, wie er vorliegt, einstimmig angenommen.

Wir gehen weiter zu dein Etat in Nr, 4? unserer Vorlage, Etat für die Verwaltung
der Angelegenheitender niederen landwirthschaftlichcn Schulen, sowie für die Unterstützungsonstiger
landwirthschaftlicherZwecke. Der Herr Berichterstatter des Ausschussesist der Herr Abgeordnete
Lieuen; ich bitte denselben,den Vortrag zu übernehmen,

Berichterstatter AbgeordneterLieuen: Meine Herren! Ich berichte zuerst über den Etat
der Verwaltung der Angelegenheitender niederen landwirtschaftlichen Schulen, sowie für die
Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke, Der Titel I, Staatszuschuh, ist geblieben.
Nr. 2, Zuschuß aus Provinzialmitteln, ist um 19 400 M. heruntergesetztworden. Ich werde
später darauf zu fprechcn kommen. Die Ausgabe für Zuschüssean die Landwirthschaftsschulen
zu Bitburg und Eleve, 9000 M, ist geblieben, ebenso ist der Zuschuß für Saarburg im Betrage
von 7365 M. ebenfalls geblieben. Diefe Schule — ich stelle dies für die Herren fest, die neu
im Landtage sind — hat die Provinz auf Grund des Dotationsgesetzesübernehmen müssen, und
ist die Provinz verpflichtet, diese Schule zu unterhalten, daher dieser anscheinend hohe Betrag.
Die Zuschüssean die 12 landwirthschnftlichenWinterfchulen sind um 2200 M. erhöht worden,
weil Lennep hinzugekommenist. Der Zuschuß für die landwirthschaftlicheVersuchsstation des
Rheinischen Bauernvereins in Kempen in Höhe von 3000 M. ist geblieben. Als Zuschuß für
die landwirthschaftliche Versuchsstationdes landwirthschaftlichen Vereins für Nheinvrcußen zu Bonn
beantragt der Provinzialausschuh 3000 M., 2000 M. mehr als bisher zu geben, theils um die
beiden Vereine gleichmäßig zu berücksichtigen, theils weil der landwirthschaftliche Verein die Analysen,
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die sonst von den einzelnen Düngerfabriken bezahlt wurden, von diesen nicht mehr bezahlt erhält.
Der landwirtschaftliche Verein kann diesen Ausfall nicht tragen und bittet um einen Zuschuß in
derselben Höhe, wie ihn der Vauernverein bekommt. Der Zuschuß für den Rheinischen Fischer-
verein zu Bonn von 1000 M. ist neu. Die 1000 M. werden vorzugsweise als Prämien für
den Abschuß der Fischottern gegeben; im vorigen Jahre sind, glaube ich, 800 M. dafür ausgegeben
worden. Zu sonstigen landwirthschaftlichen Zwecken beziehentlich zur Abrundung sind 35 M. ein¬
gestellt, gegen 24 635 M. im Vorjahre. Als Ersatz hierfür und für die 19 400 M., die früher
aus Provinzialmitteln gegeben wurden, sind jetzt — Sie finden das in dem Hauptetat Titel HI
Nr. 4 — 40 000 M. aus den Zinsen des Meliurationsfonds zur Verfügung des Provinzial-
Ausschussesgestellt, die zu landwirthschaftlichen Zwecken verwandt werden follen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ist zu diesem Etat noch etwas zu bemerken? Der Herr
Abgeordnete Pflug hat das Wort,

Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Ich bin der Ansicht, daß bis jetzt den Bedürfnissen
zur Hebung der Viehzucht, besonders in den südlichen Theilen der Provinz, nicht genügt worden
ist. Ich bin der Frage näher getreten, welche Summe für diesen Zweck eventuell verwendet
werden kann, finde aber in dem Etat, wie er gegeben ist, darüber nichts vor.

Vorsitzender Fürst zu Wied- Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete Pflug diefe

Angelegenheit am besten bei dem Sozialetat über getodtetes Rindvieh und Pferde zur Sprache
bringen könnte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pflug hat das Wort
Abgeordneter Pflug: Es heißt hier: „sowie für die Unterstützung sonstiger landwirth-

schaftlicher Zwecke". Ich weiß nicht, ob hier bei diesem Etat zur Hebung der Viehzucht etwas
gefordert werden kann, bin aber der Ansicht, daß hier meine Wünsche vorgebracht werden müssen.
Ich möchte daher bitte», daß dieser Etat an eine Commission verwiesen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte den Herrn Abgeordneten Pflug fragen, ob er
es fo verstanden hat, daß in einem anderen Etat die 40 000 M. an Stelle der hier wegfallenden
gegeben werden.

Abgeordneter Pflug: Ich habe keine Idee, woher das Geld kommen soll, ich möchte nur
bitten, daß der Etat an diejenige Commission verwiesen wird, welche berufen ist, die landwirth-
schaftlicheu Angelegenheiten zu begutachten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meiue Herren! Es ist der Antrag auf Commissions-
berathung dieses Etats gestellt. Ich bitte Diejenigen, welche für Commifsionsberathung sind, sich
M erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Der Antrag geht an die I. Fachcommission. Wir gehen über
W dem Svezialetat des Ritterguts Desdorf. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Das Rittergut Desdorf wurde der Provinz unter
ber Bedingung geschenkt, dort eine Ackerbauschule zur Aufnahme armer Waisenkinder zu stiften
Es bringt Pacht ein 5100 M., eigentliche Pacht 5400 M., davon gehen ab 300 M für Reparatur.
In Ausgabe sind ebenfalls 5100 M. geblieben, wie im vorigen Jahre. Das Rittergut Desdorf
war, als es iu den Besitz der Provinz kam, in ziemlich schlechtem baulichen Zustande, und hat
die Provinz die meisten Gebäude neu aufführen müssen, es sind, wie Sie aus den Bemerkungen
gesehen, dafür Auslagen gemacht, von denen jetzt noch 14 200 M. restiren, alfo 3 Jahre werden
"och die Einkünfte des Gutes benutzt wcrdeu müssen, um der Provinz die gemachten Ausgaben zu
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ersetzen. Es sind Verhandlungen eingeleitet nnd Verträge abgeschlossen, daß alsdann dort im
Verein mit der Vertretung des Kreises Verghcim eine landwirthschaftliche Schule eingerichtet
werden kann. Ich beantrage, den Etat anzunehmen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand zu diesem Antrage das Wort? — Es
scheint nicht beliebt zu werden, ich nehme an, daß die Herren diesen Etat en blac genehmigen
wollen. — Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatirc dieses und erkläre den Etat einstimmig für
c:n dlu« genehmigt. Wir gehen über zu dem Spezialetat über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Entschädigungen für auf Grund des Neichsgesetzes vom 23. Juni 1880, betreffend
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, uud des Ausführungsgesetzes vom 12. März 1881
getödtetes Rindvieh, Pferde :c. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Lieuen: Meine Herren! Sie wissen, daß jeder Pferde- und
Vichln'sitzcr vom Stück Rindvieh 5 Pf. und von jedem Pferd 30 Pf. zur Versicherung gegen
Lungenseuche und Notz zu zahlcu hat. Diese Beträge von 5 und von 30 Pf. trageu mehr ein,
als durchschnittlich im Jahre zur Deckung der Versicherungen nothwendig ist. Sie sehen, daß der
Reservefonds für Pferde zur Zeit 55 300 M. uud derjenige für Rindvieh 494 300 M beträgt.
Dadurch sind in der Einnahme die Zinsen des Fonds für Pferde und Maulthiere auf 1659 M.
gestiegen und diejenigen des Fonds für Rindvieh auf 14 829 M., 735 M. weniger als im Vor¬
jahre, weil der Fonds in diesem Jahre nicht soviel eingebracht hat.

Die Abgaben der Viehbesitzer betrugen im vorigen Jahre für Pferde 42 900 M., für
Rindvieh 50 881 M. Der Ueberfchnß, der in jedem Jahre sich ergiebt, wird aufgesammelt und
soll nach Ansicht der Prouinzialverwaltung zu einem Reservefonds angefammelt werden, der bis zu
einer Milliou steigt, und glauben wir dann, das; wir, ohne weitere Beiträge zn erheben, die
Versicherung übernehmen können und weitere Beiträge fortfallen. Ich beantrage auch die Geneh¬
migung dieses Etats.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das Wort dem
Herrn Abgeordneten Pflug.

Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Ich möchte um Aufklärung bitten, ob es nicht
gesetzlichzulässig ist, daß die Zinsen dieses Fonds für andere landwirtschaftliche Zwecke verwendet
werden tonnen. (Stimmen: Rein, es ist gesetzlichausgeschlosseu.)

Vorsitzender Fürst zn Wied: Wünscht noch jemand das Wort zu dem Etat, sonst
nehme ich an, das hohe Haus beliebt, auch ihn «n Kino anzuuchmcn. Es erfolgt kein Wider¬
spruch; ich constatirc dieses und erkläre den Etat für en o1c>o geuehmigt.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, daß wir die nächsten Etats, die jetzt folgen,
aussetzen, weil der Herr Referent gezwungen ist, in diesem Augenblick Urlaub zu einer ander¬
weitigen Sitzung, in der er nicht fehlen konnte, zu nehmen. Wir würden die Sachen dann
Vielleicht morgen vornehmen. Ich würde Ihnen vorschlagen, daß wir jetzt zu der Abtheilung V
des Svezialetats zu der Prouinzial-Etraßenvcrwaltuug übergehen. Sind Sie damit einverstanden?
— Dann bitte ich den Herrn Grafen Veihel den Bericht über den Etat der Provinzial-Etrnßen-
verwaltung vorzutragen.

Berichterstatter Graf Vcißcl: Meine Herren! Der Etat der Strahenverwaltung ist
derjenige Etat, welcher sich in den größten Summen bewegt. Er ist wahrscheinlich auch derjenige
Etat, welcher am meisten das Gcsammtinteresse des hohen Hauses hervorrufen wird. Meine
Herren! Ich kam, mich mit der Einleitung fehr kurz fasse», indem ich auf den ausführlichen
Bericht des Herrn Landesdirektors, welchen er nns in dem letzten Landtage gegeben hat, Bezug
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nehme, der Bericht ist Ihnen allen im Abdrucke zugegangen, ich «erweise daher auf Seite 19
dieses Berichtes, wo über die Mittel, welche dein Etat der Slraßcnverwaltung zugeführt werden,
aussührlich verhandelt wird.

Meine Herren! Der Etat in seiner äußeren Form hat eine kleine Aenderung gegen den
früheren Etat aufzuweisen Der frühere Etat der Straßcnvcrwaltung enthielt statt 5 Untcretats
deren nur 4, und zwar ist die jetzige Zahl der Unteretats dadurch entstanden, daß ein Unteretat
in zwei zerlegt worden ist, weil er zwei getrennten Zwecken dient; es ist dies der Unteretat L
und 0. Ich komme aber im Einzelnen noch auf diefe Etats zurück. Ich glaube, meine Herren,
Ihre Zeck nicht fo sehr in Anspruch nehmen zu dürfen nnd beginne daher mit den einzelnen
Positionen der Etats. Ich will an dieselben die Bemerkungen knüpfen, die für das Interesse des
Hauses nothwendig sind. Zunächst steht in der Einnahme: zur Verwaltung nnd Unterhaltung der
vormaligen Staatsstraßen eine Staatsrente nach §, 20 des Dotationsgesctzes vom 8. Juli 187..
eine Summe von 1 605 850 M. Daran läßt sich, weil der Betrag auf dem Dotatwnsgesetze
bernht, nichts ändern. Titel II ist eine Rente gemäß Allerhöchster Kabinetsordre von, 12.
September 187? in Höhe von 450 383 M., hier ist auch nichts geändert; Titel III ist eine
Rente, zu zahleu von dem Proviuzialverbande der Provinz Westfalen auf Grund Urtheils des
Königlichen Oberverwaltungsgerichts vom 7. Februar 188? für die in diesseitige Verwaltung und
Unterhaltung übergegangene Strecke der früheren Staatsstraße von Langenberg nach Mttmgen;
der Netrag belauft sich auf 2350 M. Dies ist eine neue Position, und gestern hat der Herr
Landesdirektor bereits die Güte gehabt, Sie darüber zu iuformireu, in welcher Weise die Provmz
zu dieser Rente gekommen ist; ich brauche mich daher nicht weiter darüber zu verbreiten. Titel III
enthält einen Zuschuß aus der Dotationsreute nach den M. 1, 2, 4 alrn^ 1 - des Gesetzes
vom 8 Juli 1875 mit 340 000 M. Meine Herren! Dieser Posten ist auch neu, und es ist
Ihnen gestern bereits Seitens des Herrn Landcsdirektors mitgetheilt worden, wie derselbe >n den
Etat gekommen ist Ich mochte nur Ihr Gedächtniß auffrifchen, Sie daran erinnern, daß er sich
auf das Verhältniß des Kreises Wctzlar bezieht, welcher in früherer Zeit einen Veitrag zu den
Kosten der Provinzialstraßen nicht gezahlt hat, nunmehr aber >mch der neuen Provinzialordnnng,
wie gestern der Herr Landesdirektor dargethan hat, an dieser Summe mit vartMpneu nmh. -
Umlage für Verkehrsanlagen bezw. für die Unterhaltung und Verwaltung der fricheren Bezrrts-
strahen 2 281417 M Es ist hier ein Weniger von 285 350 M Sie nnden m dem Etat, daß
derselbe mit einem Mehr von 57 000 M. abschließt. Meine Herren! Das hat seinen Grnnd
darin, daß die Gehälter der Beamten der Centralverwaltnng, welche m der V. Abtheilung thatig
sind, nnnmehr wieder auf den Central-Verwaltungsetat überführt sind, während sie m den früheren
Jahren von dem Etat der V. Abtheiluug getragen worden sind. Sie finden nacbher "n Au gäbe^
etat ^, uuter Position Znfchnß der Straßenverwaltung zur Eentralverwaltnng 114 000 M. ein¬
gesetzt. Aus dieser Position werden genannte Gehälter gezahlt Ich komme aber spater darauf
zurück. Unter den Msgaben sehe» Sie zunächst Titel I Zuschuß für « Verwaltung und U>,w-
haltung der Provinzialstraßen: Einnahme bei Titel II Nr. 1 des Unteretats ^ 4 24o000 M,
es ist ein Mehr von 72 000 M. Titel II, Zuschuß für Erneuerungs- nnd Umbauten au
Provinzialstraßen, Einnahme bei Titel I des Unteretats L 95 00« M Ti.el III Zuschiß fiir
den Neubau von chaussirten Wegen, Einnahme bei Titel I des Unteretats 0 90 000 M, Titel V
Zuschuß für die Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues Einnahme bei Titel I des
Unteretats I) 250 000 M Diefe einzelnen Positionen finden sich nunmehr wenn ^ie nm-
schlagen wollen, in den Sozialetats verzeichnet, und ich darf wohl gleich dazu übergehen. Unter-
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etat ^ über die Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstrahen für die Etatsjahre vom
1. April 1889 bis 31. März 1890 und vom I, April 1690 bis 31. März 1891. Titel I Un¬
mittelbare Einnahme, 1. Miethen und Pachte von Grundstückender Straßenverwaltung, auch
Nccognitionsgebühren für Benutzung von Straßenterrain zur Anlage von Durchlässen1700 M.
Nach dem dreijährigen Durchschnitt ist diese Position eingesetzt worden, 2. Beiträge von Privaten
und Korporationen zur Unterhaltung der Prooinzialslraßen und deren Nebenanlagen, 320 M.
Meine Herren! Sie finden auf der andern Seite unter Titel Bemerkungen, daß in früheren
Zeiten, in den Jahren 1885/80 die Einnahmen 22 379 M. 66 Pf., in den Jahren 1886/87
15 272 M. 56 Pf. betrugen.

Dieser bedeutendeUnterschiedgegen die jetzigen Positionen wird damit begründet, daß
auch schon im letzten Eiatsjahre nur die positiven bleibenden Beiträge aufgeführt worden sind. Die
nicht aufgeführten Summen setzen sich zusammen aus Beiträgen, die in demselben Jahre verwandt
sind, wo sie bezahlt sind, also gar nicht in den Etat hineingezogenzu werden brauchen. Drittens
Erlös aus Obstnutzungen an Proumzialstraßcn 19 800 M; es erhöht sich dieser Titel um
4800 M, Dieses hat darin seineu Grund, daß in den ?0iger Jahren eine Reihe von Nen-
anpflanzungcn von Obstbäumen stattgefunden hat, die nunmehr ertragsfähig geworden sind und
zu der Erwartung berechtigen, daß die 4800 M, eingehenwerden. Viertens Erlös ans der Ver¬
pachtung der Grasnutzungen auf den Böschungenund in den Gräben der Prouinzmlstraßen sowie
Ertrag aus den Weidenutzungenau denselben38 800 M,, ein Weniger von 2000 M., es ist dies
nach dein 3jährigen Durchschnittberechnet. Es ist dieses ein durchlaufenderPosten, welcher sich
nachher bei den Ausgabe» Tit. III, Nr. 10 und 11 wiederfindet, worauf ich dann später zurück¬
kommen werde. Einnahme Tit. I, Nr. 5 Erlös für Ehcmssceabraum,Grabenerdc, alte Ban¬
materialien und Geräthe 11000 M, ein Weniger von 4000 M., es ergiebt sich aus dem drei¬
jährigen Durchschnitt. Nr. 6 Erlös für Ehausseebäumeund deren Abfallholz29 200 M, es ist
ein Mehr von 9200 M., welches sich auch aus dem dreijährigen Durchschnitt ergiebt. Nr. ?
Zinsen des für außerordentlicheBedürfnisse der Straßenuerwaltnng angesammeltenReservefonds,
Depositum von 910 000 M. fowie Zinsen des Sammelfonds von 27 000 M., zusammen also
von 937 000 M. Meine Herren! Dieser Reservefonds hat im Laufe der Zeit feine Entstehung
in der Nothwendigkeit, auch für Nothfälle gesichert zu sein, gefunden. Es könnte den Herren,
welche in den Angelegenheitender Straßenverwaltung noch Neulinge sind, etwas hoch erscheinen.
Aber, meine Herren, das ist durchaus uicht der Fall; es ist eiu Reservefonds bis zur Höhe von
einer Million unumgänglich uothweudig. Meine Herren! Es können im Lanfe des Etatsjahres
Ereignisseeintreten, welche dringender Abhülfe bedürfe» und dann muß die Verwaltung stets in
der Lage fein, entweder einen Landtag zufammenzuberufen, um die nothwendige,:Mittel sich
bewilligen zu lassen oder Mittel zur Hand zu haben, nm diesen Kalamitäten zu begeguen, und
diesen Zwecken dient der Reservefonds. Meine Herren! Ich brauche nur die Herreu von der
Mofcl am den starken Eisgang zu eriunern, der ganze Straßen ruinirt hat, ferner an den wolken-
bruchnrtigenRegen in diesem Sommer zu erinnern, durch welchen einzelneStraßen vollkommen
vernichtetworden sind, so daß Abhülfe dringend nothwendig war, Abhülfe, die mit den im Etat
bereit gestellten Mitteln nicht geleistet werden konnte. Deshalb ist dieser Reservefondsunbedingt
nothwendig. Sie finden dann noch eine zweite Position von 27 000 M Meine Herren! Dieser
Sammelfonds entstand daraus, daß an den Provinzialstmßen sich größere Absplisse finden, welche
zn den Straßenzwecken nicht nothwendig sind. Diese werden hie und da von den Adjazenten
angekauft, die Prouinzialverwaltung war in der Lage, den Adjazenten die Wegabfplissezu über-
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weisen, diese Kaufgelder würden, da die verkauften Objekte doch zur Materie der Straßen gehörten,
nicht weiter verwendet, sondern zu einem Fonds gesammelt, um, wenn Ankäufe an Terrains für
die Provinzialstraßeu nothwendig werden, die Beträge daraus entnehmen zu können uud so
die Gelder ihrer Bestimmung erhalten werden, Nr. 8 sonstige Einnahme lind zur Abrundnng
730 M., gegen das Vorjahr ein Weniger von 270 M, Hinter Titel Bewilligungen, Nr, 1
Zuschuß nach Titel I der Ausgabe des Spezialetats derProuiuzial-Straßeuuerwallung 4 245 000 M,,
ein Mehr von 72 000 M. Wir gehen jetzt zu den Ausgabeu Titel I Veitrag zu den Kosten
der AllgemeinenVerwaltung 114 900 M. über. Das ist der Titel, von dem ich vorhin gesprochen
habe, bei dem Plus der Einnahme von 57 000 M, Dieser Titel enthalt die 57 000 M., die man
in Einnahme gesetzt hat und führt sie in Ausgabe. Titel II für die örtliche Bauleitung, Nr. 1
Besoldung der 21 Landesbauinspektoren90 000 M., ein Mehr von 2050 M. Meine Herren!
Da hat dieses Mehr seinen Grund in der steigendenAnciennetät der Beamten, welche auch im
Gehalt entsprechend aufrücken,fo daß diese Position immer kleineren Variationen unterworfen ist.
Nr. 2 Reisekosten und Tagegelder derselben,sowie Zuschüssefür diejenigen Landesbauinspektorenund
für die Zeit, während welcher sie im dienstlichen Interesse ein eigenes Fuhrwerk halten bezw. zu halten
verpflichtet werden, 62 000 M. Nr. 3 für Vüreaumiethe, Heizung, Beleuchtung,zur Gewährung
Mechanischer Arbeitshülfe, Unterhaltung der Inventarienstückeexkl. deren Neubeschaffuug fowic der
Schreib- und ZeichenmatcrialienZuschüssevou 600—1200 M. in Summa 18900 M, eine
Aenderung ist nicht eingetreten, Titel II, Nr. 4 zur Beschäftigung von zwei Negieruugsbaumeistern,
zur Ausbildung in der Strahenuerwaltung uud zur Vertretung von Landesbauinspektoren,zu
anderweiten Stellvertretungskosten uud Kosten besonderer Aushülfe 6500 M,, 5000 M. mehr.

Meine Herren! Dieser Posten könnte Sie auch überraschen, indem ein ganz bedeutendes
Mehr gefordert wird gegen den vorjährigen Etat. Dies hat darin seine Begründung, daß sich
nn Mangel in der Beschaffung bezw. Anstellung neuer Landesbauinspektorenherausgestellt hat,
^s ist hier das Bedürfniß hervorgetreten, da in der prcußifchen Monarchie keine ^ehrstühle
bestehen, auf welchen gelehrt wird, Kunststraßcn anzulegen,durch die Praxis die Herren sich die
Kenntnissein der Praxis verschaffen zu lassen, und zu diesen: Zweck will mau dazu übergehen,
zwei Negierungsbaumeisterhier bei der Straßenuerwaltung zu beschäftige», damit die Herren
Gelegenheithaben, die Stcaßenverwaltung vollkommen kennen zu lernen, und bei eintretenden
Vakanzen der Provinz tüchtige Kräfte zu liefern. Meine Herren, es ist das keine Neuheit
der hiesigen Provinz, man ist vielmehr in allen anderen Provinzen schon seit längerer
Zeit dazu übergegangen, solche Kräfte sich zu verschaffen, nnd ich glaube, daß wir uns nicht das
Ausknnftsniittel verschließen sollen, so lange nicht in anderer Weise tüchtige Herren zu finden sind.
Wir kommen zu Nr. 5, 21 Landes-Vauamtssekretäre, Besoldungen, ein Weniger von 120 M.
Es hat dieses Weniger seine Begründung darin, daß ältere Beamte ausgeschieden und jüngere an
ihre Stelle getreten sind. Titel III, für die eigentliche Beaufsichtigung der Prouinzialstraßen, Besol¬
dungen der Straßenmeister und Provinzialstmhenaufseher,265 345 M, eiu Wenigervon 33 6'.5 M.
Sie finden bei Titel III der Bemerkungendie Begründung; 2. Besoldungen der Ehausseewarter,
Wei früherer Staatsstrahenwärter mit je 750 M., in Summa 1500 M, ein Weniger von
1500 M. In der späteren Zeit werden Sie diesen Posten überhaupt uicht finden, da diese
Kategorie von Beamten auf den Aussterbeetat gestellt ist und demnächstwohl ganz verschwinden
wird. Titel III Nr. 3, Miethsentschädignngan diejenigenStraßenmeister und Provinzialstraßen-
«uffeher, welche keine Dienstwohnung iune haben, 38 000 M., ein Plus von 8500 M. Meine
Herren, auch da möchte ich, um Ihre Zeit nicht zu sehr in Anspruch zu nehmen, auf die
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Vemertungen auf Seite 17 verweisen. Sie finden dort ausgeführt, warum diese 8500 M, mehr
eingestellt werden. Da sich die Seruisklasse, wie sie bis dahin eingeführt waren, nicht bewährt
hatte, hat eine Aenderung in den Servisbestimmungcnstattgefunden; Sie finden das nnf Seite 1?
ausführlich dargelegt. — Nr. 4, Panschqnantum der Straßemneister nnd Provinzialstrnhcn-
anfseher zur Beschaffung von Schreib- und Ieichenmaterialien, 2700 M., also 700 M. mehr.
Auch da ist in dein Titel „Bemerkungen" angeführt, daß für sämmtliche Beamte ein gleich¬
mäßiger Zuschuß für diesen Zweck gegebenwerden muß und daher die 700 M, mehr nothwendig
werden. — Nr. 5, Micthsentschädigung der Wärter, 150 M. gegen 270 M. des Vorjahres,
was ein Weniger von 120 M. ausmacht. — Nr. 6, Kleidergelder an die Wärter, 71 M. 38 Pfg-,
ein Weniger von 71 M. 38 Pfg. Änch diese Position wird bald mit der Kategorie dieser
Beamten verschwinden, — Tit. III Nr. 7, Nebcrnachtungsgelderder Straßenmeister und Ehaussec-
anfseher und zur Erstattung der banren Auslagen derselben für Benutzung der Eiseubahn und
Post, sowie Stellvertretungskoslcn derselben 12 500 M. gegen 10 000 M. des Vorjahres, also
ein Mehr von 2500 M. Meine Herren, diese Einrichtung ist neu, dieser Titel steht erst seit
2 Jahren im Etat, es haben sich noch keine festen Normen herausbilden können, wie hoch über¬
haupt die Summe sich belaufen wird, es ist also einstweilennach dein Bedürfniß gerechnet,wir
können noch keinen Durchschnittmachen, es wird in dem nächsten Jahre erst möglichwerden, den
dreijährigen Durchschnitt zu berechnen. In Folge dessen hat sich das Bedürfniß herausgestellt,
12 500 M. zu fordern. Ich bitte, auch diese Position genehmigenzu wollen. — Titel III Nr. 8,
Umzugs- und Versetzungskostender Straßemneister, Etraßenaufsehcr nnd Wärter, 3000 M. ist
geblieben.— Nr. 9, Prämien a,cl lu°/u von der Brutto-Einnahme der Obstnntzungcnfür die mit
der Beanssichtignngder Oostbaumvflanzungcnbeauftragten Straßenmeister und Straßenaufseher,
1980 M., ei» Plus von 480 M. Dieses Plus von 480 M. hat seine Begründung darin, daß
die Obstnntzungcnhöher angesetzt sind. — Nr. 10, Zuschuß an den Nebenfonds der Straßen-
uerwaltung zur Zahlung der reglementsmäßigcnWittwen- und Waiscngelderan die Hinterbliebenen
von Straßenmeistern, Straßenaufsehern und Wärtern, sowie zur Unterstützungvon Wittwen solcher
Beamten, die Hälfte der Titel I Nr. 4 nacbgewiesencn Einnahmen aus der Grasuutzung:c. 19 400 M.
Meine Herren, dies beruht auf einer allerhöchsteniiabinctsordre, daß die Nebennutzungen aus
Gras von Promnzialstmßen zur Hälfte zu diesem Zweck verwendet werden müssen, zur anderen
Hälfte wird sie der Wittwen- und Waisenkassezugeschlagen. Dann finden Sie nnter Nr. 11
Belohnungen und Unterstützungender Straßenmeister, Aufseher und Arbeiter, fowic Zahlungen
für dieselben an Lebensversicherungs-und Unterstützungslasseuim Interesse der Hinterbliebenen,
die zweite Hälfte der Titel I Nr. 4 nachgewiesenen Einnahmen aus der Grasnutzung mit 19 400 M.
eingestellt, es sind das 1000 M. weniger, wie im vorigen Jahre — Titel III Nr. 12, zur
Committirung von Straßenmeistern, Straßenmeister-Äspiranten, Straßenaufsehern und Arbeitern
behufs Theilnahme an Lehrkursen in der Baumzucht I?0<» M., da hat keine Aenderung statt¬
gefunden — Nr. 13, zur Ausbildung von Anwärtern im Straßenmeisterdienste 14 500 M., es
hat eine Erhöhung von 2500 M. stattgefunden, sie hat ihre Begründung darin, daß ein gutes
Veamtenmaterial für Tagesdiäten von 2 M. 50 Pfg. für diese Stelleu nicht zn finden war,
indem sämmtlicheDiätare gleichen Ranges, sei es in der Eisenbahnbranchc, sei es sonstwo, höher
gestellt sind, und da uns daran liegen muß, an dem besten Material mit zu conkurrireu, so ist es
nothweudig, daß die Tagesdiäten erhöht werden; Sie finden mich hier die bezüglichenAusführungen
auf Seite 21. — Nr. 14, Pensionen der Strahenmeister und Wärter 71 000 M. gegen 48 000 M-
des Borjahres, also ein Plus von 23 000 M Meine Herren! Sie könnten über diese Zunahme
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d« Pensionen wohl erschrecken, aber es ist dies nicht so gefährlich, wie es sich auf den, Papiers
ausnimmt. Es hat diese Zunahme des Pensionsfonds ihre Begründung in der Neugestaltung
des Straßenbauweseus, wie wir es vor einigen Jahren begonnen haben und wie es jetzt
allmählich sein Ende erreicht hat Die Ihnen schon angeführten Kategorien von Beamten sind
theilwcise in den Ruhestand getreten uud beziehen Pensioucn, ein Theil ist gestorben, die Stellen
sind nicht nen besetzt worden. Nun sind wir, da fast keine solche Beamten mehr im Dienste sind,
auf der Höhe der Penstonsbeträgc angekommen, es wird in der Zukunft eine Steigerung nicht
'»ehr stattfinden, sondern die Pensionen werden durch den Tod der Bezugsberechtigteu allmählich
wieder heruntergehen. — Titel IV, materielle Unterhaltung der Prouinzialstraßcn, zur gewöhn¬
lichen Unterhaltung der Prouinzialstrahen 3 328 000 M., ein Weniger von -18 000 M. Diesem
betrage uon 48 000 M steht in der nächsten Position ein Plus von 45 000 M. gegenüber, und
zwar in dem Titel: Renten an diejenigen Städte, welche die in ihren Bezirken gelegenen Pro-
vinzialstrahenstrecken in eigene Verwaltuug lind Unterhaltung übernommen haben, so daß es
faktisch nur 3000 M. weniger sind. Dadurch ist die Unterhaltung vou Straßen in Wegfall
gekommen, dagegen sind Prämien in Zugang gekommen. — Titel IV Nr. 3, zu kleine» Aulagen,
als Niunenvflaster, Schutzgeländer, Entwässerungen, Durchlässe :c,, 5000 M. ist geblieben. —
Titel V Nr. 1, znr Unterstützung von Straßenarbeitern in Krankheitsfällen nach Maßgabe des
Nnchsgesetzes über die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Iuui 1883 2500 M., ein Plus
von 2500 M. Es ist das eine neue Position. — 2. zur Untcrstützuug der Stmßcnarbeiter nach
Maßgabe des Gesetzes, betr. die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten Personen vom
Ü- Juli 188? 1500 M. Auch dies ist eine neue Position. Meine Herren, Sie finden auf
Seite 23 die Begrüuduug, Es ist seitens des Herrn Ministers anerkannt worden, daß die
Provinz leistungsfähig uud also iu die Lage versetzt ist, eine eigene Unfallversicherung für ihre
Etraßcnarbeiter einzurichten. Es hat da^ zu einer Ersvarniß geführt, die ganz erheblich ist, sodaß
der Betrag von 1500 M. eigentlich minimal gegen das ist, was sonst gefordert werden würde,
wüßte man einer anderen Kasse bcitreten. — Titel III Nr. 5, zur Unterstützung der Stmßcn¬
arbeiter bei einer durch Alter oder Invalidität eingetretenen Arbeitsunfähigkeit bezw. Unterstütznngs-
bedürftigkeit 3000 M. Auch dieser Posten ist neu und wird, sobald das Gesetz über die Alters¬
versorgung in Kraft getreten ist, auch ucrschminden.

Titel VI. 1 zur Bestreitung der Kosten für die Wahrnehmung der Svezialkassengefchäfte
der Straßenvcrwaltung 24 000 M. gegen 40 000 M. des Vorjahres, ein Minus vou 16 000 M.
Dieses Minns hat seine Begrüuduug darin, daß beschlossenworden ist, die Svczialbaukasscu eingehen
iu lassen, den gesammten Gelduerkehr von der Eentralstelle aus zu regeln und wird dadurch diese
Ersparnis) erzielt. — Titel VII Nr. 1, Portobeträge der Svezialverwaltung zur besouderen speziellen
Berechnung 8500 M., ein Weniger uon 1300 M. — Titel VIII. Nr. 1, Beschaffung der
Gesetzsammlung, des Neichsgesetzblattes, der Amtsblätter der Königlichen Negicruugeu, des Central-
blnttes der Vanverwaltung ?c. für die Landesbauinspektoren 1000 M. ist geblieben. — Titel IX. 1
für Drucksachen und Formulare der Straßeuverwaltung 2500 M, auch dieses ist geblieben. —
Titel X, zur Anfertigung und Ergänzung von Straheninventarien 1. Kosten der Prüfung der
Festigkeit von Unterhaltungsmaterialien und sonstige strahcntcchnische Untersuchuugen 500 M.
gegen 2500 M. im Borjahre; es sind das 2000 M. weniger, da diese Untersuchungen bereits
^m grüßten Theile stattgefunden haben. Titel X. Position 1 5000 M., „znr Anfertigung uud
Ergänzung von Straßeninventarien", dieser Posten ist in Wegfall gekommen, weil zu erwarten
steht, daß das Grundbuch eingeführt wird »nd diese Inventarien nicht mehr nothwendig sind.
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Position 2 für Prozeßkosten, Entschädigungen, Deteriorationen :c. nnd für sonstige unvorhergesehene
Fälle und zur Abrundung 12 653 M, 62 Pf., weniger 588 M. 62 Pf. Dies wäre der
Unteretat ^..

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage das hohe Haus, ob es zuerst über diesen Unteretat
berathen will oder ob Sie wünschen, daß gleich mit sämmtlichenUnteretats fortgefahren wird.
Der Herr AbgeordneteHardt hat das Wort.

AbgeordneterHardt: Trotzdem der Vortrag des Herrn Referenten fo überaus eingehend
gevesen, was ich dankbarlichst anerkenne,erachte ich es doch für wüuschenswerth,weil das Material
eben ein fo umfangreichesist, daß es der Fachcommissionüberwiesenwird. Das soll aber nur
für den ersten Hauptetat der Straßenverwaltung und den Unteretat ^. gelten. Einen gleichen
Antrag für die Unterctats L. <ü. :c, zu stellen, behalte ich mir uach Beendigung der darauf
bezüglichen Referate vor.

VorsitzenderFürst zu Wied: Was bis jetzt verhandelt worden ist, schlägt der Herr
Abgeordnete Hardt vor, an die Fachcommission für die Straßenverwaltung, an die Fachcommission 1H>
zu verweisen. Wünscht noch in der Gcueraldiskussio»Jemand das Wort? — Ich möchte Ihnen
hier noch einen Antrag mittheilen, der eben hier eingegangenist. Wenn er auch nicht ganz genau
hierher gehört, so möchte ich mich doch des Auftrages entledigen, er gehört jedenfalls zu der
Prooinzialstraßcn-Verwaltung und lautet:

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, den Proviuzialausschuß zu ersucheu in
Erwägung zu nehmen, ob nicht zweckmäßigfür die Benutzung der Prouinzialstraßen
zur Lcgung von Gas- und Wasfcrlcitungsröhren— namentlich wenn die Erlaubniß
hierzu uou Erwerbsgesellschaftcnnachgesuchtwird — eine nach Maßgabe der Länge der
benutztenStraßen zu fixirende Abgabe zu erhebe» sei,"

Dieser Antrag ist von dem Herrn AbgeordnetenZweigert gestellt. Zur Geschäftsordnung
hat der Herr Abgeordnetevon Höuel das Wort.

Abgeordnetervon Hövel: Ich bitte, diesen Antrag an die betreffendeFachcommission
zn überweisen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Antrag im Anschlußan die
Behandlung der Materie der Provinzialstraßen-Verwaltung gestelltworden, ich muß aber, da es
mir ein besonderer Antrag zu sein scheint, bitten, daß der Antrag von 20 Mitgliedern unterschrieben
wird oder daß 20 Mitglieder diesen Antrag unterstützen. Ich bitte, daß die Herren aufstehen
wollen, die diesen Antrag unterstützen. (Geschieht.)

Der Antrag ist genügend unterstützt. Meiue Herren! Es ist der Antrag gestelltworden,
den eingereichtenAntrag an die Fachcommissionzu überwiese,!. Siud die Herreu damit einver¬
standen? — Es erfolgt kein Widerspruch,ich constatire dieses und gebe den Antrag an die Fach¬
commission ab. Wir fahren fort und kommen zu dem Unteretat L.

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Die Unteretats L und 6 sind beide
neu, das heißt sie waren früher vereint zu einen« Etat, und aus diesem Etat sind 2 Etats
geworden. Sie finden in dem Unteretat L die Verwendung des Fonds zu Erneuerungs- und
Umbauten an Prouinzialstraßen für die Etatsjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und
vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. (Die Bestände dieses Fonds sollen sich von Jahr zu
Jahr übertragen.) Dann folgt eine Bemerkung, Dort finden Sie, wie die Trennung des alten
Unteretats L stattgefundenhat, unter welchen Modalitäten; es fragt sich, ob Sie verlangen, daß
ich diese Bemerkungvorlese (Widerspruch) oder einfach gleich in den Etat eintrete. Demgemäß
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können wir zu dem Etat selbst übergehen. Es heißt Titel I Zuschuß aus Provinzialmitteln nach
dem Spezialetat der Strahenverwaltuug (otr. Titel II der Ausgabe daselbst)95 000 M.; Titel II
Zinsen der rentbar angelegten Beträge 5000 M,, in Summa 100 000 M. Die rentbar angelegten
Beträge sind solche, die schon ihre Bestimmung gefunden haben, welche aber noch nicht abgehoben
resp, verausgabt worden sind, welche also während dieser Zeit noch Zinsen tragen, Ausgabe:
Zu Erneuerung«- und Umbauten an den Prouinzialstraßen 100 000 M., in Summa 100 000 M.
w Einnahme und Ausgabe. Damit schließt der Etat N.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist zu diesem Etat noch etwas zu bemerken. Der Herr
AbgeordneteScheidt hat das Wort.

Abgeordneter Scheidt: Ich möchte den Antrag stellen, daß auch dieser Antrag der Fach¬
commission III überwiesenwird,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Graf von Beihel: So gern und so freudig ich dem Antrage eben

zugestimmthabe, die früheren Etats der Fachcommifsion zu überweisen, so wenig sympathischist
mir der Gedanke, auch diesen Etat an die Fachcommission zu überweisen Es steht wirklich nichts
darin, ich weih nicht, was die Herren in der Fachcommifsion mit dein Etat wollen. Ich glaube,
er würde blos unnöthig die Zeit der Commissionin Anspruchnehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteScheidt hat das Wort.
AbgeordneterScheidt: Wir haben in der III. Commission über verschiedene Anträge

wegen Straßenbauten zu beschließen, und gerade dieser Punkt in der Ausgabe betrifft die Erneuerung
und den Umbau von Prouinzialstraßen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Dieser Titel ist ein anderer. Früher hatten nur

einen gemeinsamen Titel für Strahenneu- und Umbau. Aus diesen, Titel wurden bestritten
einerseits die Ausgabe zur Anlage von neuen Straßen in der Provinz, und andererseits die Aus¬
gaben für Umbauten au deu bereits besteheuden Straßen, Erneuerungen von Brücken, größeren
Pflasterstreckenu. dergl. Es ist dem Provinzialausschuh richtiger erschienen,diese beiden Aus¬
gaben, welche nicht zusammen gehören, zu treunen und einen besonderenEtat für den wirklichen
Neubau, das heißt für den Bau von neuen Straßen, welche auf die Provinz übernommenwerden
sollen, aufzustellenund einen besonderenEtat für den Umbau vou Straßen und die Erneuerung
von Brücken, Pflaster und ähnliche Ausgaben für die Straßen zu fchaffen. Diefe letztere Summe
ist eigentlichnur ein ausgeschiedener Theil des Strahenunterhaltungsfonds, aus welchen: auf Grund
besondererAnträge der Prouinzialstrahenverwaltung durch den Prouinzialauoschuh von Fall zu
Fall Bewilligungen erfolgen. Es würde dasjenige, was Herr AbgeordneterScheidt meint, aus
den letzteren'Etat keinen Bezug haben, uud wird deshalb wohl Herr AbgeordneterScheidt feinen
Antrag zurückziehen, ^ ^ ^,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteScheidt hat das Wort.
AbgeordneterScheidt: Nach dieser Aufklärung ziehe ich den Antrag zurück^
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat das Wort.
Abgeordneter Krawinkel: Ich möchte den Antrag des Herrn Abgeordneten Scheidt

wieder aufnehmen, da gerade die Auskunft des Herrn Landesdirektors dazu Anlaß giebt. Die
Umbautenund Erneuerungsbautensind in den verkehrsreichsten Gegenden von sehr großer Wichtigkeit;
in meiner Gegend ist gerade ein Fall der Art, daß ich dringendwünsche, auch diesen m der Fach¬
commission erörtert zu sehen. Wenn ich auch gehört habe, daß uor ein paar Tagen eme
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Besichtigungstattgefundenhat, so kann ich doch nur den Klagen, die in »'einer Gegend erschollen
sind, in der Weise Rechnung tragen, daß ich Sie bitte, auch diesen Etat an die Commissionzu
verweisen. Es liegt darin kein besondererZwang, und es wird möglichsein, die Angelegenheit
dort vorzubringen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Der Etat sieht besondereAnträge oder Bewilligungen

nicht vor, sondern es ist in demselbennur die Summe enthalten, welche für jene Zwecke aus¬
geschieden ist. Bei dieser Sachlage kann doch nur darüber debattirt werden, ob die Summe, welche
für jene Zwecke ausgeschieden ist, groß genug erscheint, um dem Bedürfnisse zu genügen. Das
ist eine Frage, meine Herren, die wir besser hier als in der Commissiondistutiren können. Herr
AbgeordneterKrawintel bemängelt die Höhe der Etatsposition auch nicht, sondern er sagt nur,
aus meiner Gegend liegen Anträge auf Straßenumbau vor, welche Berücksichtigungverdienen.
Ein bestimmter,den Etat berührenderAntrag wird Seitens des Herrn Krawinkel aber nicht gestellt
lind glaube ich deshalb, daß wir hier nicht weiter auf diefe Sache eingehenkönnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat das Wort.
AbgeordneterKrawinkel: Ich möchte erwidern, daß eine Veränderung des Etats darin

liegen kann, wenn ein solcher Fall ans Llicht gezogen und bewiesen wird, baß die Summen, die
für Erneuerung und Umbau ausgeworfen sind, möglicherweisenicht genügen. Insofern ist es
unzweifelhafteine Etatsfrage, die auch erst in der Fachcommissionerörtert werden muh.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
BerichterstatterGraf von Veißel: Meine Herren! Ich stehe auf einem etwas anderen

Standpunkt, als der Herr AbgeordneteKrawinkel steht. Wenn diese Position dazu Anlaß geben
soll, event, den Veitrag von 95 000 M Zuschuß aus Provinzialmitteln zu erhöhen, dann glaube
ich, daß die Debatte unbedingt hier stattfinden muß. Meine Herren! Ich glaube nicht, daß es
ersprießlichsein kann, die Frage, ob die 95 000 M. für hinreichenderachtet werden, in der Fach¬
commission zu berathen, denn sollte die Frage verneint werden, so giebt dieses eine sehr ein¬
schneidende Aenderung. Sollte diese Position nicht für hinreichenderklärt werden, fo würde dies
eine Frage fein, die das hohe Interesse des ganzen Hauses beanspruchen würde, denn es inuolvirt
die Frage des Mehr die Erhöhung der Provinzialumlage und das ist doch so wichtig, daß ich
meine, es wäre nothwendig, daß wir im Plenum darüber beriethen und die Sache nicht in die
Fachcommission brächten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat das Wort.
AbgeordneterKrawinkel: Meiner Ansicht nach muß die Sache erst in der Fachcommission

berathen werden, um die Nothwendigkeitder betreffendenAusgabe festzustellen. Weil die Sache
dadurch erst spruchreifwird, meine ich, müßte sie in die Fachcommission kommen, um nachher im
Landtag ein Urtheil fällen zu können. Die Ansicht,welche der Herr Referent hier aufgestellthat,
als ob der Betrag von 95 000 M. auf keinen Fall erhöht werden könnte, ist meines Erachtens
durchaus nicht stichhaltig. Für Zwecke des Strahenbauwcsens ist nach meiner Meinung unbedingt
das Bedürfniß maßgebendund nicht die Zahl, die wir event, als Umlage erheben. Es ist meines
Erachtens bringend nothwendig, festzustellen,ob diese Zahl von 95 000 M, hoch genug oder zu
gering ist. Meines Erachtens ist die Sache so einfach nicht, daß wir sie nicht in die Fachcommission
bringen müssen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Wie liegt eigentlich die Sache? Die Verwaltung

der Provinzialstrahen wird, wie die Verwaltung aller Provinzialinstitute, vom Vrovinzialausschusse
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geführt, während der Landtag die Mittel bewilligt und die allgemeinen Grundsätze der Verwaltnng
festzusetzenhat. Der Provinzialausschuß sagt nun nach reiflicher Erwägung der Verhältnisse:
wir schlagen vor, in den Etat 95 000 M, einzustellen, eine Summe, welche nach unserem Ermessen
ausreichenderscheint, um die nöthig werdenden Neubauten und dergleichenim Laufe der Etats-
Periode zu bestreuen. Das hohe Haus kanu nun der Ansicht sein, daß wünschenswerthoder noth¬
wendig sei, weitergehendeNeubauten beziehungsweise Umbauten vorzunehmenund zu diesem End¬
zwecke den Etatskredit zu erhöhen. Alsdann würde über die Erhöhung dieses Etatskredites und
War gewiß nur nach Anhörung des ProvinzialausschussesBeschlußzu fassen sein, allein ich erachte
es für ein bedenklichesVorgehen, wenn aus dem Hause Anträge auf den Umbau einzelner Straßen¬
strecken gestellt und über dieselben in der Commission im Einzelnen berathen und beschlossen
werden soll. Es würde dies doch ein weitgehenderEingriff in die Verwaltung sein. Die von
Herrn Krawinkel erwähnte Zeithstraße ist in einem Theile bereits ausgebaut, während ein zweiter
Theil im laufenden und der dritte Theil in dem nächsten Jahre ausgeführt werden soll, so daß
die ganze Zeithstraße in drei Jahren umgebaut sein wird. Ich will hier auf das Kapitel der
Zeithstraße nicht näher eingehen,die Ausgabe ist für die Verwaltung eine nicht erfreuliche,genug,
es liegt uns ob, die Straße herzustellenuud dieses wird auch möglichstbald geschehen. Wenn
Sie, meine Herren, in Folge solcher Anträge, welche von einzelnenSeiten dieses hohen Hauses
kommen, beschließen wollten, diese oder jene Straße soll umgebaut werden, so weiß ich in der
That nicht, wie der Etat aufrecht erhalte» werden soll. Wenn Anträge auf Umbau oder Ver¬
besserung einzelner Straßenstreckcnaus dem hohen Hause kommen— die Herren sind ja vielfach
lokalkundigerals wir — so meine ich, wäre es lichtig, solche Anträge an den Provinzialausschuß
zu verweisen, damit dieser prüft, ob die Voraussetzungen zu einer außerordentlichenHerstellung
gegeben sind und eintretenden Falles die erforderlichenGeldmittel im Etat vorsieht. Erst dann,
wenn der Provinzialausschuß dies nicht ihun sollte, würde die Beschwerdean den Landtag und
die Beschlußfassungdes Letzteren angezeigt sein. So wie die Sache heute liegt, ist dieselbe für
den Provinziallandtag noch nicht spruchreif. Ich kann in dem Antrage des Herrn Krawinkel nur
die eine Anregung erblicken, welche der geehrte Herr der Verwaltnng gegeben hat und welche dahin
gerichtet ist, daß wir Bedacht nehmen sollten, aus den vorhandenen Mitteln die Zeithstraße um¬
zubauen. Finden wir, daß die Mittel hierzu nicht ausreichendsind, so wird es Sache der Ver¬
waltung bezw. des Provinzialausschussessein, eine höhere Summe zu beantragen. So lange dies
nicht der Fall ist, würde es, glaube ick, mit der seither wenigstens beobachteten Art der Etats¬
berathung in Widerspruch treten, wenn Sie einen solchen einzelnenFall heraus greifen, dessen
Ausführung befchließen und demnachdie Etatsposition ändern wollten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist ein Antrag auf Schluß gestellt worde». Zum
Worte hat sich noch gemeldetder Herr Abgeordnete Krawinkel. Ich bitte diejenigenHerren, welche
für den Schlnß sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Es ist weitaus die Majorität, die Debatte
ist geschlossen. Wir kommennunmehr zur Abstimmungüber den Antrag, ob wser Etat an die
I. Fachcommissionüberwiesenwerden soll. Ich bitte Diejenigen, die dafür smd, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die Minorität, der Antrag ist hiernach gefallen. Ich nehme wenn kem
Widerspruch erfolgt, nunmehr an, daß der Etat, wie er hier vorgelegt ist, en d1°° bewilligt
wird. - Ich constatire, daß kein Widerfpruch erfolgt, der Etat ist en dlo° genehmigt. Wir
kommen zu dem Unteretat <ü. . ^. <« ^ ^

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Unteretat 0 für die Verwendung der
Fonds für den Neubau von chaussirten Wegen für die Etatsjahre vom 1. Apnl 1889 bis
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31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Die Bestände dieses Fonds
sollen sich von Jahr zu Jahr übertragen. Die Unteretats (ü und v übertrage,: sich gegen¬
seitig. Dann kommt die Bemerkung, diese bezieht sich zum größten Theil auf die Bemerkung,
die bei dem Etat L vorgemerktist. Titel I Zuschuh aus Provinzialmitteln nach dem Sozialetat
der Straßenuenualtung («onl. Titel III der Ausgabe daselbst) 90 000 M., mehr 90 000 M-
Titel II Zinsen der etwa angelegten Betrüge 10 000 M., mehr 10 000 M. Die Ausgabe
beziffert sich für den Neubau von chaussirtenWegen auf 100 000 M. und ist zu verwenden auf
Grund Beschlußfassungdes Provinzialausschusses. Summa der Einnahme und der Ausgabe
100 000 M. Ich habe keine Bemerkung weiter hierzu zu machen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion über diesen Etat. Wünscht
Jemand das Wort zu demselben? — Das ist nicht der Fall, ich schließe die Diskussion und
nehme an, daß das hohe Haus auch diesen Etat en bloo annehmen will. — Es erfolgt kein
Widerspruch,ich coiistatiredieses und erkläre den Etat für on dloo genehmigt. Wir kommen
zum Unteretat D.

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Unterewt I) für die Verwendung des
Fonds zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswcgebaues für die Etatsjahre vom 1. April
1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Einnahmetitel I Zuschuh
aus Provinzialmitteln nach dem Spezialetat der Stwßenverwaltnng (oonf. Titel IV der Ausgabe
daselbst)250 000 M., Titel II Zinsen der rentbar angelegten Beträge 3000 gegen 2000 M. im
Vorjahre, also Plus 1000 M. Sie finden die Begründung auf der Ncbenfeite gedruckt. Ausgabe¬
titel I zur Bewilligung von Unterstützungenzum Kreis- und Communalwcgebau253 000 M-
gegen 252 000 M. des Vorjahres, plus 1000 M. Summa der Einnahme und Ausgabe
253 000 M. Bemerkungensind meinerseits nicht zu inachen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Etat die Diskussion.
Abgeordneter von Voß: Meine Herren! Zweifelsohne werden Sie es für geboten

erachten, diesen wichtigen Theil des Wegebauetats der Commissionzur Vorberathung zu überweisen.
Für diese möchte ich mir gestatten, den Wunsch auszusprechen,daß man endlich auch in unserer
Provinz, wie längst in andern Provinzen geschehen, damit vorgehen möge, eine Decentralisation
der Verwaltung bei demjenigenFonds anzustreben, welcher zur Unterstützung des Gemeinde-
wegebauwescns bestimmt ist. Ich meine, wenn irgend ein Verwaltungszweig sich zur Selbst¬
verwaltung in kleinerenlokalen Kreise eignet und schickt, so ist dies ganz insbesonderedas Wege¬
wesen. Der Satz ist meines Erachtens so unangreifbar, daß ich mir eine Begründung füglich
ersparen kann. Während aber die Selbstverwaltung sonst durchweg zur Decentralisation geführt
hat, ist geradezu das Unigekehrte bei der Wegeverwaltung eingetreten. Wir haben früher eine
Decentralisation der Wegeverwaltung freilich in sehr bescheidenen Grenzen insofern gehabt, als
die Vezirksregierungendas Wegeunterstützungswesenin ihren Händen hatten. Nun ist dieses auf
das provinziale Centruin übergegangen und, meine Herren, ich habe in der Praxis nicht den
Eindruck gewonnen, daß dabei der Gemeindcwegebau— für die Verwaltung der ehemaligenStaats¬
chausseen und überhaupt der Kunststraßen von hervortretender Bedeutung für den durchgehenden
Verkehr erkenne ich die Nothwendigkeit einer einheitlichenVerwaltung gerne an — besonders
gefördert worden ist. Das Verfahren zur Erlangung auch nur geringfügiger Unterstützungenist
ungcmcin weitschweifig: die Anträge, die an die Centralstelle kommen, sind gewiß nicht immer
sorgfältig begründet, aber wären sie es auch durchweg, so muß doch die Prüfung derselben, sie
mag so eingehendsein, wie sie will, bei der Centralstelle häusig zu Resultaten führen, welche die
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Interessent«» in den Kreisen nicht hesricdigcn können. Ich will mich nnr daranf beschränken,
diesen Gesichtspunkt zu äußern, ohne schon einen bestimmten Antrug daran zu knüpfen; ich bezwecke
nur, daß bei der conimissarischen Erörterung des Wegebauetats in Erwägung gezogen werde,
°b nicht ein Theil des Fonds von 250 000 M. zur Unterstütznng des .MgMeseus, der nur
übrigens nicht ausreichend bemessen zu sein scheint, auf die Kreise zn übertragen sei. Ausdrücklich
mochte ich indeß hervorheben, daß ich nicht soweit gehe zu behaupte», daß zweckmäßig der ganze
F^onds zu vertheilen sei. Denn geschähe dies, so würde für den Oemeindewegcbau der richtige
Grundsatz außer'Anwendung gesetzt, daß die stärkeren Theile die schwächeren zu stützen haben.
Damit die mehr bedürftigen Gegenden in höherem, Maße Uuterstützung erhalten können, als die
minder bedürftigen Gegenden, wird allerdings ein Theil des Fonds - etwa die Hälfte - der
Centralverwaltung zur Verfügung zu belassen sein. Aber ei» »icht zu kärglich bemesseuerTheil des
Fouds ist meines Erachtens allerdings auf die Kreise zu vertheile». Wir habe» ja setzt i» den Kreis-
uusschüssen Orga»c, die thätig, gewillt u»d geschickt st»d, die Angelegenheiten des üommuual-
wegebaues zu besorgen und zwar besser uud zweckdienlicher, als dies von der Eentraluerwaltung,
auch wmn diese so tüchtig uud eifrig arbeitet, wie es nur möglich ist, geleistet werden kann.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeorduete Friederichs hat das Wort.
' Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Ich will »icht weiter i» d,e DiLtusüou

eintreten, abcr.ich muß doch heute schon, constatircn, daß meine langjährigen Erfahrungen ganz
genau zu,der gegentheiligeu Ansicht führen, wie sie der Herr Vorredner ausgesprochen hat, ich
würde durchaus gegen die Dece»tralisir»»g stimmen,

,,/. Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Negierungsrath von Philipsboru hat das Wort.
Negicrungümth von Philipoborn: Ich wollte nur bemerken, daß es auch der Staats-

regierung erwünscht sei» würde, wenn diese Frage der Verwendung des Fouds zur Unterstützung
des Gemeinde- und icreis-Wegcbaues einer nähere» Erörterung unterzogen würde. Ich bitte daher
auch, daß der Etat an eine Eommission verwiesen wird. Namentlich nach Einführung der Kreis -
und Prouinzialordnnng, durch welche wir in den Kreisausschüsscu neue Organe bekomme» habe»,
erscheint es zweckmäßig, »ach dem Vergehen in «»der» Provinzen dieser Frage Mnnsck naher
M treten. .„............. ,>> ... ,

Vorsitzender Fürst zu. Wied: Der Herr ßandesdireklor hat das Wort,,,
Lanndeedirektor Klein:, Meine Herren! Die Eentralstelle hat sich, auch schon seit laugerer

Zejt,.Mt 'der Frage einer anderweitigen Regelung der Unterstützung des Kreis- und ,Ge'!'en,de-
wegebaues beschäftigt, uud es habe» bereits zahlreiche. Vorarbeite» i» dieser Beziehung stattgefunden.
Es sind insbesondere die Erfahrungen, welche i» dieser Hinsicht in anderen Provinzen gemacht
worden sind, mit den hiesigeil Verhältnissen vergliche» worden, wobei sich allerdings ei» gewaltiger
Unterschied in de» , bestehmden Einrichtuyge». herausgestellt und zur Geuüge ergeben hat, das;
die Verhältnisse anderer Provinzen.auf die Nheinprovinz nicht übertrage» werden können D«
Kürze der Zeit zwischen den einzelne» Landtagen der letzten Jahre und der Umstaiid, daß wir
°i»e gy»z neue Provinzialordnung bekommen haben, hahen es M jetzt nicht gestattet, diesen m
der Centralstelle vorgearbeitete» Gege»sta»d a» den Landtag zu bringen. Die i-ache ist aber
bloß aufgeschoben,und »icht aufgehobe». Es liegt vielmehr die Absicht vor, dieser Angelegenheit
nach, Schluß des. gegenwärtig,.Landtages ernstlich näher zu treten^und wselhe nn Auslchusse
Mf Im Hinblicke hierauf mochte ich Ihrer ErMguug anhenn geben,
°d Sie nicht mit.der Erledigung dieses hochwichtigen Gegenstandes warte» .wollen, bis .der Pre-
vinzialausschuhHhuen Mne Vorschläge uuterbreitet.hab.en wird. So danlenswertt)..dle Anregungen

8«
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auch sind, welche aus dem Plenum kommen, so gewinnen sie doch erst einen vollen Werth, wenn
eine bestimmte Vorlage ausgearbeitet ist, in der die verschiedenen Wege, welche die übrigen
Provinzen gewählt haben, eingehender dargelegt sind und in der die Ansicht Aufnahme gefunden
hat, welche der Provinzialausfchuß über die weitere Gestaltung dieser für unsere Provinz so
hochwichtigen Angelegenheit hegt. Die bezüglicheVorlage wnd Ihnen vor dem Zusammentritt des
nächsten Landtages gedruckt zugesendet und Ihnen damit Gelegenheit geboten werden, sich vorher
eingehender über diese Materie z.i orienüren. Ich glaube, daß es alsdann erst zn einer fruchtbaren
Diskussion über diese höchst schwierige Frage tominen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pflug hat das Wort
Abgeordneter Pflug: Meine Hcrreu! Gestatten Sie, daß ich mit einige» Worten auf

die hohen Verwaltungskosten der Strahcnuerwaltung komme; sie erscheinen mir sehr hoch. Wir
geben in Summa 7/5 821 M. 88 Pfg. aus und das macht (63 Kreise angenommen) pro Kreis
12^14 M, Wenn man allein den Kreis Ottweiler in Betracht zieht, der mit 60 Kilometern
Weg bei der Wegeuerwnltung der Provinz betheiligt ist, so haben wir in Ottweiler pro Kilometer
205 Mark Verwaltungskosten. Das ist sehr hoch und ich glaube, wie Herr von Vuß bereits
gesagt hat, es wäre bei einer Dceentralisation wohl möglich, daß die Verwaltung sich
billiger gestaltet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Voh hat das Wort.
Abgeordneter von Voh: Meire Herren! Ich erkenne nn, daß, wenn man jetzt vor der

Frage stäube, inwieweit eine Decentralisation der gesummte» Wegeuerwaltung durchzuführen sei,
ein nach allen Richtungen wohl erwogener Veschluß sich bei der Kürze der Zeit uicht herbeiführen
liehe. Ich würde aber glauben, daß wir, gestützt auf das Vo.gche» der ander» Provinzen, die,
soviel mir bekannt, fast ausnahmslos auf dem Wege der Deee^valisation vorgegangen sind,
wenigstens den Anfang hierzu iu den bescheidenstenGrenzen noch in dieser Session machen tonnen,
indem wir zur Vclebuug des lokalen Interesses an dem Wegebau eine Summe von etwa
150 000 M. nach einem des Näheren festzustellende»Vertheilungsmodus auf die kreise revartiren.
Ich wiederhole, es läßt sich zur Belebung des Gemeindewegeoaues mit sehr we»igem Geld sehr
vieles erreiche», denn in sehr häufigen Fällen möchten die Gemeinde» zwar nicht aus eigenen
Kräften allein, wohl aber mit einem Zuschuh bauen, und es wäre daher sehr wünschenswerth,
dah der Landrath mit seinem Kreisausschnh in die Lage gesetzt werde, einen Beitrag zu gewähren.
Oft sind einige hundert Mark ge»üge»d, um bei einer Gemeinde die Neigung zu einem Wegebau,
der vier- oder fünffache Leistungen erfordert, hervorzurufeu. In solchen Fälleu ist es aber noth¬
wendig, dah ohne langes Schreibwerk nach dem ^rme>jen d^r Kreis-Selbstuerwaltlingsbehüroen
schnelle Unterstützung in Aussicht gestellt werden tanu. Ich habe die Ueberzeugung, dah über
Uuterstützungeu des Gemeindewegebaues Selens der Central-Verwaltungsbehörden nicht anders
als mit schädliche,» Zeitaufwand und unter sehr grohem Schreibwert verfügt werden kann. So
ist denn auch anderwärts die Sorge für die Hebung des lleiuen (^emeinoevauwesens längst den
Kreisausschüffeu überlasse» wurden. Die Provinzen Pommern, Ost- und Westvreuhen haben dies
schon vor länger denn zehn Jahren gethan, ja die erstgenannte Provinz hat sogar den ganzen
Chaujfee-Unterhultungsfouos au die Kreise vertheilt. Die Provinz Sachsen hat ebenfalls 150 000 M.,
deuseloeu Betrag, dessen Vertheiluug ich mir vorzuschlagen erlaubte, auf die Kreife distribuireu
lassen. Was den Vertheiluugsmahstab anlangt, so tanu mau vielleicht den der lux, tiu«u« zu
Grunde legen; in jedem Falle wird dabei mehr auf die Flächeuausdehuuug der Kreife als etwa
auf die Höhe der in ihnen aufkommende» Steuern zu rüastchtigeu fein. Dah wir, nachdem wir
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die Kreisauöschüsse in Thätigkeit sehen, das Selbstverwalwngsfeld derselben erweitern, entspricht
meines Erachten« auch durchaus der Tendenz der Kreisordnung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Lcmdeöbaurath Dreling hat das Wort.
Landesbaurath Dreling: Der Berechnung, welche der Herr Abgeordnete Pflug vorhin

gemacht hat, bin ich nicht vollständig gefolgt. Ich bin jedoch über die Kosten der Straßen-
verwaltung sowohl hier, wie in anderen Provinzen und in einzelnen Kreisen ziemlich orientnt.
Was diese Kosten anbelangt, so finden Sie hierüber in den Verwaltnngsberichtm früherer Jahre
ganz genaue Aufstellungen. Es betragen z. N oie Kosten der Centralverwaltung und Rettung etwa
2°/° der Gesammtausgaben für den Straßenbau; es kostet ferner die lokale Verwaltung und
Leitung etwa 5 bis 6°/°, nnd außerdem kostet die lokale Aufsicht pro Kilometer etwa 55 M.
Das sind Zahlen, so gering, wie sie günstiger in andern Provinzen schwerlich gesunden werden.
Wir sind vor einiger Zeit an andern Verwaltungen mit dem Wunsche herangetreten, man möge
in ähnlicher Weise die Kosten der dortigen Ausführungen vnbliziren, allein bisher ist bedauerlicher
Weise keine dieser Verwaltungen darauf eingegangen. Ich habe mir nun selbst diese Kosten aus
einigen der betreffenden Etats herausgerechuet und gefunden, daß sie nirgendwo gunstiger sind
als hier Somit darf ich wohl behaupten, dah relativ die Kosten der rheinischen Promnzml-
Etraßenverwaltung niedrig sind. Es wird mir schwerlich eine andere Stratzenbauverwaltung
namhaft gemacht werden können, selbst im Auslande kaum, welche günstigere Resultate aufzu-
weisen hat.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Hüoel hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich möchte beantragen, die Sache in die Fach¬

commission zu verweisen. Ich bin nämlich nicht der Ansicht des Herrn Landcsdirektors, dah es
nicht zweckmäßig sei, im gegenwärtigen Moment die Sache schon hier zu besprechen. Ich glaube,
daß, wenn es auch richtig ist, daß wir nicht ohne weiteres ein fertiges Reglement ans der
Fachcommission hervorgehen sehen werden, doch eine Anregung in der Fachcommission ganz nütz¬
liches Material ergeben wird Außerdem möchte ich mein Erstaunen aussprechen, daß dieser
Antrag, der von anderer Seite vorbereitet war, gerade von einer Seite kommt, die meines
Erachtens eigentlich keine Veranlassung hatte, denselben so sehr zu beschleunigen. Ich glaube, daß
wir an, Unterrhein bedeutend mehr Grund haben, als die Herren oben in den Bergen; wir am
Nnterrhein haben viel bessere Communalwege, und wir werden finanziell viel günstiger stehen,
wenn die Sache so geordnet wird, wie es heute iu Aussicht genommen ist. Ich glaube, daß die
Herren, welche heute den Antrag gebracht haben, hinterher bedauern werden, ihn eingebracht
iu haben. ^ ..... ^ ^

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Krawmkel hat das Wort
Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Ich möchte auch für die Prov>nz>al-^traßen-

verwaltung eine Lanze einlegen, indem ich dem Herrn Abgeordneten Pflug eutgegenirete. Nach
seiner Rechnung müßte in seinen. Kreise auf den Kilometer eine Ausgabe für die Eentralverwa wng
von etwa 200 M. kommen. Räch den Daten, die in der Statistik vorliege^ sind es 2 00°/o
der Gefammtausgaben, und die Gesammtausgaben pro Kilometer aus 632 Mark weäMt, as
macht pro Kilometer statt 200 M. etwa 12 M. 70 Pf., ein ganz gewaltiger Unterschieds Man
hat auch nicht Ursache wie Herr von Voh zu glauben, daß unsere Promnzialverwa tung so
wenig leistet, daß man annehmen kann, im Kleinen würde das vier- uud fünf ache erreicht werden.
Soweit sind wir wirtlich nicht gekommen. Ich glaube, daß das richtig sein wird, was Herr
Landesbaurath Dreling ausgeführt hat, daß die anderen Provinzen sich gemren müsM, eine
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derartige Statistik aufzustellen,und daß unsere Strahenverwaltung im Großen und Ganzen sehr
gut arbeitet.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr Abgeordnetevon Voß hat das Wort.
Abgeordneter von' Voß': Ich glaube, ich habe keinen Anlaß zu dem Mißverständniß

gegeben, daß in meinen Ausführungen ein Vorwnrf gegen die Provinzialbauvcrwnltung enthalten
gewesen sei; habe ich doch nur dem Gedanken Ausdruck gegeben, daß man im engeren Gebiete
des Kreisverbandes die Bedürfnisse des lokalen Wegebaues richtiger erkennt, als dies an der
entfernteren Eentralverwaltungsstellemöglich" ist. Hätte ich davon gewußt, daß bereits von linderer
Seite ein Antrag auf Zutheilung von Wegennterstützungsgeldernan die Kreisnerbändcvorbereitet
werde, so hätte ich mir die Anregnng hierzu erspart, aber dagegen muß ich mich verwahren, daß
ich bei meinem Antrage von kleinen vartikulnristischenInteressen einer Gegend ausgegangen lnn.
Das bat mir vollständigfern gelegen. In eine Prüfung, ob danach etwa der von mir vertretenen
Gegend ein paar 1000 Mark mehr oder weniger denn bisher zufließenmöchten,bin ich nicht ein¬
getreten. Diese Prüfung ist auch, ohne daß schon ein Vcrtheilnngsmaßstab feststeht, nicht vorzu¬
nehmen. Denn wird z. V. der Gesammt-Steuerertrag zu Grunde gelegt, so ergibt sich j<^ selbst¬
redend eine ganz andere Ncrtheilung, als wenn dieser die Erträge der Grundsteuer oder der
Flächeninhalt zu Grunde gelegt werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist ein Schluhantrag eingegangen. Gemeldet hat sich
noch der Herr AbgeordnetePflug. Ich bitte Diejenigen, die für Schluß sind, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die Majorität. Zu einer persönlichenBemerknng'hat der Zerr Abgeordnete
Vffua'da^ Wort " ^" °n'< !> ^/, 'niin^

AbgeordneterPflug: Es hat mir absolut fern gelegen, der Verwaltung der Provinz
Vorwürfe zu macben, ich wallte nur ausführen, daß der Kreis Otlweiler nicht im Verhältniß zu
dem, was er aufbringt, bctheiligt ist, denn der Kreis Ottweiler trägt 10 000 bis 12 000 M. bei.
Ich wünschte, daß durch Decentralisation die Verwaltung vereinfacht wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich muß bemerken,daß dies keine persönliche Bemerkung
ist. Zu einer persönlichenBemerkung hat der Herr Abgeordnetevon Hövel das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Hövel: Ich möcbte Hettn von Voß erwidern, daß ich von
alledem, was ich gesagt haben soll, kein Wort gesagt habe. Ich habe weder Jemanden persönlich
angegriffen, noch überhaupt das gesagt, was ich nach seiner Behauvtuüg gesagt haben soll.
Ich wiederholedas nochmals.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu der Abstimmnng
über die Frage, ob dieser Etat an die Fachcommission verwiesen werden soll. Ich bitte Diejenigen,
welche dafür sind, daß dieser Etat an die dritte Fachkommission verwiesen wird, sich zu erheben,
sOescbiebN ' :!>»i>, ,'mi ,„ <u>!<n.> >

Das ist die Majorität. Wir kommennun zu dein Unter-Etat N.
Berichterstatter Graf von Veißel: Unter-Etat V über den Nebenfonds der Strahen¬

verwaltung zur Gewährung von Wittwen- und Waisengeldern an ' die Hinterbliebenen von
Prouinzial-Straßcnmcistcrn, Aufsehern und Wärtern, sowie zur Gewährung von Unterstützungen
an die Wittwen solcher Beamten für die Etatsiahre vom l. April 1889 bis 81. März 1890
und vom 1, April 1890 bis 81. März 1891. Titel I.' Guthabeis des Unterstützungsfonds.
Hier sind eine Reihe von Fonds aufgeführt,^ wo sie angelegt sind u, s. w. Die Herren, die sich
dafür interessiren, können es in dem Etat nachlesen; es sind im Ganzen 198 000 M. angelegt.
Die Zinsen von dem Guthaben sind ans 7720 M. veranschlagt gegen den'Voranschlag von
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7600 M. im Vorjahre, sodaß ein Mehr von 120 M, sich ergiebt, — Titel IV. Die Hälfte des
aus der Grasnutzung auf den Provinzialstrahen aufkommenden Erlöses 19 400 M. gegen 20 400 M.
im Vorjahre, sodaß ein Weniger von 1000 M. vorliegt. Ich habe vorhin fchon die Sache ein
paar Mal berührt, ich brauche nicht darauf einzugehen.— Titel V. Die Hälfte der für Chaussee-
Polizei-Uebertretungenauf den vormaligen Bczirksstraßeneingehenden Strafgelder 2650 M. gegen
2200 M. des Vorjahres, also ein Mehr von 450 M. — Titel VI. Ordnungsstrafen der
Provinzial-Straßenmeister, Aufseher und Wärter 130 M. gegen 200 M. des Vorjahres, ein
Weniger von 70 M. — Bei Titel VII, sonstigeunvorhergesehene Einnahmenund zur Abrundung,
ist nichts vorgesehen.

Ausgabe: Titel I. Zur Gewährung der reglementsmäßigenWittwen- und Waisengelder
an die Hinterbliebenenvon Straßenmeistern, Aufsehernund Wärtern, sowie zur Gewährung von
Unterstützungenan die Wittwen dieser Beamten 28 800 M, ein Mehr von 800 M. — Titel II.
Zur Gewährung einmaliger außerordentlicher Unterstützungen 1100 M. gegen 1200 M. des
Vorjahres, weniger 100 M. — Titel III. Zur Verstärkung des Effektenbestandes,sonstiger
Ausgaben und zur Abrundung ist nichts eingestellt, sodaß der Etat mit einer Einnahme von
29 900 M. schließtgegen eine Ausgabe in gleicher Höhe,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist zu diesem Etat noch was zu bemerken? — Der
Herr AbgeordneteEckertz hat das Wort.

AbgeordneterEckertz: Ich wollte mir die Anfrage erlauben, ob e« nicht möglich ist,
daß bei der Aufbesserungvon Straßen das Material nicht, wie bisher geschehen, im Frühjahr
angefahren wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte um Entschuldigung, das gehört nicht zu diesem
Etat, Ich möchte zunächst fragen, ist zu diesem Etat noch etwas zu bemerken? — Es wünscht
Niemand das Wort, ich nehme an, daß der Etat en dloo angenommenwird. Wenn der Herr
AbgeordneteEckertzeine allgemeineBemerkung zu der Straßenverwaltung machen will, so bitte
ich ihn, dies jetzt zu thun.

AbgeordneterEckertz: Ich will mir die Anfrage erlauben, ob es nicht möglich ist, daß
bei der Aufbesserungder Straßen das Material nicht, wie es jetzt Brauch ist, im Frühjahr schon
auf den Straßen angefahren wird, fondern kurze Zeit vor der Einfchüttung, weil in Straßen,
die nur eine Breite von zwei Wagen haben, es sehr unzuträglich ist, daß das Material mindestens
6 Monate daliegt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort.
Landesbaurath Dreling: Meine Herren! Wenn es vorgekommenist, daß Material

6 Monate auf der Straße gelegen hat, ohne eingebaut zu werden, so war dort irgend etwas
nickt ganz in der Ordnung. Es ist Anordnung getroffen, das Material nur möglichst kurze Zeit
lagern zu lassen. Wir sind zur Zeit bezüglich des Einbaues des Materials in einer großen
Umwandlung begriffen, wir bauen nicht mehr mit Pferdewalzen ein, was Wochen und Monate
dauert, sondern es besteht die Absicht, durchwegnur die Dampfwalze zu verwenden, mit welcher
man rafcher vom Flecke kommt. Ich hoffe es dadurch jedenfalls zu verhindern, daß das Material
6 Monate lang uneingebaut auf der Straße liegen bleibt. Ist dies vorgekommen, so ist, wie
gesagt, irgend etwas hier nicht in Ordnung gewesen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEckertz hat das Wort.
Abgeordneter Eckertz: Ich muß bemerken, daß auf der Straße Zell-Bullay in den

6 Jahren, die ich in Zell bin, das Material immer mindestens 0 Monate gelegen hat.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort,
Landesbaurath Dreling: Dann wird die Sache untersucht werden und kann ich Abhülfe

in Aussichtstellen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Es fragt sich, ob noch beliebt wird in der Tagesordnung

fortzufahren. (Allgemeiner Widerspruch.)
Ich habe Ihnen zunächst mitzutheilen,daß der Herr Abgeordnete Zweigert mir folgendes

Schreiben zugestellt hat:
Ew. Durchlauchtbeehre ich mich ganz ergebenst zu bitten, an meiner Stelle ein anderes
Mitglied in die Geschäfts-Ordnungs-Eommifsiunwählen zu lassen.

Ich erlaube mir, dieses Schreiben an den Vorsitzendender Abtheilung Düsseldorf abzu¬
geben und ihn zu bitten, später einen andern Vorschlag zu machen. — Der Herr Abgeordnete
Friederichs hat das Wort,

Abgeordneter Friederichs: Die Herren aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf möchte
ich bei dieser Gelegenheit daran erinnern, daß wir morgen 10^ Uhr hier zusammenkommen
wollten. Die Herren wurden zwar alle schon schriftlich eingeladen. Wir treten in den: frühere»
AusfchußzimmcrRr. I zusammen. Wir werden, weil uns nunmehr eine Aufgabe mehr gestellt
wird, um so pünktlichererscheine»:müssen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zunächst wollte ich Sie bitten, daß wir nachher einen
Augenblick nicht als Landtag, sondern als Mitglieder des Landtages hier unter uns mit Ausschluß
der Oeffentlichkeit uns besprechen. Dann habe ich noch die Tagesordnung fiir morgen festzustellen.
Ich möchte Sie fragen, ob Sie damit einverstandensind, daß zunächst die Spezialetats, die wir
noch zu berathen haben, auf die Tagesordnung kommen, dann das Referat des Provinzialaus-
schusses über die Petition der Lnndbürgcrmcister, betreffend die Versorgung der Hinterbliebenen
und die Aufbesserungder Pensiunsucrhältnisse, drittens das Referat des Provinzialausschusses,
betreffenddie Errichtung eines Kaiser Wilhelm-Denkmals in der Nheinprovinz, und viertens das
Referat des Provinzialausschusses,betreffend die Krankenversicherungder land- und forstwirth-
fchaftlichen Arbeiter. Sind die Herren damit einverstanden,daß diese Referate zunächst nach den
noch übrigen Spezialetats vorgenommenwerden sollen? (Zustimmung.)

Ich möchte dabei immer die Möglichkeitfrei halten, daß wir nachher die eine oder die
andere von den Vorlagen des Provinzialansschnssesnoch verhandeln. Sind die Herren damit
einverstanden? (Zustimmung.)

Ich wollte noch fragen, wann die Commissionensich constituiren wollen. Weil jetzt noch
keine Organe für die Eommissionenda sind, so mochte ich Sie fragen, wann Sie sich in den
Commissionenconstituirenwollen. — Der Herr AbgeordneteDr. Schmidt hat das Wort,

AbgeordneterI)r. Schmidt: Ich möchte vorschlagen,daß die Abtheilungen morgen um
^211 Uhr zusammentretenund daß die Fachcommissionen eine Stunde früher, etwa um ^10 Uhr
sich versammeln, um sich zu constituiren.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Wir haben morgen um '/«10 Uhr Sitzung
des Provinzialausschusses. Es würde sich daher wohl besser empfehlen,um 11 Uhr, nachdemdie
Abtheilungengetagt haben, die Fachcommifsionenzusammentretenzu lassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann würde ich Ihnen vorschlagen, daß wir zuerst
Sitzung des Provinzialausschusseshalten, dann Hütten wir um 11 Uhr die Conslituirung der
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Commissionen und auf '^H Uhr wären die Abtheilungen eingeladen. Ich würde Ihnen dann
vorschlagen,daß wir um 12 Uhr zur Plenarsitzung zusammentreten. Der Zerr Abgeordnete
Melbeck hat das Wort.

AbgeordneterMelbeck: Ich halte es für nöthig, daß bestimmtwird, in welchen Zimmern
sich die Commissionenversammeln sollen. Ich intcressire mich insbesondere für die Wahl-
prüfuugsccnnmission,ich kenne die Mitglieder noch nicht. Es wäre, da ich wahrscheinlichdas
älteste Mitglied in der Commissionbin, richtig, wenn wir hier feststellten, in welchen Zimmern die
Commissionen sich constituirensollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Können sich nicht vielleicht der Reihe
nach in den fünf Zimmern, wie sie liegen, die fünf Commissionen:Geschäftsordnungscommission,
Wahlvrüfungscommissionuud die drei Fachcommissionen constituiren? Das Wort hat der Herr
Abgeordnetevon Solemacher.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Meine Herren, ich glaube, dah die größte
und befuchteste Commissionjedenfalls die Fachcommission I sein wird, und da wird für sie das
grüßte Zimmer zu referviren sein. Es würde sich vielleicht empfehlen, daß die Fachcommifsionen
I, II und III in den Zimmern 1, 2 und 3, und die Gesckäftsordnungscommifsionund die Wahl¬
vrüfungscommissionin den Zimmern 4 und 5 zusammentreten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich nehme an, daß die Herren damit einverstanden sind.
Der Herr AbgeordneteMelbeck hat das Wort.

AbgeordneterMelbeck: Um klar zu sein, lade ich die Mitglieder der Wahlprüfungs-
Eommissionin das Zimmer Nr. 5 ein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteMarcus hat das Wort.
AbgeordneterMarcus: Um die Wahlen für die Einschätzungs-Bezirkscommission resp.

Neklamationscommissionvorzunehmen,war bestimmt, daß wir um ^10 Uhr in dem Zimmer des
Provinzilllausschusseszusammentreten,

VorsitzenderFürst zu Wied: Es müssendie sämmtlichen Abtheilungenzusammentreten,
um sich darüber zu besprechen. Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.

AbgeordneterFriederichs: Um Mißverständnissein Folge der Bestimmung, die eben
getroffen worden ist, zu verhüten, bemerke ich, daß immerhin die Mitglieder aus dem Bezirk
Düsseldorf sich um 10'/<, Uhr in dem Zimmer Nr. 1 einzufindenhaben. Wir müssen nunmehr
um so früher fertig werden, als wir der I. Commissionschon um 1t Uhr das Zimmer zu
räumen haben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn die Herren nicht sonst noch etwas hinsichtlich der
Commissionen zu sagen haben, schließe ich hiermit die öffentliche Sitzung.

(Schluß 4'/2 Uhr.)
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